


von Uwe Kremer 

Da sage noch einer, die SPD sei zu 
.systemverändernden Reformen" we­
der willens noch in der Lage! Im Falle 
der Pflegeversicherung hat sie jeden­
falls das Gegenteil bewiesen: Die .Re­
volution" (diesmal ä Ja FDP: nämlich 
die privatrechtliche Regelung des Pfle­
geproblems) wurde zwar verhindert. 
Aber mit der Befreiung der Arbeitgeber 
von der Beitragszaltlung wird das Soli­
darprinzip mit seiner bisherigen paritä­
tischen Lastenverteilung aufgebrochen. 
Dabei ist es ziemlich wurscht, ob es ei­
ner Feiertagssstreichung zum Opfer 
fällt oder einer 100%igen Beitragsfi­
nanzierung durch die lohnabhängig Be­
schäftigten - mit der Ausnahme, daß 
letztere (bayrische) Variante eigentlich 
die ehrlichere Lösung darstellt. Daß 
sich unsere Parteioberen nun just über 
Stoiber & Co. aufregen, mag man be­
stenfalls auf ein schlechtes Gewissen 
zurückführen - bestenfalls, denn nur zu 
gut paßt dieser Systembruch zu jenen, 
die auch in der SPD das Klagelied von 
der zu hohen Belastung der Unterneh­
men durch Lohnnebenkosten singen 
und den "Sozialismus in einer Klasse" 
predigen. 

Der .Seeheimer Kreis" der Partei­
rechten macht seit einigen Monaten zu­
nehmend von sich reden - das Spektrum 
reicht von den Aktivitäten .junger So­
zialdemokraten" bis hin zum Andocken 
prominenter SPD-Spitzen wie Voscher­
au und Stolpe. Während sich die SPD­
Linke als Gruppe von allem damit be­
schäftigt, papierene Schlachten um 
Programmabsätze zu schlagen und dies 
jeweils in einem intensiven Selbstbeob­
achtungsprozeß auszuwerten, gewinnt 
"Seeheim" an Standortprofil. Seine 
wachsende Bedeutung entspricht näm­
lich Veränderungen in den gesellschaft­
lichen "Tiefenströmungen", die sich 
quer zu den .offiziellen" Parteien ent­
wickeln. Und als eine derartige Strö­
mung spielt der Sozialpatriotismus eine 
zunehmende Rolle - ein Diskurs, in 
dem die nationale Identität als Binde­
mittel gilt, um die Verteidigung des 
Produktionsstandortes Deutschland, 
das Prinzip sozialer Gerechtigkeit und 
die Herstellung von .Sicherheit und 
Ordnung" miteinander zu verknüpfen. 

Diese Grundströmung spiegelt sich in 
einem breiten Spektrum unterschied­
lichster bis gegensätzlicher politischer 
Ausdrucksformen wider, das von den 
Republikanern über Teile der Union bis 
hin zum Großteil der .Seeheimer" 
reicht (und übrigens auch kommunisti­
sche Restbestände erfaßt): Klaus Dörre 
stellt in dieser spw einige Facetten die­
ser Artikulation des .kleinen Mannes" 
dar. Sie tritt damit einem Ökoliberalis­
mus gegenüber, jener Mischung aus un­
ternehmerischem Freihandelsdenken, 
Liberalität und Ökosteuerverehrung, 
die neben der FDP kleineren Teilen der 
CDU und größeren der SPD wie auch 
der Grünen zueigen ist. Der in der SPD 
nunmehr vorherrschende Diskurs stellt 
ein Amalgam beider Grundströmungen 
dar. 

Die Schlüsselfrage für die radikalre­
formerische Linke: Gelingt es jenseits 
von .Ökoliberalismus" und .Sozialpa­
triotismus" den Diskurs des ökolo­
gisch-sozialen Umbaus neuerlich zu 
profilieren? Man lese Dörres Stichwor­
te zu einem .neuen Gesellschaftsver­
trag", zu einem .strategischen Bündnis 
von Arbeitern und Mittelschichten". 
Entscheidende Konsequenz: dieser Um­
bau erfordert einen deal, der die unter­
schiedlichen Lebenslagen, Bedürfnisse 
und Interessen an der Basis eines derar­
tigen Projektes endlich nüchtern und 
frei von wechselseitigen Belehrungen in 
Rechnung stellt. Die Entwicklung eines 
solchen dea/s ist nur als öffentlicher 
Diskurs vorstellbar. Für .rot-grüne" 
Fragen im Kontext der Bundestagswaltl 
greift dies noch zu weit - aber vielleicht 
reichen die programmatischen Elemen­
te der beteiligten Kräfte aus, zumindest 
eine Art "Vorvertrag" abzuschließen. 

Daß es sich bei einem derartigen 
"Vertrag" um mehr als eine notarielle 
Angelegenheit handelt, hat übrigens der 
Frauenstreiktag am 8. März in seiner 
Anlage gezeigt .• Streik" schließt ein, 
daß unterschiedliche Interessen vorlie­
gen, daß man sich als Vertragspartei 
versteht und daß dem Vertrag soziale 
Bewegung zugrundeliegt. Der Streik 
zeigt vor diesem Hintergrund auch, daß 
der .neue Gesellschaftsvertrag" Ge­
schlechtervertrag sein muß. Um aber 
nun den Kreis auf dieser spw-Seite zu 
schließen, will ich hoffen, daß dieser 
Vertrag nicht das festschreibt, was in 
der Pflegeversicherung zum Problem 
werden kann - nämlich die "sozialpa­
triotische" Rolle der Frauen als quasi­
natürliche Pflegekraft. 
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Frühjahrstagung der SPD-Linken 

D.e traditionell im Sozialistischen 
ildungszentrum in Oer-Erken­

schwick stattfindende Frühjahrs­
tagung des Frankfurter Kreises der sozi­
aldemokratischen .Linken sollte in die­
sem Jahr dazu dienen, inhaltliche An­
forderungen an das Regierungspro­
gramm (und das mögliche Regierungs­
handeln) der SPD untereinander sowie 
zeitweise auch mit Rudolf Scharping zu 
diskutieren. Im Mittelpunkt standen 
vom 18.-20. Februar zwei Themenbe­
reiche, die in der wirtschaftspolitischen 
Diskussion eine herausgehobene Rolle 
spielen - nämlich die Thematik der 
.Staatsreform" und die Frage einer so­
zialgerechten Finanzpolitik. Damit setz­
te die SPD-Linke ihre im Vorfeld des 
Wiesbadener Parteitages begonnenen 
Bemühungen um eine eigenständige 
wirtschafts- und sozialpolitische Profi­
lierung fort. Die Widersprüchlichkeit 
dieser Bemühungen trat schon auf dem 
Parteitag selbst bzw. in den unterschied­
lichen Parteitagseinschätzungen zutage 
(siehe die Artikel von Horst Peter und 
Ralf Krämer in der letzten spw) und war 
auch in Oer-Erckenschwick festzustel­
len. 

Dreh- und Angelpunkt der Debatte 
mit Rudolf Scharping sollte ein Papier 
sein, das unter dem Titel .Anforderun­
gen an unser Regierungsprogramm" fir­
mierte, dessen inhaltliche Stoßrichtung 
aber im Dunkeln blieb, tauchten darin 
doch Positionen auf, die bislang eigent­
lich gar nicht von der Parteilinken ge­
teilt wurden - z.B. daß die aus der.öko­
logischen Steuerreform zu gewinnenden 
Mittel auch für die ,Entlastung des Fak­
tors Arbeit" eingesetzt und (dadurch) 
auch mittlere Einkommen steuerlich 
entlastet werden sollen. Wurde dies da­
mit begründet, daß dies Parteitagsbe­
schlußlage sei und man Scharping eben 
damit konfrontieren wolle, findet man 
in den Anforderungen andererseits Posi­
tionen der Linken, die keineswegs auf 
dem Parteitag beschlossen worden sind 
- z.B. die Investitionshilfeabgabe zu­
gunsten von Investitionen in den ost­
deutschen Bundeslindern und zu l...allen 
dort nicht-investierender u~. 
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Joachim Schuster, Bremen, Politikwissen­
schaftler 

In dieser Gemengelage drückt sich der 
wohl unausrottbare Wunsch der .Frank­
furter" aus, die jeweilige Beschlußlage 
auf Biegen und Brechen für sich rekla­
mieren zu können - so auch im Nach­
gang des Wiesbadener Parteitages. 

Zu der in den .Anforderungen an 
unser Regierungsprogramm" themati­
sierten Staatsreform wurde auf diesem 
Parteitag im wesentlichen folgender 
Satz beschlossen: .Aufgaben, die zur 
Zeit vom Staat erfüllt werden, die aber 
von Privaten besser wahrgenommen 
werden können, sollten privatisiert wer­
den. " Wie man mit einem derartigen 
Null-Satz - zugleich Freifahrtschein für 
sozialdemokratische Privatisierungsfans 
- als Linke umgehen kann, stand fak­
tisch im Mittelpunkt der ersten Diskus­
sionsrunde zum Thema .Modernisie­
rung des Staates". Wie brisant sich die­
se Frage innerhalb der Sozialdemokratie 
darstellt, haben ja die Auseinanderset­
zungen um die sog. Postreform - ca. 30 
linke SPD-Abgeordnete haben sich 
immerhin gegen selbige ausgesprochen 
- ebenso gezeigt wie die staatsseitigen 
sozialdemokratischen Verhandlungs­
führer in der Tarifrunde des öffent­
lichen Dienstes mit ihrer Ablehnung 
einer .sozialen Komponente" in der 
künftigen Tarifstruktur (sie sei .lei-

. stungshemmend", so NRW-Finanz­
minister Schleußer). 

Eingeleitet durch Frieder Naschold, 
Direktor des Wissenschaftszentrums für 
Sozialforschung Berlin, und Kurt-Ul­
rich Heldmann, Personalsratsvorsitzen­
der der hessischen Kultusbehörde, wid­
meten sich der Kreis zunächst der Frage 
nach der Modernisierung des Staates. 
Unbestritten war bei allen Teilnehmer­
innen, daß eine Reform des öffentlichen 
Dienstes dringend notwendig sei, soll 
der Staat weiterhin in der Lage sein, sei­
ne Aufgaben inhaltlich zufriedenstellend 
und effizient zu lösen. Die Referate 
machten deutlich, daß eine solche Re­
form nicht allein kostenorieniiert disku­
tiert und durchgeführt werden kann. 
Auagebend von intcmatiooalcn Erfab.. 
nmgcn könne weder pawcllal eine Pri­
vatisierung öffentlicher A Cz • tu 
noch eine: alleinige Strategie der Binncn­
modernissierung befürwortet werden. 
Beides stoße schnell an Grenzen oder 

von Joachim Sc/u,ster* 

erweise sich selbst unter Kostenge­
sichtspunkten zuweilen als kontrapro­
duktiv. Demgegenüber müsse zunächst 
geklärt werden, welche Aufgaben zu­
künftig vom Staat, welche gesellschaft­
lich und welche privat erbracht werden 
sollen. Nur auf dieser Basis sei eine Re­
form des öffentlichen Dienstes erfolg­
versprechend, allerdings nur, wenn die 
Beschäftigten in allen Reformphasen 
einbezogen werden. 

Leider kam es in der ersten Runde 
nicht dazu, genau diese Aufgaben zu be­
stimmen und dementsprechende Kontu­
ren einer linken Staatsreformkonzeption 
zu zeichnen. Deutlich konkretere For­
derungen wurden dagegen im zweiten 
inhaltlichen Schwerpunkt der Tagung 
formuliert. Hauptreferent Rudolf Hickel 
von der Uni Bremen stellte ebenso wie 
Jochen Poß, Sprecher der AG-Finanzen 
bei der SPD-Bundestagsfraktion, her­
aus, daß zunächst zu klären sei, welche 
Aufgaben die öffentliche Hand erfüllen 
solle und welche nicht. Hickel vertrat 
dabei die These, daß solche Überlegun­
gen zu dem Ergebnis führen würden, 
daß bei einzelnen Aufgabenfeldern ein 
Rückzug des Staates möglich und auch 
wünschenswert sei, in anderen Fällen 
aber, etwa bei der Arbeitsmarktpolitik, 
eine Ausweitung der Staatstätigkeit er­
forderlich sei. 

Die Frage der Finanzierung der 
Staatstätigkeit sei somit immer eine ab­
geleitete Debatte. Die von Lafontaine 
und Scharping vorgetragene pauschale 
Forderung nach einem Einfrieren oder 
gar einer Zurückführung der Staatsquo­
te und der Verschuldung sei dagegen 
kontraproduktiv. Eine Reformpolitik, 
die wirklich die drängenden wirtschaft­
lichen Probleme aufgreift, dürfte dem­
gegenüber die Begrenzung der Staats­
einnahmen nicht zum Dogma erklären. 
Eine sozial gerechte Finanzierung muß 
zumindest erhebliche U mstrukturierun­
gcn auf der Einnahmenseite vornehmen, 
wobei entgegen weitverbreiteter Äuße-
1'UD8CD von führenden Sozialdemokra­
,.,_ diese nicht aufkommcnsneutral 
..,.4ilrften, sondern Mehreinnahmen 
'-.:lt eine höhere Bel-.og besser Ver­
dicncnder und der Unternehmen bein­
halten sollten. Angesichts der massiven 
Umverteilung der 80er Jahre ist dies 
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mehr als gerechtfertigt. Sollten sich da­
gegen die Vorschläge der Parteiführung 
durchsetzen, droht der angekündigte 
Abbau der Arbeitslosigkeit in einer le­
diglich sozial abgefederten Fortsetzung 
der Grundlinien der derzeitigen konser­
vativen Regierungspolitik zu enden. Al­
lerdings sollte man an dieser Stelle mit 
Blick auf die .Anforderungen an unser 
Regierungsprogramm" darauf hinwei­
sen werden, daß der Wiesbadener Par­
teitag die Prinzipienentscheidung 
zugunsten einer Senkung der Staatsquo­
te schon gefällt hat - und zwar mit der 
schönen Formulierung: .In Ab­
hängigkeit von der konjunkturellen Lage 
Begrenzung des Ausgabenanstiegs auf 
eine Zuwachsrate, die spürbar unter 
dem Nominalzuwachs des Brutto­
sozialprodukts liegt." 

Im Unterschied zur SPD-Linken 
konnte sich Joachim Poß mit wesentlich 
größerem Recht auf die Beschlußlage 
von Wiesbaden berufen - was natürlich 
finanzpolitisch und für die zu finanzie­
renden Maßnahmen manches befürchten 
läßt. Auf der anderen Seite sollte man 
an dieser Stelle einen Punkt hervorhe­
ben, der ansonsten kaum angesprochen 
wurde - nämlich die „negative Einkom­
menssteuer", mit deren Hilfe Niedrig­
lohnempfänger staatliche Zuwendungen 
(eben .negative" Steuern) erhalten sol­
len, die - so Poß unterstützenswerter­
weise - in der Konsequenz zur systema­
tischen Schaffung eines Niedriglohnsek­
tors führen dürfte und daher abzulehnen 
sei, auch wenn manche Sozialdemokra­
ten damit liebäugeln (so die Grundwer­
tekommission beim Parteivorstand!). 
Darüberhinaus erwähnte Hickel eine an­
dere Zuwendungsproblematik, zu der 
sich die SPD-Linke ebenfalls noch nicht 
dezidiert geäußert hat - nämlich die von 
ihm befürworteten staatlichen Zuwen­
dungen bei Arbeitszeitreduzierungen 
nachdem VW-Modell. 

Eben dieses Modell hatte es dem in 
der dritten Diskussionsrunde auftreten­
den Rudolf Scharping besonders ange­
tan, wollte er doch sowohl das VW- wie 
auch das Chemie-Modell im nationalen 
Maßstab verwirklicht sehen ( worauf in 
der Debatte nicht mehr eingegangen 
wurde). Überhaupt nahm Scharping 
kein Blatt vor den Mund und versuchte 
von sich aus die Streitpunkte anzuspre­
chen - gipfelnd in der Formulierung: 
.Ich mache absolut nichts, von dem ich 
persönlich überzeugt bin, daß es in den 
Jahren von 1994 bis 1998 nicht gehalten 
werden kann!" Dementsprechend wenig 

blieb von der in der spw von Uwe Kre­
mer jüngst gelobten .sozialkämpferi­
schen" Redeweise oder auch von Horst 
Peters im selben Heft getroffener 
Behauptung, Scharping sei für die SPD­
Rechte nicht reklamierbar. Während die 
erwähnten • Anforderungen an unser 
Regierungsprogramm" in Scharpings 
Ausführungen ebensowenig eine Rolle 
spielten wie in der Diskussion, gelang 
es in der Debatte - angefangen mit dem 
hart konturierten Beitrag der Bundes­
tagsabgeordneten Sigrid Skarpelis-Sperk 
und gestützt auf die vorhergehenden 
Ausführungen von Rudolf Hickel - die 
tatsächlichen Unterschiede stärker her­
auszuarbeiten. 

Es wird sich noch zeigen, inwieweit 
sich die Linke in den kommenden Mo­
naten in Parteidisziplin übt und auf die 
Wiesbadener Beschlußlage einengen 
läßt oder weiter an der Konturierung 
und Profilierung der eigenen Positionen 
arbeitet - bezugnehmend auf Wiesbaden 
(und auch auf Scharping), wo es richtig 
ist (insbesondere beim Abschöpfen hö­
herer Einkommen und Großvermögen), 
aber auch klar ablehnend, wo die Ideo­
logie .zu hoher Arbeitskosten" und eine 
restriktive Finanzpolitik den Spielraum 
für Reformpolitik schon im Ansatz zu 
zerstören drohen. Wenig Illusionen 
machte man sich über die Mög­
lichkeiten, noch das Regierungspro­
gramm von links her prägen zu können. 
Umso wichtiger wird die inhaltliche 
(und seelische) Vorbereitung auf die 
• Zeit danach" - also nach den Bundes­
tagswahlen. 

Dies verweist schließlich auf die 
Handlungsfähigkeit des Frankfurter 
Kreises, die zum Abschluß diskutiert 
werden sollte. Der Juso-Bundesvorsit­
zende Thomas Westphal wies in einer 
.Reformskizze" zur Arbeit der Partei­
linken u. a. darauf hin, daß sich der See­
heimer Kreis der Parteirechten zuneh­
mend besser formiere, nach außen dar­
stelle und z.B. Einfluß im Jugendbe­
reich nehme. Demgegenüber benötige 
die Linke eine eigenständige inhaltliche 
Projektorientierung, eine effizientere 
politische Koordinierung und eine syste­
matischere Öffentlichkeitsarbeit. Als 
zentrales Projekt wurde der .sozial­
ökologische Umbau" definiert. Leider 
kam es in Oer-Erkenschwick nicht mehr 
zu einer intensiveren Debatte über die 
Neustrukturierung des Frankfurter Krei­
ses. So blieben Stichwörter wie Regio­
nalisierung der inhaltlichen Arbeit, 
Stärkung fachlicher Arbeitsgruppen, 
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Koordinierung im Bereich wissenschaft­
licher Mitarbeiterinnen, HerQJJSgabe ei­
nes Frankfurter Kreis-Infos usw. weit­
gehend unausdiskutiert. 

Allerdings: Am Rande des Kreises 
wurde die Fortführung der begonnenen 
wirtschafts- und sozialpolitischen Pro­
grammarbeit vereinbart. Und am 
4.März traf sich - anknüpfend an den 
Vorschlag von Thomas Westphal - zum 
ersten Male eine übergreifend angelegte 
Projektgruppe zum .sozial-ökelogi­
schen Umbau" . In diesem Zusammen­
hang sollte auch auf die AG Kommunal­
politik des Frankfurter Kreises hinge­
wiesen werden, die sich konkret mit den 
vor Ort spürbaren aktuellen Restriktio­
nen für einen derartigen Umbau herum­
schlagen muß und dennoch versucht, 
den miesen Realitäten linke Perspektive 
abzupressen. 

sgw,11. ' ... ,.,, ~!:f'. 
ntern · 'f? 

Liebe Leserinnen und Leser, 
heute haltet Ihr die zweite Ausgabe 

der .neuen spw" in der Hand. Die erste 
Ausgabe war ein großer Erfolg, sehr 
viele Neuabos und Probeheftbestellun­
gen sind bei uns eingetroffen. Wir wür­
den uns freuen, wenn. Ihr helfen würdet, 
damit spw noch mehr Verbreitung fin­
det. Daher können beim Verlag jeder­
zeit Werbekarten zum Beispiel zur Ver­
teilung auf Veranstaltungen angefordert 
werden. Wir suchen auch weitere • Ver­
triebsagenten" oder • Vertriebsagentin­
nen", die regelmäßig einige Exemplare 
der spw auf Kommission zum Weiter­
verkauf bekommen. Wer Interesse dar­
an hat, soll sich bitte bei uns melden. 

An dieser Stelle möchten wir alle 
Leserinnen und Leser, bei denen sich 
die Anschrift geändert hat oder in näch­
ster Zeit ändert, bitten, unbedingt die 
neue Adresse direkt an den Verlag wei­
terzuleiten. spw wird nämlich als Post­
vertriebsstück nicht nachgesendet und 
wir müssen oft sehr aufwendige Recher­
chen anstellen, um die neue Anschrift 
zu bekommen. Alle Empfänger/innen 
einer Rechnung für das Jahresabo 1994 
möchten wir bitten, beim Überweisen 
immer die Kundennummer angeben. 
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Rot-Grün - keine Utopie 

Joachim Raschke ~inte in der_ T AZ: 
"Die Grünen mussen rot-grun nur 
wollen.• Richtig. Und darum muß 

er sich nicht sorgen. Rot-grün als 
Regierungskonstellation ist möglich, 
keine Utopie. Es wird auch inhaltlich 
nichts mit Utopien zu tun haben. 

Denn einerseits hat sich eine Kanz­
lerdämmerung übers Land gelegt, die 
selbst eingefleischte Konservative an 
der Zukunftsfähigkeit des schwarz-gel­
ben Projekts zweifeln lassen. Anderer­
seits befindet sich die einzige wirkliche 
Alternative, GRÜN-ROT für die poten­
tiellen Akteure an einem ähnlichen 
Punkt wie die sozialliberale Koalition 
1969: Wenig scheint zu gehen, aber es 
muß. 

In einer Dienstleistungsgesellschaft, 
deren Mentalität das Land zunehmend 
prägt, wird von den Parteien Leistung 
erwartet. Schließlich werden sie - bisher 
noch - reichlich mit Wählerinnenstim­
men und Steuergeldern ausgestattet. 
Was Bürgerlnnen dafür erwarten, ist 
nicht weniger, als ökologische und so­
ziale Probleme zu lösen, statt sie nur zu 
"Herausforderungen" schönzureden. 
Wird nicht gehandelt, Wesentliches 
nicht Vom Unwesentlichen unterschie­
den, drohen demnächst dieselben Stra­
fen wie in Italien. · 

Die Mitwirkungsbereitschaft der 
Menschen selbst ist inzwischen be­
grenzt, viele sehen oder haben längst 
keine materiellen Spielräume für 
Opferbereitschaft und Engagement 
mehr. Andere, vor allem die "Kund­
schaft" der Grünen, wären prinzipiell 
dazu bereit. Aber erst, wenn die Partei­
en Vorleistungen bringen. Ist das erfüll­
bar? 

Die Grünen befmden sich in mehre­
ren Zwickmühlen. Als letzte Partei sind 
sie noch mit etlichen Hoffnungen be­
frachtet. Auf Bundesebene haben sie nie 
regiert, also manche Hoffnung noch 
nicht enttäuschen können. Ihre Politik 
bleibt ein existentieller Drahtseilakt, 
weil der Anteil ihrer Stammwähle­
rlnnen 3-4 % nicht überschreitet; und er 
nimmt bei allen Parteien ab. Die "Si-
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Roland Appel, Bonn, Mdl Bündnis • 90/Die 
Grünen; Martin Böttg•, Bonn, Abgeordneten­
mitarbeiter im Landtag NRW 

cheren • wären schnell vergrätzt, wenn 
es auch mit den Grünen keinen Atom­
ausstieg gäbe, oder selbst eine rot-grüne 
Bundesregierung individuelle Grund­
und Menschenrechte. per Lauschangriff 
antasten würde. 

Wechselwählerlnnen erwarten dage­
gen zwar die generell richtigen politi­
schen Signale, vor allem aber Regie­
rungsbereitschaft: erste, richtige Wei­
chenstellungen auf ökologische Ver­
änderung, soziales Korrektiv einer 
Groß-Regierungspartei, Minderheiten 
mehr Rechte zu verschaffen - aber keine 
Sprengung der Zusammenarbeit. Die 
hessische Landesregierung ist wahr­
scheinlich das beste Beispiel; jede/r mag 
selbst dabei mehr die Möglichkeiten 
oder mehr die Grenzen sehen. 

Was beim "Hessischen Modell" aber 
versauert, ist die soziale Basis der Grü­
nen - längst haben sich dort viele Mit­
glieder, die mehr wollen, als die nächste 
Kreistagsliste aufstellen, in die "innere 
Emigration" zurückgezogen. Diejeni­
gen, die sich auch außerhalb der Wahl­
termine für gesellschaftliche Ziele der 
Partei zu engagieren bereit sind, die 
also selbst Leistung einbringen, erwar­
ten umso mehr von der ParteL Wenn die 
ihrem Publikum dann aus Regie­
rungsdisziplin die kalte Schulter zeigt, 
dann darf sie zwar weiter regieren, 
macht sich unabhängiger von diesem 
Publikum, aber umso abhängiger vom 
Koalitionspartner und den meistens ihm 
nahestehenden Medien. 

Auf kommunaler Ebene haben Bünd­
nis '90/Die Grünen längst das Modell 
von Peter Radunski, dem ehemaligen 
Bundesgeschäftsführer der CDU, umge­
setzt: sie sind "Fraktionspartei" gewor­
den. Die Polit-"Profis" betreiben ihr 
Parlamentsgeschäft, erbringen auch 
Serviceleistungen für Bürgerinitiativen, 
und das füllt den Alltag aus. Ausstrah­
lung gibt das nicht, Werbewirkung oder 
gar gesellschaftliche Anziehungskraft, 
Nachwuchs - Fehlanzeige. Nicht alle 
bedauern das, denn kritische Neue wä­
ren ja Sand im Regierungs-, Verwal­
tungs- und Parlamentsgetriebe. 

Hinzu kommt für die Grünen das 
Trauma der Wahlniederlage von 1990. 
Der längst dezimierte "Fundi"-Flügel, 
der sich auf Analysen des Kapitalismus 

von Roland Appel und Martin Böttger• 

und Imperialismus beschränkte, verließ 
endgültig die Partei. Es blieben die Lin­
ken, die einen kapitalismuskritischen 
Standpunkt vertreten, sich aber zum 
Zwecke politischer Veränderung nicht 
nur auf das parlamentarische System 
einlassen, sondern auch mitregieren 
wollen. Dieser Teil der Partei sieht sich 
in den Medien inzwischen wiederum als 
"Fundi"-Flügel abgestempelt, ist aber 
in Wirklichkeit längst der· eigentliche 
Verteidiger von "Rot-grün" - gegen 
"Ampeln" oder gar die zunehmend insi­
.nuierte Annäherung an die CDU. Nicht 
zufällig sind wirtschaftspolitische FDP­
Positionen ("Standortdebatte", "keine 
zusätzliche Belastung von Unterneh­
men") bei Teilen der Grünen salonfähig 
geworden. 

Die Linken bei den 
Grünen sind in Wirklich­
keit längst die eigentli­
chen Verteidiger von 
"Rot-Grün". 

Was diesen linken Parteiflügeln mit 
vernünftig denkenden Realos vereint, ist 
das Wissen, daß das endgültige Schei­
tern des Bündnismodells Grüne Partei 
weitreichende negative Auswirkungen 
nicht nur auf das deutsche politische Sy­
stem hätte. Neben der SPD-Linken 
wäre dann nur DQCh die Wand - oder der 
Abgrund. Es gäbe aber auch keine 
denkbar mehrheitsfähige Alternative 
mehr zum "weiter so" einer Gesell­
schaft, in der überalterte Entscheidungs­
träger in Politik und Wirtschaft keine 
Perspektiven und Visionen mehr eqt­
wickeln außer der Bereicherung ihres 
Konzerns oder ihrer Institution (Partei), 
der Nivellierung sozialer Standards auf 
das Niveau der Schwellenländer und 
den Schutz vor ökologischer Katastro­
phe in der vollklimatisierten Plexi­
glaslruppel. Daher wurde seit 1991 bei 
den Grünen ein innel]larteilicher "Burg­
frieden• eingehalten. 

Dank der Engholmschen "Peters­
berg-Wende" wurde die gesellschaftli­
che Relevanz der Grünen als or-
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gallisierender Oppositionskraft unverse­
hens in der öffentlichen Wahrnehmung 
rekonstruiert. Während der auf Gremi­
enpolitik fixierte Teil der Partei ohn­
mächtig erschrak und außer Joschka Fi­
scher eigentlich niemand erkannte, daß 
ein von der SPD freigegebenes Vakuum 
unbedingt besetzt werden mußte, gelang 
es der Parteilinken, programmatisch 
Vorteile zu erarbeiten. Große Mehrhei­
ten der Partei wollten Opposition gegen 
Grundrechtsabbau organisieren und für 
eine offene Einwanderungsgesellschaft 
eintreten. Diese Offenheit wurde nicht 
nur proklamiert, sondern auf Länder­
(Niedersachsen) und Kommunenebene 
auch in praktische Alltagsarbeit umge­
setzt. Die Partei wurde damit vorläufig 
darauf festgelegt, daß verfassungsver­
ändernder Grundrechtsabbau zu keinem 
Koalitionspreis mit den Grünen zu ma­
chen ist. Vorläufig, weil jede Debatte in 
zyklischen Abständen immer wieder 
neu geführt werden muß, weil Zumu­
tungen aus der rechte_n "Mitte" der 
Gesellschaft vor GRUNEN Köpfen 
nicht haltmachen. 

Daraus , erklärt sich eine gewisse 
Verbissenheit, mit der die Grünen zu 
Beginn des Jahres 1994 ihre Wahlpro­
grammdiskussion austrugen. Während 
die Linke GRÜNE Programmatik er­
neut bestätigen und verankern wollte, 
strebten die Realos die Vermeidung 
möglichst vieler potentieller koali­
tionspolitischer Reibungsflächen an. 
Gezielt war aus der SPD-Führung in die 
Grünen gestreut worden, in der Baracke 
existiere eine Studie, nach der die Grü­
nen koalitionsfähig wären, wenn ... da 
nicht ihre störenden Positionen zur 
Flüchtlings- (s.o.) und Friedenspolitik 
wären, - letztere noch im Oktober 93 
von '90% der Delegierten in Bonn be­
schlossen. 

Folgerichtig baute die SPD-Spitze 
nach dem Mannheimer Programmpar­
teitag den Anti-NATO-Popanz wieder 
auf. Ignoriert wird dabei bewußt, daß 
bei den Grünen niemand mehr über ei­
nen NATO-Austritt diskutiert. Es geht 
vielmehr langfristig um die Ersetzung 
militärischer durch demokratische 
politische Strukturen und damit um den 
Kernbestand und die Fortentwicklung 
der klassischen Entspannungspolitik auf 
der Basis der KSZE. Die Minderheit 
des Parteitages wollte die NATO als 
sicherheitspolitischen Arrn der KSZE 
umbauen; die Mehrheit sah das als Hin­
tertür für ihren Erhalt und langfristigen 
Ausbau und damit die nähere Hinwen-

dung zu militärischen Optionen an. Die 
wurde abgelehnt, nicht mehr und nicht 
weniger. 

Der Parteilinken gelang es bis zum 
Parteitag in der Öffentlichkeit nicht, ihr 
Grundverständnis über die Rampe zu 
bringen: 

- daß sie offensiv für rot-grün ist; 
- daß sie einen Unterschied zwischen 

einem grünen Wahlprogramm sieht und 
einem rot-grünen Regierungspro­
gramm, über das Kompromisse nach 
der Wahl geschlossen werden, nicht 
vorher; 

- daß sie für einen Regierungswech­
sel ist, der auch einen Politikwechsel 
bewirkt. 

Stattdessen gelang es den Realos, 
wie immer unter tatkräftiger Mithilfe 
der T AZ (wer objektive Berichte über 
Grüne lesen will, muß schon zur FAZ 
greifen), die Parteilinke als "Fundis" 
und "Sofortisten" zu diffamieren. Im 
W ahlprograrnm dürften nur politische 
Ziele verankert werden, die in 4 Jahren 
zu verwirklichen seien, wenn man 
selbst "51 % " hätte, ohne zu berücksich­
tigen, was das wohl für eine Ge­
sellschaft wäre. Ist das etwa "Realo"? 

Einern potentiellen Ko­
alitionspartner SPD 
wird es schwerfallen, 
den Grünen Utopismus, 
Verschwendungssucht 
und Abgabenwut zu 
unterstellen. 

So bestand die eigentliche Aufgabe 
für B '90/Die Grünen beim Parteitag in 
Mannheim und auch danach darin, 
Kompetenznachweise in der Wirt­
schafts- und Sozialpolitik zu erbrin_sen. 
Das Image der körnerfressenden Oko­
Spinner war nicht loszuwerden, weil es 
den grünen Expertinnen in den letzten 
Jahren nie gelang, ihre guten Konzepte 
so zuzuspitzen und ihre Politik so zu in­
szenieren, daß sie auch wahrgenonunen 
wurden. In Mannheim gelang das erst­
mals. Vielleicht lag es einfach daran, 
daß die Öffentlichkeit schon so auf der 
Suche nach den dringend notwendigen 
Konzepten ist, alle anderen Parteien so 
wenig zu bieten haben, daß man sich 
ehrlich für entsprechende grüne Ant­
worten interessierte. 
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LiFo-Info. 
Neue Folge. 
Das Lifo-lnfo. Neue Folge. bietet 
Praktikerinnen und Theoretikerinnen 
grüner Politik aus dem In~ und Ausland 
ein Forum. Bündnis 90/Grüne dürfen 
nicht zur Öko-FDP werden. Wir wollen 
radikale Alternativen neu umreißttn. 
In unseren bisherigen Ausgaben sind 
folgende Autorinnen vertreten: 
Felix Guattari zur ökolog. Demokra­
tie;Jordi Bigas zur Ökologie in Spani­
en:John Lambertzu Maastricht Klaus 
Oräger zu Gesamteuropa: Christine 
Weiske zur bündnisgrünen Fusion: 
Joachim Gutsehe/Matthias Oberg 
zum Rechtstrend: Hans Wagner zu 
Transformationstheorien: Jean-Paul 
Deleage '!'.ur Polit.Ökologie; Alain 
Lipietz zu Okologie - Gewissen; Da­
niel Kreutzzum Solidarpakt Manfred 
Busch zur Haushaltspolitik: Jürgen 
Trittin. Hans-Peter Hubert, Ulli 
Cremer. Albert Statz. Friedrich Heil­
mann. Rainer Hinrichs jeweils zur 
Friedenspolitik: NorbertAndresen ~11 
Ethik-Politik:Wi_l)i Brüggenzur~~: 
Alain Lipietzzu Okologie • Wi~ 
W. Brüggen/F.O. Wolf zur kap. 
Produktionsweise: Jürgen Trittln'zum 
Asylrecht Ulli Cremer, Lühr Henken 
jeweils zur UNO-Politik: Rainer Falk 
zu globalen S9zial-Konflikten:: Plerre 
Juquin zu Okologie • National­
populismus: Hans-Ch. Ströbele zum 
Maastricht-Urteil; H.-P. Hubert zu 
Euromilitarismus: Daniel Kreutz zur 
Wirtschaft-Soziales: Giorgio Nebbia 
zum New Deal; Rolf Schwendter zur 
linken Krise: F. 0. Wolf zu Ökologie -
Utopie: Lena Sfachmuider zur 
Ökologie in Südalrika:Manfred ~usch 
und Willi Brüggen jeweils zu Okolo­
gie, Ökonomie. Soziales: Bärbel 
Höhn zum Frauenstatut 
Desweiteren laufend: Bündnisgrüne 
Perspektivdiskussion. Berichte aus 
der Praxis. Kommentare und 
Literaturbesprechungen ... 
Das Ufo-Info. Neue Folge. erscheint 
sechsmal im Jahr. Kostenlose Probe­
exemplare können bestelltwerden bei: 

LiFo-Info. Neue Folge. 
Rüdiger Brandt 
Graefestraße 19 
10967 Berlin 
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Sozialismus 

Die Monatszeitschrift Sozialismus 
liefert Informationen und Hinter­
grundmaterial zu folgenden 
Bereichen: 

o Diskussionen im Forum Gewerk­
schaften (es schreiben: Detlef Hen­
sche, Lorenz Schwegler, Frank 
Deppe, Heinz Bierbaum, Otto 
König, Theo Steegmann, Sybille 
Stamm) 

o ökonomische Analysen national 
und international (es schreiben: 
Joachim Bischoff, Jörg Huffschmidt, 
Rudolf Hickel, Karl-Georg Zinn) 

o aktuellen politischen Diskussio­
nen der Linken ( es schreiben: Egon 
Bahr, Eric Hobsbawm, Sabine 
Kebir, Peter von Oertzen, Wolfgang 
Thierse) 

Einzelheft: DM 7,50 
Jahresabo: DM 75,- (incl. Porto) 

Bestellcoupon: 
Hiermit bestelle ich ein kostenloses 
Probeheft 

Name: 

Straße: 

PLZ, Ort: 

Zu schicken an: 
VSA-Verlag 
Posttach 50 15 71 
W-2000 Hamburg 50 

Sozialpolitisch fordern die Grünen 
eine soziale Grundsicherung anstelle des 
bisherigen Systems aus Arbeitslosen­
und Sozialhilfe, nach anfänglichen Kon­
troversen unter ausdrücklicher Einbe­
ziehung von Flüchtlingen. Eine Million 
Arbeitslose sollen durch die Schaffung 
von Arbeitsförderbetrieben beschäftigt 
werden. Diese Betriebe sollen in gesell­
schaftlichen Bedarfsbereichen, z.B. 
Altlastensanierung, Pflegedienstlei­
stungen, o.ä. tätig werden. Mit einer 
Überarbeitung des Arbeitszeitgesetzes 
soll Druck auf die Tarifparteien ge­
macht werden: hin zur 30-Stunden-Wo­
che. 

Breiten Raum im wirtschaftspoliti­
schen Konzept nehmen die sogenannten 
.Öko-Steuern" ein: jährliche Erhöhung 
der Mineralöl~teuer um 50 Prg. (analog 
zu Vorstellungen des von der SPD­
Landesregierung NRW finanzierten 
Wuppertaler Weizsäcker-Institutes); 
schärfere Besteuerung des Primär­
energieverbrauches; Abgaben für Emis­
sionen; Schwerverkehrsabgabe zugun­
sten des Güterschienenverkehrs; Nah­
verkehrsabgabe in den Städten für den 
entsprechenden Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs. Nicht durchsetzen konnte 
sich die Fücks/ Ampel-Minderheit mit 
dem Wunsch, diese Abgaben durch Sen­
kung der Scizialversicherungsbeiträge zu 
kompensieren, weil sie eine Kosten­
überlastung der Unternehmen fürchten. 
Vielmehr sollen die eingenommenen 
Mittel nach dem Wunsch der grünen 
Parteitagsmehrheit für eine ökologische 
Umsteuerung verwendet werden. 

Einern potentiellen Koalitionspartner 
SPD wird es schwerfallen, den Grünen 
hier Utopismus, Verschwendungssucht 
und Abgabenwut zu unterstellen. Schon 
Joschka Fischer mußte bitter erfahren, 
daß linke grüne Wirtschaftspolitiker, 
wie der NRW-Landtagsabgeordnete 
Manfted Busch, zu ihren Texten immer 
gleich eine präzise Einnahmen- und 
Ausgabenrechnung hinzufügen, um zu 
beweisen: wenn etwas fehlt, ist es nicht 
der gangbare Weg, sondern der politi­
sche Wille. Das gilt für ökologisch­
sozialen Umbau wie für eine Energie­
wende inklusive dem ·Ausstieg aus der 
Atomenergie. 

Auffällig war dennoch, daß die 
.Standortdebatte" in den Reiben von 
B '90/Die Grünen durchaus verfangen 
hat. Nicht wenige übernehmen die herr­
schende Lesart vom • internationalen 
Wettbewerb", in dem eine imaginäre 
deutsche Spitzenstellung zu verteidigen 

sei. Was solches Konkurrenzverhältnis 
für internationale Arbeitsteilung und 
Ausbeutung konsequent bedeutet, wird 
dabei in der Regel ausgeblendet. Die 
FDP sollte also nicht zu grün sehen. Es 
gibt innerhalb der Grünen durchaus 
auch ideologische Grundlagen für eine 
.Ampel"-Konstruktion. Sie wagen sich 
- aus zutreffendem Kalkül - nur bisher 
nicht aus der Deckung. 

Natürlich: ein Wahlprogramm ist das 
eine; ein .20-Punkte-Regierungspro­
gramm" wäre das nächste; Koalitions­
verhandlungen und das Personal für die 
Umsetzung sind das andere. In allen 
Parteien ist das so. Wenige grüne Lan­
desverbände hatten ihre Landeslisten bis 
zum Redaktionsschluß dieses Textes 
aufgestellt. Der größte, Nordrhein­
Westfalen, stellte wie immer eine aus­
gewogene Liste auf. An der Spitze ste­
hen die ausgewiesene Reala und 
temperamentvolle Populistin Christa 
Nickels und der mittlerweile auf zwei 
Bundesparteitagen (Friedens- und Au­
ßenpolitik sowie Wahlprogramm) auf­
fällig erfolgreiche Bundesvorstands­
sprecher Ludger Volmer. Im weiteren 
Verlauf der Liste kamen alle Strömun­
gen zum Zuge, bei einem Wahlergebnis 
von ca. 10 % gäbe es ein leichtes linkes 
Übergewicht. In anderen Landesverbän­
den, z.B. Hamburg, Hessen, Baden 
Württemberg, Bayern, Sachsen, Thü­
ringen werden die Realos versuchen, 
.durchzuwählen" und so vermutlich in 
einer möglichen Bundestagsfraktion ein 
Übergewicht bekommen. 

Es sieht also so aus: noch sind die 
Wahlaussichten günstig. Scharping und 
Verbeugen werben rechts und in der 
Mitte, machen so Platz frei für Bünd­
nis '90/Die Grünen. Im Wahlkampf 
müßten schon sehr schwere Fehler be­
gangen werden, um einen Wiedereinzug 
von B '90/Die Grünen in den Bundestag 
zu verstolpern. Selbst eine nominelle 
rot-grün-Mehrheit scheint möglich. Ei­
nen grünen Konsens, Rot-Grün zu ver­
suchen gibt es ebenfalls. Wird die SPD 
aber nach langer Rechtsprofilierung 
noch die Kurve bekommen? 
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Vier-Tage-Woche - ein Schritt vor, 
zwei Schritte zurück 

Replik zu dem Artikel von Baumeister/Sieling in spw 75 

a r Tarifvertrag bei VW ist per­
ekt. Alle Beschäftigten arbei­
en ab dem 01.01.94 28,8 

statt bisher 36 Stunden und bekommen 
dafür monatlich genauso viel wie vor­
her. Alle sind zufrieden, die Gewerk­
schaft und die Beschäftigten, weil 
30.000 Arbeitsplätze gesichert wurden, 
der VW -Vorstand, weil der Konzern 
so weiter international konkurrenzfä. 
hig bleibt. Die Öffentlichkeit (auch die 
linke) jubelt, endlich einmal eine in­
telligente Lösung, die es verhindert, 
daß in einer wirtschaftlich schwierigen 
Situation sofort Massenentlassungen 
auf der Tagesordnung stehen. 

Soviel Geschlossenheit macht doch 
stutzig. Es scheint fast so, als ob beide 
Seiten 100% ihrer Forderungen durch­
gesetzt hätten und nun wunschlos 
glücklich wären. Wo ist also der Haken? 

1. Positiv an den Tarifvereinba­
rungen ist, daß endlich auch von Unter­
nehmerseite eingesehen wurde, daß 
nur durch radikale Arbeitszeitverkür -
zungen (AZV) die Massenarbeitslosig­
keit bekämpft ·werden kann. Auf die­
se Weise wurden 30.000 Arbeitsplätze 
gesichert und dem unsinnigen Gefasel 
von der Notwendigkeit einer Arbeits­
zeitverlängerung eine gesellschaftlich 
sinnvolle Alternative entgegengestellt. 
Wer jetzt noch weiter für die Verlän­
gerung der Arbeitszeiten eintritt, muß 
sich bewußt sein, daß er trotz einer Al­
ternative (AZV) Arbeitsplätze vernich­
tet und den sozialen Frieden gefährdet. 

Auch wurde noch einmal deutlich, 
daß eine Arbeitszeitverlängerung weder 
betriebs- noch volkswirtschaftlich Sinn 
macht. Volkswirtschaftlich werden 
durch die Vernichtung von Arbeitsplät­
zen nicht nur die Sozialversicherungen 
belastet, sondern auch ein Nach­
fragerückgang eingeleitet, der bei ge­
stiegener Produktivität unweigerlich 
zu einer Wachstumsbremse wird 
und zu weiteren Entlassungen führt. 

Alexander Scharf, Juso-Landesvorsitzender 
Schleswig.Holstein 

Betriebswirtschaftlich bewirkt die 
gesunkene Binnennachfrage Absatzpro­
bleme, Gewinnrückgänge und Konkur -
se. Es wird somit ein Teufelskreis in 
Gang gesetzt, der zu einer Kapi­
talentwertung in gigantischem Ausmaß 
führt und die konjunkturelle Lage lang­
fristig belastet. Löhne sind eben nicht 
nur Kosten, sondern stellen den ent -
scheidenden Faktor der Binnen­
nachfrage dar und können selbst wäh­
rend einer globalen Wirtschaftskrise die 
Konjunktur stabilisieren (siebe 1989/ 
90). 

2. Das entscheidende am VW -Ta­
rifvertrag ist allerdings, daß die AZV 
annähernd ohne Lohnausgleich statt -
fand. Wenn die IG-Metall behauptet, 
daß das Monatseinkommen gleichge­
blieben ist hat sie zwar recht, dafür 
wurden aber fast alle übertariflichen 
Leistunge11 gestrichen, so daß die Ar­
beitnehmerinnen ca. 15%, die VW AG 
5 % der Arbeitszeitverkürzung finan­
zieren. 

Mit diesem Tarifvertrag hat sich die 
Gewerkschaft faktisch auf die Logik der 
Lohnkürzungsdebatte eingelassen. Weil 
die Arbeitnehmerinnen angeblich an der 
• Krise des Standorts Deutschland" 
durch ihre überzogenen Ansprüche die 
Hauptschuld trage11, ist es folglich nur 
logisch, daß sie zur Kompensation der 
AZV den Löwenanteil beizutragen ha­
ben. Schließlich hat das DIW vorge­
rechnet, daß den Haushalten durch 
Lohnverzicht + Vier-Tage-Woche 367 
Mill. DM weniger zur Verfügung ste­
hen als bei 30.000 Entlassungen. 
Volkswirtschaftlich wurde dadurch in 
einer Rezession noch einmal kräftig auf 
die Wachstumsbremse getreten. 

Der VW -Vorstand, aber auch die 
IG-Metall haben also wenig erreicht. 
Durch ihre Vereinbarungen wird der 
Druck auf die Arbeitnehmerinnen und 
die VW AG mittelfristig nicht beseitigt 
werden. 

3. Auch der zweite Kernpunkt von 
AZV, nämlich die Beschäftigungs­
wirksamkeit, wurde von der IG-Metall 
außer acht gelassen. Es finden sich 

von Alexander Scharf* 

im Tarifvertrag keine Regelungen über 
Neueinstellungen. Es ist deshalb falsch, 
wenn davon gesprochen wird, daß der 
Vertrag auch ein Ausdruck der Solidari­
tät gegenüber den Arbeitslosen sei. 

4. Gewerkschaft und Vorstand haben 
darüber hinaus das entscheidende Pro­
blem, die strukturelle Krise der Auto­
mobilindustrie, nicht angesprochen. Der 
Automobilmarkt ist nahe an seiner Sätti­
gungsgrenze, ein Wettbewerb findet 
fast ausschließlich als Verdrängungs­
wettbewerb zwischen den weltweiten 
Anbietern statt. Auch aus ökologischen 
Gründen darf der Automobilsektor 
nicht weiter wachsen. Wenn beispiels­
weise jeder Chinese über ein Auto ver­
fügen würde, würde das sofort ZU!)l 
ökologischen Kollaps führen. Der ~. 
logische Umbau gerade des Auto~' 
sektors ist also notwendiger demi!fo, 
und diese Frage immer wieder zu verta­
gen, führt nur dazu, daß sie sich nach 
Ablauf der Frist umso dringender stellt. 

In der Verantwortung des VW-Vor­
stands, der Bundesregierung, a_ber nicht 
zuletzt auch der· IG-Metall hätte es in 
dieser Situation gelegen, in Gesprächen 
und Verhandlungen Perspektiven für die 
Zukunft der Automobilindustrie jenseits 
von 2 Airbags serienmäßig qder einem 
verbesserten Seitenaufprallschutz zu 
entwickeln. 

Klar ist also, daß die Frage von 
Massenentlassungen 1996 auf einem 
neuen, höheren Niveau nach Ablauf des 
Tarifvertrages erneut auf der Tagesord­
nung stehen wird. Insgesamt ist also 
zu sagen, daß die vereinbarte Vier­
Tage-Wocbe mitnichten ein Erfolg, 
sondern ein gut getarnter Reinfall war. 
Der VW -Tarifvertrag ist in einer für die 
IG-Metall zugegebenermaßen schwie­
rigen Situation ausgehandelt worden. 
Kampfeswille und Augenmaß für volks­
wirtschaftliche Auswirkungen dürfen 
aber gerade in solchen Zeiten nicht ab­
handen kommen. 

9 
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Ein riskanter Tausch 
Zur Tarifauseinandersetzung 1994 im öffentlichen Dienst 

uf die Forderung der Gewerk­
chaften des öffentlichen Dien­
tes nach einer Erhöhung der 

Löhne und Gehälter um 4 % - darin ein­
geschlossen eine unbestimmte soziale 
Komponente für die niedrigen Lohn­
und Vergütungsgruppen - "haben die 
öffentlichen Arbeitgeber mit einem Ka­
talog von manteltarifvertraglichen Ver­
schlechterungen als Angebot reagiert 
und ansonsten eine nominale Nullrunde 
offeriert. 

Die manteltarifvertraglichen Ver­
schlechterungen beinhalten im Kern 
eine Reduzierung der Personalkosten 
durch den mit einer weiteren Flexibili­
sierung der tariflichen Arbeitszeiten 
(durch Jahresarbeitszeitkonten) verbun­
denen Abbau von bezahlten Überstun­
den. Zum anderen soll die Vergütungs­
fortzahlung im Krankheitsfall bei den 
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Angestellten auf 6 Wochen begrenzt und 
für darüber hinaus gehende Krankbeits­
zeiten in einen (unzureichenden) Zu­
schuß zum Krankengeld umgewandelt 
werden. Dadurch entlasten sich die öf­
fentlichen Arbeitgeber zu Lasten der ge­
setzlichen Krankenversicherung und der 
betroffenen Angestellten. Die An­
spruchsvoraussetzungen für die Zahlung 
von Wechselschicht- und Schichtzula­
gen sollen erheblich verschlechtert wer­
den, was auf direkte. Einkommens­
kürzungen für in Schichtarbeit Beschäf­
tigte hinausläuft. 

Die Forderung nach Ausnahme der 
Arbeiten nach § 249h des Arbeitsförde­
rungsgesetzes (=geringere Bezahlung 
und kürzere Arbeitszeit als das übliche 
Tarifniveau für Beschäftigte in Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen) aus dem Gel­
tungsbereich der Tarifverträge beinhal­
tet eine tarifvertragliche Öffnungs­
klausel für neueingestellte Arbeitslose 
(vergleichbar dem Tarifabschluß 1994 
der IG Chemie, Papier, Keramik). Zu­
sätzlich werden besondere, d.h. unter­
tarifliche Löhne und Vergütungen für 
ABM-Arbeitnehmer verlangt (2. Ar­
beitsmarkt unter Tarif). Damit wird ein 
Einstieg zu einer weitergehenden Aus­
hebelung unseres Tarifsystems geschaf­
fen, da viele dieser AB-Maßnahmen 
(Umweltarbeiten, soziale Dienste) un­
mittelbar im Aufgabenbereich des öf­
fentlichen Dienstes stattfinden. 

Die Einführung von zusätzlichen 
Leistungszulagen soll nach Auffassung 
der Arbeitgeber kostenneutral erfolgen, 
d.h. durch eine entsprechende Min­
derbezahlung in anderen Bereichen be­
zahlt werden. Es geht den Arbeitgebern 
dabei nicht um ein insgesamt leistungs­
gerechteres und durchlässigeres Lohn­
":lld Vergütungssystem - so wie es die 
OTV im Rahmen einer Reform des 
BAT (Bundesangestelltentarifvertrag) 
fordert - sondern um "Nasenprämien" 
für bestimmte Arbeitnehmer, die wie­
derum die Einführung eines Beurtei­
lungssystems erfordern. 

Das Kernproblem besteht darin, daß 
die Arbeitgeber mit diesem von der 
ÖTV als "Gruselkatalog" geschmähten 
Angebot von Verschlechterungen der 
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geltenden Tarifstandards einen Tausch 
anbieten. Von den Verschlechterungen 
im manteltarifvertraglichen Bereich 
sind einige bloße Drohmasse, andere 
sind zumindest für Teile der ÖTV ver­
handelbar. Die Frage eines Arbeitszeit­
kontos und einer stärker leistungsorien­
tierten Bezahlung sind seit einiger Zeit 
umstittene Themen in der innergewerk­
schaftlichen Debatte um ein neues tarif­
politisches Programm. Gegen einen 2. 
Arbeitsmarkt unter dem geltenden Tarif 
hat sich die ÖTV bisher klar ausge­
sprochen, da aber die gegenwärtig Be­
schäftigten davon zunächst nicht betrof­
fen wären und mögliche Sondertarifver­
träge für bislang Arbeits)ose gemäß der 
neoklassischen Logik als be­
schäftigungsfördernd und soziale Wohl­
tat dargestellt werden könnten, bietet 
sich auch hier die Möglichkeit des Tau­
sches gegen eine nominale Einkom­
menserhöhung an. 

In diesem Sinne hat die ÖTV am 25. 
Februar die Initiative ergriffen und 
schlägt eine Arbeitszeitverkürzung ohne 
vollen Lohnausgleich bis zu einer Wo­
chenarbeitszeit von 32 Stunden vor. 
Dazu sollen auf Bundesebene Öffnungs­
klauseln für örtliche und regionale Ta­
rifverträge eingeführt werden. Ob sol­
che Maßnahmen tatsächlich die insbe­
sondere in den neuen Ländern gefährde­
te Beschäftigung sichern können, ist 
vollkommen offen. Ob die Arbeitgeber 
sich auf diese Offerte unter Verzicht auf 
weitergehende Verschlechterungen ein­
lassen werden, ist ebenfalls offen. Pro­
blematisch an diesem Angebot ist die 
damit verbundene weitere Durchlöche­
rung der Flächentarifverträge. Die Mi­
sere im Osten wird so zum Vehikel der · 
Erosion westdeutscher Tarifstandards. 

Letztlich entscheiden sich diese Fra­
gen an der Arbeitskampffähigkeit der 
Gewerkschaften des öffentlichen Dien­
stes. Ist diese gewollt und herstellbar, 
kann es einen Erzwingungsstreik gegen 
die Nullrunde geben. Ansonsten wird 
der skizzierte Tausch von Geld gegen 
Eingriffe ins geltende Tarifrecht ausge­
handelt werden. Viel gibt es dafür nicht. 
Die negative Mitgliederentwicklung 
wird daher anhalten. 
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Privatisierung oder Staatsreform ? 

Af 
der hektischen Suche nach 

Wahlkampfthemen sind die 
onservativen auf den Staat ver­

fallen. Stoiber will das Zusammenstau­
chen des Staates zum Hauptwahlkampf­
thema machen. 1 

Auch die SPD interessiert sich nun 
für das Thema. Lafontaine versteht un­
ter effizienterer Verwaltung vor allem 
Privatisierung und Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren und wähnt sich 
auf einer Linie mit den Koalitionspartei­
en. 2 Auf dem Wiesbadener Parteitag ge­
lang es der Parteilinken immerhin, La­
fontaines Entwurf durch einen diffe­
renzierten Katalog von Eckpunkten ei­
ner Staatsreform zu ergänzen, die nun 
in vollem Widerspruch neben der Befür­
wortung von Privatisierungen stehen. 

Lean productiou - lean administrati­
on, der schlanke Staat ist in aller Mun­
de. Der rein finanzpolitische Hinter­
grund ist indes unübersehbar, nicht min­
der das primäre Ziel: Personalabbau. 
Gerhard Grandke (SPD), Oberbürger­
meister der großen Koalition in Offen­
bach, im übrigen der Stadt mit der nied­
rigsten Kinderbetreuungsquote in 
Deutschland (53 %), rühmt sich der 
Halbierung des Personalbestands und 
kündigt an, die Standards noch weiter 
herunter zu fahren.' 

Krise des Staates 
"Die Zeit ist reif für eine Staatsre­

form".' In der Tat: Es steht eine große 
Reformaufgabe . bevor, die nicht mehr 
vertagt werden kann. 

Völlig an der Realität vorbei zielt die 
konservative Staatskritik. Wir haben 
keinen Nachtwächterstaat. Völlig falsch 
ist auch die Behauptung einer zu hohen 
Staatsquote: Deutschland nimmt im 
OECD-Vergleich der Staatsquote "ei­
nen guten Platz im unteren Drittel ein."' 
Internationale Schlankheits-Vergleiche 
sind unredlich, weil nicht selten Ver­
gieiche mit Ländern angestellt werden, 
in denen der Wohlfahrtsstaat weitge­
hend fehlt. Das Schlagwort vom schlan-

Horst Arenz ist wissenschaftlicher Abgeord­
neten-Mitarbeiter bei der SPD-Bundestags­
fraktion. 

ken Staat reduziert sich häufig auf 
schlichten Sozialabbau.' 

Dennoch: Bei allem Vorsprung, den 
der Standortfaktor öffentlicher Dienst 
im Vergleich zu anderen Ländern ein­
nimmt, haben Effizienz und Qualitäts­
management der deutschen Verwaltun­
gen in den letzten Jahren international 
an Niveau verloren. Die Amtsstuben 
müssen entrümpelt werden, im Öffentli­
chen Dienst regiert zu sehr das System 
organisierter Verantwortungslosigkeit, 
der Behördenwildwuchs der Sozialver­
waltungen ist nicht zu übersehen, es 
überwiegen Hoheitsfunktionen, enge 
Regelbindung und Prüfung von Bürger­
ansprüchen, Dienstleistungscharakter 
und Bürgernähe sind unterentwickelt. 

Was verbirgt sich konkret dahinter? 
Es fehlt an Ressourcen- und Personal­
verantwortung in den Ämtern, an Dek­
kungsfähigkeit und Kosten- und Lei­
stungstransparenz, überhaupt an Out­
put-Kontrolle der Verwaltungstätigkeit. 
Das Rechnungswesen handelt rein reak­
tiv, wenn die Entscheidungen längst ge­
troffen sind, das Haushaltsjahr vorbei 
und das "Dezemberfieber" glücklich 
über die Runden gebracht ist. 

Der öffentliche Sektor leidet an bü­
rokratischer Übersteuerung und an star­
ren und ausgeprägten Hierachien, 7 ins­
gesamt reagiert die Verwaltung zu lang­
sam auf veränderte Verhältnisse. Und 
nicht zuletzt: Es mangelt es an lei­
stungsgerechter Bezahlung und an Mit­
arbeiterbeteiligung und -motivation, die 
Bezahlung hängt ab von Dienstalter und 
Zahl der Untergebenen, der oberste 
Grundsatz der Vorgesetzten lautet: Wis-. 
sen ist Macht, seine Weitergabe 
schwächt den eigenen Einfluß und un­
tergräbt die Kommandostrukturen. 

Fleischtöpfe und 
Rosinenpicker - Defizite 

bisheriger Modelle 

Herstellung von Chancengleichheit, 
Ausbau der Bürgerbeteiligung und Auf­
trag der Sicherstellung öffentlicher Lei­
stungen "rechnen" sich nicht. Es gibt 
bislang (abgesehen von Einzelfällen) 
keinen Beweis, daß private Organisatio­
nen besser arbeiten, im Gegenteil findet 
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zur Zeit in dem viel gepriesenen Tilbur­
ger Modell Rückverlagerung von Priva­
tisierungen in die öffentliche Hand statt, 
und rät in Duisburg die Unternehmens­
beratung Kienbaum gerade nicht zur 
Privatisierung der Entsorgungsbetriebe, 
sondern zum Regiebetrieb. Die Fixie­
rung auch vieler sozialdemokratisch ge­
führter Kommunen auf die Privatisie­
rung, deren Risiken dann zumeist doch 
die öffentliche Hand zu tragen hat, do­
kumentiert nur das Ausmaß der herr­
schenden Konzeptionslosigkeit. 

Die - abgesehen von der akuten Fi­
nanznot - wachsenden Strukturprobleme 
des Öffentlichen Dienstes haben ihre 
Ursache im wesentlichen in den ge­
wachsenen Ansprüchen der Bevölke­
rung an die Qualität der bewgenen Lei­
stungen, höheren Bedürfnissen der Be­
schäftigten an Selbstbestimmung und 
Qualität ihrer Arbeit, und in der starken 
Expansion des Öffentlichen Di~ 
ohne begleitende innere Reformen: 1l:,ji;f 
se Probleme werden durch Priva~­
rung nicht gelöst; in vielen Fällen beste~ 
hen die Motive ihrer Anhänger ganz 
einfach im Herauspicken lukrativer Ro­
sinen im Staatskuchen und in der Jagd 
nach· gut dotierten Geschäftsführerpo­
sten ( das schlagendste Beispiel ist der 
Zukunftsmarkt der Entsorgungswirt­
schaft). 

Übersehen werden auch wichtige 
Einzelpunkte: 
• Privatisierungen staatlicher Hoheits­
funktionen werden steuerpflichtig; so 
würden bei einer Umwandlung der Ber­
liner Eigenbetriebe in eine AG jährlich 
zusätzlich 100 Mio. an Steuern anfal­
len. 8 

• Die öffentliche Verwaltung kommt 
im Unterschied zur Privatwirtschaft in 
den Genuß zinsgünstiger Kommunalkre­
dite, d.h. ihre Kreditbeschaffung ist 
günstiger. 
• Der Grundsatz der Kostendeckung 
wird ersetzt durch die Gewinnerzielung, 
die auf die Kosten der Dienstleistung 
durchschlägt. 
• Im Resultat dieser drei Punkte bleibt 
meist die Erhöhung der Gebühren nicht 
aus. 
• Die Einführung von Elementen lei­
stungsrechter Bezahlung - so wichtig sie 
für die Verbesserung der Motivation des . 
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Personals auch sein mag - ist zwei­
schneidig. Grandkes Konzept, "Mehrar­
beit aufgrund von Stellenstreichungen·• 
mit Gehaltserhöhungen zu belohnen, 
läuft letztlich auf die Kopfprämie hinaus 
und ist nicht geeignet, Motivation und 
Kooperation des Personals in seiner Ge­
samtheit zu verbessern. Grandke setzt 
auf die mittleren Einkommensschichten 
und die "Leistungsträger"", der Kölner 
Oberstadtdirektor Ruschmeyer erklärt: 
"Wer unter der Norm bleibt, soll auch 
unterhalb der Norm bezahlt werden" 11. 

Der viel gepriesene Wettbewerb läuft 
Gefahr, die Konkurrenz unter den Be­
schäftigten zu Lasten der Fortschritts­
verlierer zu verschärfen, die wiederum 
verstärkt den (staatlichen) Versorgungs­
leistungen anheimfallen, und wird ohne 
Abgruppierungen nicht abgehen. Ein 
solches Konzept trägt nur solange, wie 
die Drohung der Entlassung und des. 
kommunalen Bankrotts wirkt. Was da­
nach kommt, ist völlig offen. 
• Ausbau von Kompetenz und Motiva­
tion bei immer kanpperer Personalbe­
setzung und und verschärfter Arbeitsbe­
lastung ist ein Widerspruch in sich. Die 
Vorgesetzten dürfen den Grundsatz der 
flacheren Hierarchien nicht auf das 
Wegdelegieren von Aufgaben und die 
Sicherung von Akzeptanz reduzieren, 
sondern müssen die kooperative Ar­
beitsteilung zur Maxime machen und 
dabei zu allererst bei sich selbst anfan- · 
gen. . 
• Dezentralisierung, Budgetierung etc. 
bergen die Gefahr wachsenden Ressort­
egoismus' und der Verschiebung der 
Mängelverwaltung nach unten, wenn sie 
nicht begleitet werden von einer stärke­
ren horizontalen Koordinierung der Be­
reiche. Integration über die Abteilungs­
grenzen hinaus, nicht weitere Zersplit­
terurig muß die Leitlinie sein 
• Der Grundsatz "Kontrolle ist nichts, 
Vertrauen ist alles" 12 unterschlägt die 
Notwendigkeit, endlich von der rein re­
aktiven Rechnungsprüfung (mit einem 
time lag von zwei Jahren bis zur Wir­
kung) weg zu kommen hin zu einem 
prozeßbegleitenden Controlling der ein­
zelnen Einheiten und mutet angesichts 
nicht abreißender Korruptionsskandale 
und fehlender Transparenz in den öf­
fentlichen Verwaltungen weltfremd an. 

Alternativen gegen die 
Staatsverdrossenheit 
Oberster Grundsatz muß sein: Abge­

sehen von Detailbereichen keine Priva-

12 

tisierung, llevor nicht die Reformpoten­
tiale des Offentlichen Dienstes ausge­
schöpft sind. Erinnert werden soll hier 
nur daran, daß der früherer Postminister 
Schwarz-Schilling als Voraussetzung 
der ( dann gescheiterten) ersten Postre­
form das öffentliche Dienst- und Beam­
tenrecht (u.a. Art. 33 GG) ändern woll­
te, was jedoch seine eigene Partei zu 
verhindern wußte. 

Schwerpunkte einer solchen umfas­
senden Staatsreform müßten sein: 
• Ausbau der Motivation des Personals 
durch mehr Kompetenz, bessere Ar­
beitsbedingungen, Rundum-Sachbear­
beitung bei entsprechendem Ausbau der 
Qualifizierung, Mischarbeitsplätze, Ab­
bau der Hierarchien, insbesondere in 
den hohen Etagen, Besetzung des Füh­
rungspersonals mit Spitzenpositionen 
auf Zeit. Im Öffentlichen Dienst ist die 
Mobilisierung der Humanressourcen 
das wichtigste Innovationspotential. 
• Reform des Dienstrechts, Novellie, 
rung des Bundesbesoldungsgesetzes, 
und schließlich: schrittweise Abschaf­
fung des Berufsbeamtentums, einem 
Relikt der Kaiserzeit, dessen soziale Be­
deutung längst durch Sozialgesetzge­
bung und Tarifverträge überholt ist; 
• Reform des BAT (Bundes-Angestell­
ten-Tarifvertrags) vor allem mit Blick 
auf Laufbahnorientierung und Unterstel­
lungskriterium, Ausschöpfung der (im 
Unterschied zum Tarifrecht der Privat­
wirtschaft) im BAT bereits vorhandenen 
qualitativen Momente der Kompetenz­
erweiterung, Entwicklung von Elemen­
ten der Leistungsorientierung durch ein 
qualifiziertes Beurteilungssystem; kurz: 
"die Reform des Beamtenrechts und des 
BAT und eine weitestmögliche Über­
führung der hoheitlichen in Dienstlei­
stungsfunktionen"' 13; 

• Reform des Haushaltsgrundsätzege­
setzes und der Bundeshaushaltsordnung; 
• Aufbau eines Frühwarnsystems 
durch Controlling; 
• Reform der Ämterzuschneidung 
nach veränderten gesellschaftlichen 
Verhältnissen, die auch die Ratsarbeit 
(Fachausschüsse etc.) einschließen 
muß, Abschaffung der zentralen Mittel­
freigabe; 
• eine Gemeindefinanzreform, die das 
zur Zeit vorherrschende rein finanzielle 
Motiv der Reformen zurückdrängt; 
• Ausbau der interkommunalen Zu­
sammenarbeit; 
• aufgabenangepaßter Umbau des So­
zialstaats, d.h. vor allem Einfiihruag ei­
ner bedarfsorientierten sozialen Grund-

sicherung, einer entscheidenden Vor­
aussetzung zur Zurückdrängung des 
"Dschungels an sozialrechtlichen Zu­
ständigkeiten", Regionalisierung der 
Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik, Re­
form des Gesundheitssektors, Reform 
des § 95 im V. Sozialgesetzbuch (Bil­
dung von Arbeitsgemeinschaften), Aus­
bau sozialer Dienstleistungen (z.B. Kin­
der- und Altenbetreuung) bei gleichzei­
tigem Abbau in anderen Bereichen (z.B. 
· der Versorgungsverwaltung) 
• Und nicht zuletzt: Novellierung von 
Landesgesetzen vor allem in Richtung 
einer schrittweisen Abschaffung der Ka­
meralistik, z.B. aller Bestimmungen der 
Gemeindeordnung· und det Gemeinde­
Haushalts-Verordnung, die eine dezen­
trale Ressourcenverantwortung verhin­
dern. Demgegenüber haben SPD und 
Landesregierung in NRW eine Reform 
der Gemeindeordnung in diese Richtung 
erneut vertagt und operieren nun statt­
dessen mit Experimentierklauseln nach 
dem Prinzip der hundert blühenden Blu­
men. 

Eine solche Staatsreform, so unver­
zichtbar sie ist, kann nicht von heute auf 
morgen, sondern nur als langfristiger 
Prozeß stattfinden. Sie kann sicherlich 
auch nicht auf allen Feldern gleichzeitig 
angegangen werden und bedarf gesell­
schaftlicher Mehrheiten, nicht zuletzt 
der Zustimmung der Länder, Kommu­
nen und Gewerkschaften. Entscheidend 
ist jedoch, daß der politische Wille be­
kundet wird, eine solche Reform in An­
griff zu nehmen, und hier steht die je­
weils führende Partei auf allen Ebenen 
der Gebietskörperschaften in der 
Pflicht, entsprechende öffentliche Kam­
pagnen zu initiieren. 

Grundtendenz einer von der SPD zu 
verantwortenden Staatsreform muß 
sein: Blnnenmodernisierung statt Priva­
tisierung. Dabei kann Binnenmoderni­
sierung nicht bedeuten, daß sich die 
"Verwaltung" durch interne Reformen 
am eigenen Schopf hochzieht. Ohne Ge­
setzesanstöße aus Bonn muß die Reform 
im Sande verlaufen. Aber auch eine Be­
schränkung auf Einzelbereiche würde 
verpuffen, wenn die genannten struktu­
rellen Kernprobleme nicht angegangen 
werden. Klar ist: Mit einer Politik des 
Status quo im Staatsapparat muß die Re­
formpolitik der SPD scheitern. 

·1ch mache den Abbau von Verwaltungsauf­
gaben zum Bundeswahlkampfthema der 
CSU;"' Unterview in Wirtschaftswoche vom 
5.3.931 
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Große Koalition der Privatisierer? 

E Einschwenken auf den Privatisie­
rungskurs der Koalition hat in den 

eihen der Deutschen Postge­
werkschaft (DPG) zu einem großen 
Vertrauensverlust der SPD geführt. 

Kein Wunder, hatten doch führende 
Sozialdemokraten gemeinsam mit den 
Postgewerkschaftern ein überzeugendes 
Reformkonzept erarbeitet. Dem Aktien­
gesellschaftsmodell der Regierung stell­
ten sie die Alternative einer selbständi­
gen Anstalt des öffentlichen Rechts ge­
genüber. Ein einheitliches, moderni­
siertes Dienstrecht sollte das obrigkeits­
staatliche ablösen. Das durch zahlreiche 
Gutachten von renommierten Wissen­
schaftlern gestützte Reformmodell hatte 
den konservativ-liberalen Privatisie­
rungseiferern durchaus zu schaffen ge­
macht. 

Die SPD fordert nun vor ihrer end­
gültigen Zustimmung zum Gesetzespa­
ket wichtige Nachbesserurigen. ,,Ein­
bringen heißt nicht Zustimmung", hat 
SPD-Vorsitzender Rudolf Scharping er­
klärt. Die Deutsche Postgewerkschaft 
indessen bleibt skeptisch, inwieweit die 
SPD in den nächsten Wochen Änderun­
gen durchsetzen will, nachdem sich die 
Koalitionsparteien in monatelangen 
Verhandlungen kompromißlos gezeigt 
hatten. Die von der SPD geforderten 
Nachbesserungen könnten zwar 
wesentliche Schwachpunkte der Gesetz­
entwürfe abmildern, doch das Grund­
übel der Aufgabenprivatisierung wür­
den sie nicht beseitigen. Postminister 
Bötsch (CSU) hat bereits die sozialde­
mokkratischen Änderungswünsche 
rundweg abgelehnt. 

Gerhard Straube, Geschäftsführender Redak­
teur der DPG-Mitgliederzeitschrift „Deutsche 
Post": 

2 "'Dieser Ansatz ist von den Koalitionsparteien 
früher erkannt worden als von uns, aber hier 
haben wir nachgezogen, ... hier sind die Diffe­
renzen nicht sehr groß." (Vortrag vor der 
Friedrich-Ebert-Stiftung im September 19931 

3 Interview in DM 2/94 
4 Gerhard Banner, Von der_Behörde zum Dienst­

leistungsunternehmen - brauchen wir ein neu­
es Steuerungsmodell?, in: ÖTV Bezirksver­
waltung Hessen, Die Zukunft des Öffentli­
chen Dienstes (Anstöße Nr. 61, Frankfurt/M. 
1993 

5 Frieder Naschold: Modernisierung des Staa-

Zur Postreform II 

Die Deutsche Postgewerkschaft hat 
sich in der Auseinandersetzung sehr 
weit bewegt. Sie hätte zum Schluß einen 
Reformkompromiß angenommen, be­
stehend aus ausbalancierten Elementen 
der beiden konkurrierenden ordnungs­
politischen Modelle .Aktiengesell­
schaft" und .Anstalt des öffentlichen 
Rechts" . Doch ein solcher Konsens ist 
durch das Festhalten der Regierungspar­
teien an der totalen Privatisierung in 
weite Feme gerückt. Nach den vorlie­
genden Gesetzentwürfen würden Tele­
kom, Postdienst und Postbank aufga­
benprivatisiert, das heißt, bisher staatli­
che Aufgaben würden Privaten überlas­
sen, die drei Unternehmen aus dem 
öffentlichen Dienst herausgelöst. Die 
Kapitalmehrheit des Bundes würde in 
Frage gestellt, bestehende Tarifverträge 
und Dienstvereinbarungen sollen nicht 
weitergelten. 

Die von der SPD ge­
forderten Nachbesse­
rungen würden das 
Grundübel der Aufga­
benprivatisierung nicht 
beseitigen. 

Die geplante gemeinsame Holding 
der drei Unternehmen wäre zu schwach 
und nicht mit den erforderlichen Steue­
rungs- und Koordinierungskompetenzen 
in Personal- und Sozialbereichen ausge­
stattet. Der für beide DBP-Untemeh­
men notwendige Verbund von Post­
dienst und Postbank wäre nicht gesi­
chert. 

Für die Deutsche Postgewerkschaft 
sind vor allem jene Fragen von Bedeu-

tes, Berlin 1993, S. 22 
6 So erklärt Norbert Walter von der Deutschen 

Bank den •überbordenden Sozialstaat""' zum 
·Kern der Krise". (in: Der Spiegel Heft 33/ 
1993) 

7 Vgl. F. Naschold, a.a.O., S., 89: ·Der öffentli­
che Dienst ist in viel ausgeprägterer Form als 
in den v,rgleichsländern geprlgt durch über­
kommene Ungleichheiten und Statusdifferen­
zen zwischen seinen verschiedenen Beschlf­
tigtengruppen. • 

8 Nicht umsonst hat bereits der CDU-Bundes­
tagsabgeordnete Magin einen ermäßigten 

Gerhard Straube* 

tung, die elementare Interessen und so­
ziale Belange ihrer über 580.000 
Mitglieder betreffen. Dazu gehören 
• das Weitergelten aller derzeit bei den 

DBP-Untemehmen bestehenden ta­
rifvertraglichen Regelungen, 

• die Steuerungs- und Koordinierungs­
kompetenzen der Holding vor allem 
in den Personal- und Sozialberei­
chen, 

• die Garantie des Bundes für die Ver­
sorgungsansprüche des Bundespost­
Personals, 

• die Manteltarifvertragszuständigkeit 
der Holding sowie ihre Dienst­
herreneigenschaft und -befugnisse. 

Besonderen Vorrang haben für die DPG 
außerdem die dauerhafte Mehrheit des 
Bundes bei den DBP- Unternehmen 
sowie die Sicherung ihres lnfra­
strukturauftrages. In diesem Zusam­
menhang will die D PG auch diff~~ 
zierte Lösungen prüfen, um die v~ifiF 
sehene Aufgabenprivatisierung ;,illi­
zuschränken. So wäre Deutschland 
unter allen führenden Industrienationen 
das einzige Land, das seinen Postdienst 
voll privatisiert. 

Die DPG ist bestrebt, jegliche Vor­
griffe auf Deregulierungen der Europäi­
schen Union zu unterbinden. Die Kanz­
lerzusage, das Briefmonopol bei po­
stalischen Massensendungen zu lockern, 
darf nicht realisiert werden. Wer den 
Postdienst dem Wettbewerb ausliefern 
will, der muß ihm für seine lnfra­
strukturaufgaben auch die nötigen Ein­
nahmequellen belassen. 

Die DPG wird das Gesetzgebungs­
verfahren kritisch begleiten. Nötigen­
falls wird sie ihren Forderungen für 
eine vernünftige Postreform II durch öf­
fentliche und betriebliche Aktionen 
Nachdruck verschaffen. 

Mehrwertsteuersatz für privatisierte staatli­
che Dienstleistungen vorgeschlagen. 

9 Gerhard Grandke, Der lange Weg zu einem 
modernen Dienstleistungsbetrieb, in Frankfur­
ter Rundschau vom 22. 7 .93 

10 in DM 2/94 
11 in Wirtschaftswoche vom 15.10.93 
12 Kurt-Ulrich Heldmann, Schlanke Verwal­

tung ... , in: Computer-Information 11/93 
13 R. Scharping, Rede anlißlich der Vorstellung 

des Buches von F. Naschold, Modernisierung 
des Staates, in: Sozialdemokratischer Presse­
dienst vom 1 ~.12.93 
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Dramatische Verschlechterung 
der Ausbildungsplatzsituation 

Ir Westen war es lange Zeit sehr still 
um das Thema Ausbildung gewor­

en, denn nach den Problemen in 
den 80er Jahren hatte sich die Situation 
entspannt. Im Laufe des letzten Jahres 
hat sich aber die Situation von ausbil­
dungsplatzsuchenden Jugendlieben in 
Ost und West erneut dramatisch ver­
schlechtert. 

Situation in den 
neuen Bundesländern 
Im Juli 1993 wurden den Arbeitsäm­

tern von den Betrieben 86. 886 Ausbil­
dungsplätze zur Vermittlung angeboten. 
Dem standen 136.266 gemeldete Be­
werberinnen auf einen Ausbildungsplatz 
gegenüber. Somit fehlten 49 .380 Aus­
bildungsplätze, um alle Jugendlieben zu 
versorgen. 

Die vom damaligen Bundesbildungs­
minister Ortleb angekündigte Mobilisie­
rung von Ausbildungsplätzen im öffent­
lichen Dienst erwies sich als leere Ver- · 
sprechung. Es konnten gerade 10.000 
Ausbildungsstellen in Bund, Länder und 
Kommunen geschaffen werden. Gerade 
die finanzschwachen ostdeutschen Kom­
munen wollten und konnten ihrer Ver­
pflichtung zur Ausbildung nicht ausrei­
chend nachkommen und beschränken 
sich häufig auf die Fortbildung und Um­
schulung des vorhandenen Personals. 

Auch die privaten Arbeitgeberinnen 
haben ihre Zusagen nicht eingehalten. 
Nachdem sie lange Zeit die Berichte 
über die Probleme auf dem ostdeutschen 
Ausbildungsmarkt als Panikmache be­
zeichnet hatten, mußte Arbeitgeberprä­
sident Murmann am 17 .08. 93 zugeben, 
daß ein erheblicher Teil der Bewerber­
Innen keine Chance auf einen Aus­
bildungsplatz besaß. Im Juli 1993 waren 
noch 39.679 Jugendliebe in den neuen 
Bundesländern unversorgt. 

In den durch Firmenschließungen 
und Stellenabbau gekennzeichneten 
technischen Bereichen, wie Maschi­
nenbau, Elektro- und Chemeiindustrie, 
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Andrea Schulz, stellv. Juso-Landesvorsitzen­
de Schles~g-Holstein 

konnten nicht genügend Ausbildungs­
plätze bereitgestellt werden. 

Erschwerend kommt hinzu, daß es 
erhebliche Defizite bei den sog .• Zu­
kunftsberufen" gibt. In den Dienstlei­
stungs-, Büro- und Verwaltungsberufen 
bzw. bei den kaufmännischen und tech­
nischen Angestelltenberufen war das 
Ausbildungsplatzangebot im Verhältnis 
zur Bewerberinnenzahl sehr gering. Die 
Arbeitsämter meldeten immer wieder, 
daß es in diesen Bereichen die .größten 
Differenzen zwischen angebotenen Be­
rufsbildungsstellen und den Ausbil­
dungswünschen von Bewerberinnen" 
(z.T. 5 Bewerberinnen auf eine Lehr­
stelle) gab. Diese Tendenzen sind um so 
prekärer, wenn man die langfristige 
Entwicklung der westlichen Volkswirt­
schaft zu einer Dienstleistungsgesell­
schaft und den schon jetzt vorhandenen 
Mangel an kaufmännischen Fachkräften 
betrachtet. 

Das defizitäre Lehrstellenangebot 
führte dazu, daß bestimmte Bewerbe­
rinnengruppen bevorzugt und andere 
benachteiligt wurden. Davon waren 
besonders schwächere Schülerinnen von 
Sonder- und Hauptschulen und junge 
Frauen betroffen. Viele Betriebe be­
vorzugen Bewerberinnen mit mittlerer 
Reife oder Abitur. So waren im Juni 
1993 bereits 60 % der Abiturientinnen 
versorgt, während ca. 60% der Haupt­
und Sonderschülerinnen noch ohne 
Ausbildungsplatz waren. 

Die Chancen von jungen Frauen auf 
dem Ausbildungsmarkt waren sehr viel 
schlechter als die der jungen Männer. 
Defizite gab es nicht allein quantitativ, 
sondern die angebotenen Ausbildungs0 

plätze entsprachen häufig auch nicht den 
Erwartungen der jungen Frauen nach ei­
ner qualifizierten Berufsausbildung. 

Situation in den 
alten Bundesländern 

In den alten Bundesländern wurden 
im Sommer 1993 655.288 Ausbildungs­
stellen von den Betrieben gemeldet. 
Dem standen 396.686 gemeldete 
Bewerberinnen gegenüber. Auf Grund 

von Andrea Schulz* 

der Zahlen sollte man annehmen, daß 
alle versorgt werden konnten. Die Si­
tuation stellt sich aber regional sehr 
unterschiedlich dar, was durch die bun­
desweiten Zahlen verschleiert wird. 
Fakt ist, es konnten 91.197 Jugendliebe 
nicht vermittelt werden. 

Eine große Anzahl v<in Betrieben 
(Klein- und Mittelbetriebe, Handwerks­
betriebe usw.) beklagte, daß ihnen die 
Bewerberinnen davon laufen. Der große 
Angebotsüberhang an unbesetzten 
Stellen täuscht aber darüber hinweg, 
daß viele Ausbildungsplatzangebote 
nicht empfehlenswert waren und sind, 
da sie keine qualifizierte Ausbildung 
oder Perspektive bieten. Ausbil­
dungsberufe wie Gebäudereinigerin, 
Verkäuferin, Tankwartin u.a.m. wurden 
in der Ausbildungsbilanz neu geordnet 
und zukunftsorientierten Ausbildungs­
berufen gleichgestellt. Damit wurden 
gravierende Qualitätsunterschiede im 
Ausbildungsplatzangebot verwischt, die 
den Jugendlieben sehr wohl bekannt 
sind. Hinzu kommt, daß Klein- und 
Mittelbetriebe den Jugendlieben viel­
fach keine geeignete Anschlußbe­
schäftigung anbieten können. Zusätzlich 
mangelt es oft an professioneller Be­
treuung, Ausstattung und moderner 
Ausbildungsmethodik. So bewerben 
sich die meisten Jugendlieben zuerst in 
Großbetrieben. 

Bei zwei Punkten gibt es große Par­
allelen zur Situation in den neuen Bun­
desländern: 

Viele Betriebe lehnten Bewerberin­
nen in nennenswerter Zahl ab und be­
trieben. Bestenauslese", bei der Jugend­
liebe mit Sonder- und Hauptschulab­
schluß auf der Strecke bleiben. 

Auch in den alten Bundesländern 
wird es für diese Jugendlieben immer 
schwieriger, einen Ausbildungsplatz zu 
erlangen. 

Im kaufmännischen-verwaltenden 
Bereich fehlt immer noch eine erhebliche 
Anzahl an Ausbildungsstellen. Gerade 
im produzierenden Gewerbe liegt die 
Ausbildungsquote im Angestelltenbe­
reich oft deutlich unter der für Fachar­
beiter. 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 76, 1994 

Das geringe Ausbildungsplatzange­
bot in diesem Bereich trifft besonders 
junge Frauen. Gerade sie drängen in 
großer Zahl auf diesen Ausbil­
dungsmarkt, da die Integration in den 
besser gestellten gewerblich-techni­
schen Bereich nicht gelang. Hier blieb 
es bisher bei halbherzigen Versuchen. 
Erschwerend kommt hinzu, daß sich die 
jungen Frauen generell auf ein schmale­
res Spektrum von Berufen konzentrie­
ren als die Männer. 

Im Zuge der fortlaufenden Rezession 
hat 1993 ein Prozeß eingesetzt, der sich 
die nächste Zeit weiter verschärfen 
wird. Viele Großbetriebe bauen ihr 
Ausbildungsplatzangebot ab. Ihnen ist 
die die Ausbildung zu kostspielig ge­
worden (nach Angaben der Gewerk­
schaften 150 000 DM). Sie beklagen, 
daß ein Auszubildender während seiner 
Ausbildung nur über einen geringen 
Zeitraum produktive Leistung am Ar­
beitsplatz verrichtet und somit kaum Er­
träge erwirtschaftet. Vor diesem Hinter­
grund wollen die Betriebe neue Organi­
sationsformen für die Ausbildung ent­
wickeln. Die Auszubildenden sollen 
stärker in den Produktionsprozeß einbe­
zogen, der umfangreiche Teil des Ler­
nens in Ausbildungswerkstätten verla­
gert und der theoretische Anteil gekürzt 
werden. Es gibt auch Überlegungen, die 
berufliche Grundausbildung künftig · 
komplett in die Berufsschule zu verla­
gern. Somit besteht die Gefahr, daß sich 
die Nachwuchs-Bedarfsplanung nur 
noch an Kostenstellen und Sparmaßnah­
men orientiert und das duale System 
noch tiefer in die Krise getrieben wird. 
Damit werden immer mehr Jugendli­
eben berufliche Perspektiven und 
Entwicklungsmöglichkeiten entzogen. 
Zugleich wird längerfristig der wich­
tigste ökonomische Standortvorteil 
Deutschlands, nämlich die hohe Qualifi­
kation der Beschäftigten, gefährdet. 

Umlagefinanzierung 
und Reform der 

beruflichen Bildung nötig 

Das von der BundesregiefUJ1g An­
fang September 1993 vorgelegte Ausbil­
dungs-Sonderprogramm kam viel zu 
spät. Anscheinend hat sie den 
Anstrengungen der Arbeitgeberverbän­
de zur Schaffung zusätzlicher Ausbil­
dungsplätze zu lange vertraut, was an­
gesichts der absehbaren Bewerberin­
nenzahlen absolut unbegründet war. 

Nach dem die Misere offenkundig war, 
versuchte man zu retten, was noch zu 
retten war. Es wurden Finanzmittel zur 
Schaffung außerbetrieblicher Plätze be­
reitgestellt. Dies schafft zwar kurzfri­
stig Entlastung, löst aber die eigentli­
chen Probleme nicht. 

Die bisherige im wesentlichen rein 
einzelbetriebliche Steuerung des Ausbil­
dungsplatzangebots im dualen System 
ist nicht in der Lage, dauerhaft und in 
allen Regionen und auch in ökonomi­
schen Krisenphasen ein quantitativ und 
qualitativ hinreichendes Angebot an 
Ausbildungsplätzen zu gewährleisten. 
Nur eine überbetriebliche und branchen­
übergreifende Regelung, die auf der Fi­
nanzierung qualifizierter Ausbildungs­
plätze durch eine Abgabe insbesondere 
der nicht ausbildenden Betriebe ab einer 
gewissen Größenordnung beruht, kann 
das Problem dauerhaft lösen. Damit 
könnte zugleich die einseitige Benach­
teiligung qualifiziert ausbildender Bet­
riebe gegenüber nicht ausbildenden Be­
trieben abgebaut werden. Insbesondere 
könnte so verhindert werden, daß gera­
de die Großbetriebe sich immer mehr 
aus ihrer Verantwortung herausstehlen. 
Für kleine und mittlere Betriebe müssen 
Möglichkeiten zur überbetrieblichen Er­
gänzungsausbildung oder zu zwischen­
betrieblichen Ausbildungsverbünden ge­
schaffen werden, damit Defizite im 
Vergleich zur Ausbildung in Großbe­
trieben ausgeglichen werden. 

Notwendig ist daher die gesetzliche 
Einführung einer UmJagefinanzierung. 
der beruflichen Bildung, aus deren Mit­
telaufkommen einerseits Betriebe, die 
eine qualifizierte Ausbildung betreiben, 
refinanziert und ergänzen~ überbetrieb­
liche Ausbildungsstätten eingerichtet 
werden könnten. Neben der Gewährlei­
stung eines quantitativ ausreichenden 
Ausbildungsplatzangebots könnte damit 
zugleich eine. Qualitätssteigerung und 
eine an den zu erwartenden Arbeits­
kräftebedarfen in den verschiedenen Be­
rufen ausgerichtete Steuerung erreicht 
werden. Angesichts der Finanzkrise der 
öffentlichen Haushalte ist diese Forde­
rung auch deshalb besonders dringend, 
weil staatliche Maßnahmen noch weni­
ger als zuletzt in den 80er Jahren dazu 
beitragen werden, das Problem abzu­
mildern. Es ist unverständlich und sollte 
von Jusos und SPD-Linken verstärkt 

· eingefordert werden, daß die Forderung 
nach einer Ausbildungsplatzabgabe in 
der gegenwärtigen Programmatik der 
SPD nicht auftaucht, obwohl es 1986 
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schon einen gemeinsamen Gesetzent­
wurf der SPD-regierten Länder und der 
SPD-Bundestagsfraktion dazu gab. 

Hinzutreten müssen Vereinbarungen 
zwischen den Tarifparteien für eine 
Übernahme der Ausgebildeten zumin­
dest für zunächst ein Jahr, ggf. in 
Kombination mit weiterqualifizierenden 
Maßnahmen. Dazu sollten auch öffentli­
che Mittel z.B. der Arbeitsverwaltung 
und der EU bereitgestellt werden, um 
dies zu fördern. 

Nur eine überbetrieb­
liche und branchen­
übergreifende Finanzie­
rung qualifizierter Aus­
bildungsplätze kann das 
Problem dauerhaft lö­
sen. 

Längerfristig muß es eine grundle­
gende Reform des Systems der berufli­
chen Bildung geben. Dabei muß ~ 
sondere über die Zukunft des dua]c,i,5Vc 
stem nachgedacht werden. Auch··~ 
zepte wie die Kollegschule oder tine 
Koppelung von beruflicher und univer­
sitärer Ausbildung sollten in die 
Überlegungen einbezogen werden. 
Schon jetzt erwerben immer mehr 
Jugendliche ihre Berufsausbildung nicht 
im dualen System, sondern in Schulen 
oder Universitäten. Da aber auch die 
Hochschullaufbahn in vielen Fällen kei­
ne Garantie mehr für eine sichere An­
stellung und berufliche Karriere ist, 
führt dies zu zusätzlichen Konflikten. 
Einige Betriebe spielen mit der Idee, 
ganz auf die Ausbildung zu verzichten 
und dafür Hochschulabsolventen ein­
zustellen, sie kurz einzuarbeiten und sie 
dann Stellen übernehmen zu lassen, für 
die bisher ausgelernte Auszubildende 
eingesetzt wurden. Hiermit wird eine 
unnötige und schädliche Konkurrenzsi­
tuation aufgebaut. Die Verantwortlichen 
(Gewerkschaften, Arbeitgeber, Staat) 
müssen jetzt gemeinsam so schnell wie 
möglich handeln und neue Konzepte 
entwickeln. Sollten sie weiter untätig 
bleiben, wird die·s erhebliche Konse­
quenzen für die Gesellschaft haben. Der 
Zug ist dann für Jahre abgefahren. 
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Durchfluß-
statt Kreislaufwirtschaft 
Standortdebatte und Bergwerke als Müllschlucker 

und Billigentsorger lassen Recycling abstürzen 

D.
e Turbulenzen um das Duale 
ystem Deutschland (DSD), die 

gescheiterte Verpac'kungs-Ver­
ordnung und den Grünen Punkt und die 
dadurch mitbeschleunigte Unterneh­
menskonzentration und Monopolbil­
dung in der Entsorgungsbranche stehen 
noch im Vordergrund öffentlicher De­
batten. Aus dem Bewußtsein droht des­
halb zu geraten, wohin sich der Blick 
eigentlich richten müßte: auf Industrie 
und Gewerbe. Hier wird der eigentliche 
Problemmüll bei der Herstellung von 
Wirtschaftsgütern in Hülle und Fülle 
erzeugt, dessen Verminderung so 
dringlich ist. So dringlich auch, weil 
hier mit viel Müll eben jene Produkte 
erzeugt werden, die uns am Ende ihres 

· Lebenszyklus wieder als Abfall be­
gegnen und die mit Recht als die eigent­
lichen Emissionen der Industriege­
sellschaft bezeichnet werden. 

Und gerade hier - im eigentlich in­
teressanten Kernbereich - geraten Ver­
meidung und Verwertung von Müll, 
kaum begonnen, ins Stocken. Die 
allgemeinen Ursachen sind bekannt: 
wirtschaftliche Rezession, Strukturkri­
se und Arbeitsplatzabbau. Sie lassen 
den staatlichen Umweltschutz immer 
stärker unter die Räder anderer politi­
scher und wirtschaftlicher Interessen 
geraten. Hinweise dazu geben die auf 
Bundesebene bislang immer noch nicht 
verabschiedeten, und in den vorliegen­
den Fassungen wenig tauglichen, Ver­
ordnungen zur Regulierung großer 
Stoffströme wie Elektro- und Elektro­
nikschrott oder ausgedienter Altautos, 
für deren Rücknahme die Hersteller 
und Vertreiber in die Pflicht genommen 
werden müssen. Ein weiteres Zeugnis 
ist der bislang untaugliche ~twurf für 
ein Kreislaufwirtschaftsgesetz aus dem 
Hause Töpfer, bei dem Wirtschaft groß 
und Abfallvermeidung klein geschrie­
ben wird. 

• Dr. Detlef Bimboes, Wiesbaden, Diplombiologe 
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Hektischer Stillstand 
bei Vermeidung und 

Verwertung 

Über diese Stockungen können viel­
fältige Förderprogramme in Bund und 
Ländern und die mit reichlich Geld aus­
gestattete Bundesstiftung Umwelt mit 
Sitz in Osnabrück ebensowenig hin­
wegtäuschen wie die in mehreren Bun­
desländern erhobenen Sonderabfall­
abgaben oder. auch zahllose staatlich 
vermeldete Aktivitäten zum verbesser­
ten Vollzug von Verwertungs- und 
Vermeidungspflichten im Abfall- bzw. 
Bundes-Immissionsschutz-Gesetz und 
vereinzelte, mit viel Pomp in Betrieb 
genommel)C Recyclinganlagen. Häufig 
erschöpfen sich die Aktivitäten in Pa­
pierbergen, der Vergabe von Gutachten 
oder in zwar interessanten, aber für die 
Abfallerzeuger nicht oder _ nur wenig 
verbindlichen, mehr orientierenden 
Ratgebern zur betrieblichen Abfall­
verminderung .. Die Situation gleicht 
vielerorts hektischem Stillstand. Und 
dort, wo die rechtlichen Möglichkeiten 
konsequenter angewandt werden - wie 
z.B. in Hessen - , beginnen sich die 
Unternehmen zu wehren und ziehen vor 
den Kadi. Herausragendes Beispiel sind 
die Verfassungsklagen gegen die Son­
derabfallabgabe in Hessen und Baden­
Württemberg durch große Chemie­
konzerne. 

Die Stockungen im Umweltschutz 
wurzeln aber nicht nur in den oben 
skizzierten allgemeinen, sondern vor 
allem in zwei damit verbundenen ganz 
speziellen Gründen: 

1. In vielen Bundesländern wird die 
Misere der öffentlich~n Kassen zum 
Anlaß genommen, die Umweltbehör­
den stärker an die Kandare zu nehmen, 
den Personalausbau zu stoppen und die 
Finanzmittel entweder einzufrieren 
oder auszutrocknen. Damit kann vieler-· 
orts das Gebot der Verwertung und 
Vermeidung von Abfällen auf der 
Grundlage des Bundes-Immissions-

von Detlef Bimboes* 

schutz-Gesetzes (BimSchG) durch die 
Gewerbeaufsichtsbehörden, kaum daß 
in der Praxis damit begonnen wurde, 
nun nicht mehr nachhaltig überprüft 
und gegenüber den Anlagenbetreibern 
in Industrie und Gewerbe durchgesetzt 
werden. Das gleiche gilt für die Durch­
setzung bestehender Pflichten zur Ab­
fallverwertung im Abfallgesetz (AbfG) 
durch die Abfallbehörden gegenüber 
den Abfallerzeugern. 

2. Seit geraumer Zeit ist auf Druck 
der Wirtschaft in großem Stil die ko­
stengünstige Verfüllung von Bergwer­
ken mit Abfällen, ausgegeben als 
Verwertung, zugelassen worden. Ein 
Vorgang, der im wesentlichen als Ab­
fallbeseitigung zu bezeichnen ist. Hier­
bei spielen die staatlichen Bergbaube­
hörden eine entscheidende Rolle, die in 
einer Reihe von Bundesländern mit al­
ter Bergbautradition, wie z.B. in 
NRW, ein Anltängsel der Wirtschafts­
ministerien und von deren Weisungen 
abhängig sind. Noch dazu läßt sich die­
ser Vorgang ganz legal auch auf der 
Grundlage von BimSchG und AbfG als 
Verwertung einstufen, weil bislang 
durch die Politik vorgegebene ver­
bindliche Kriterien fehlen, was als 
qualitativ hochwertige, stoffliche Ver­
wertung zu gelten hat. Natürlich könnte 
zur Verhinderung von Geländeabsen­
kungen als Ergebnis der Untertunne­
lung von Landschaften oder zur Berg­
werkssicherung auch das oberirdische, 
in Massen lagernde, z. T. sehr um­
weltschädliche Abraumhaldenmaterial 
eingesetzt werden. Das hat nur einen 
Haken: Damit ließe sich nichts verdie­
nen, sondern es verursachte nur Kosten 
für die Bergwerksbesitzer bzw. -betrei­
ber. 

Verwertung wird 
zunehmend unrentabler 

Ai.J. der V erfiillung durch Abfälle da­
gegen verdient die boomende Entsor­
gungsbranche nicht schlecht! Zuneh­
mend werden in fünf ehemaligen 
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Kohlezechen in NRW und Sachsen-An­
halt und in fünf Salzbergwerken in 
Thüringen und Baden-Württemberg in 
großem Stil Industrieabfälle - offenbar 
bereits in einer Größenordnung von · 
mehreren hunderttausend Tonnen jähr­
lich - eingelagert. Dieser große Lager­
raum für Industriemüll hat die Ent­
sorgungspreise in den Keller getrieben 
und damit die wirtschaftlichen Voraus­
setzungen für die Verwertung beschä­
digt. Die Höhe des Entsorgungspreises 
entscheidet nämlich ganz wesentlich 
darüber, ob ein Unternehmen in die 
Verwertung von Abfällen einsteigt oder 
nicht, und bildet damit die ökonomi­
sche Voraussetzung für die Abfall­
verwertung. Die international ,;erfal­
lenden Rohstoffpreise bieten hierzu je­
denfalls in vielen Fällen keinen Anreiz. 

Nur vor diesem Hintergrund wird 
die Beobachtung verständlich daß der­
zeit eine ganze Reihe sinnvoller indu­
strieller und gewerblicher Recyclingak­
tivitäten entweder in die roten Zahlen 
geraten sind oder erst gar nicht begon­
nen werden. Das bisher in den alten 
Bundesländern relativ hohe Entsor­
gungspreisniveau - bedingt durch knap­
pe und z. T. relativ teure Entsorgungs­
möglichkeiten (Deponien, Sondermüll­
verbrennung) - ist zusätzlich auch noch 
wegen der billigen oberirdischen 
Entsorgungsmöglichkeiten in den neuen 
Bundesländern zusammengebrochen. 

Außerdem zeichnet sich eine weite­
re Gefaltr ab. Was oberirdisch wegen 
der Bürgerproteste in den alten Bundes­
ländern nicht durchsetzbar war, näm­
lich der Bau von Sondermülldeponien, 
soll nun unterirdisch durch die Nutzung 
von ehemaligen Bergwerken nachge­
holt werden. So beginnt die Treuhand 
derzeit, die in ihrer Hand befmdlichen 
Bergwerke, der ehemaligen DDR zu 
verkaufen. Strategische Zielsetzung 
beim Verkauf ist, diese anschließend 
als unterirdische Sondermülldeponien 
zu nutzen. Dies paßt bestens, wen 
wundert's, mit den Absichten der Bun­
desregierung zusammen, die in den 
neuen Bundesländern im Rahmen des 
Aufbaus der Entsorgungsinfrastruktur 
insgesamt bis zu drei Untertagedeponi­
en mit einer Gesamtaufnahmekapazität 
von 480 000 Tonnen Sondermüll pro 
Jaltr für notwendig hält. Gelingt dies; 
und daran bestehen derzeit wenig 
Zweifel, dann steht zusammen mit die­
sem Sondermüll-Lagerraum bundes­
weit in alten wie neuen Lagerstätten ein 
unterirdischer Hohlraum von über 110 

Millionen Kubikmetern zur Verfügung, 
der jahrzehntelang genutzt werden 
kann. Die Menge entspricht einem Ei­
senbahnzug voller Industrieabfälle, der 
rund um den Äquator reicht. 

... verdrängen, 
vergraben, vergessen 
Geeignete (Salz)Bergwerke bieten 

bei sparsamer, restriktiv angelegter 
Nutzung die einzigartige Möglichkeit, 
über Jaltrhunderte bis Jahrtausende hin­
weg die Menschheit von äußerst ge­
fährlichen Abfällen zu befreien und 
diese nach entsprechender Aufberei­
tung sicher von der Biosphäre abzu­
schließen. Diese einmalige Chance 
wird durch Profitstreben und politisch 
kurzsichtiges Nachgeben gegenüber 
Wirtschaftsinteresssen verbaut und auf 
einige wenige Jahrzehnte verkürzt. Das 
uralte Prinzip von "verdrängen, 
vergraben und vergessen" beginnt wie­
der ungehindert fröhliche Urständ zu 
feiern. 

Die Vision einer Recyc­
lingwirtschaft beginnt 
an den Realitäten des 
Marktes zu zerbrechen. 

Vor allem die unter Punkt 2 geschil­
derte Entwicklung weicht den durch be­
stehende Entsorgungsengpässe in den 
letzten 10 bis 15 Jaltren aufgebauten 
Druck in Richtung Vermeidung und 
Verwertung von Produktionsabfällen 
auf. Langjährige Anstrengungen im 
Umweltschutz werden so zum Still­
stand gebracht, bescheidene Erfolge 
rückgängig gemacht·. Die Vision einer 
Recyclingwirtschaft beginnt an den 
Realitäten des Marktes zu zerbrechen. 

Dies verlängert die Fortsetzung der 
bisherigen Umweltpolitik, nämlich die 
Fixierung auf Verhinderung von Schad­
stofffreisetzungen ( sog. Emissionen ) 
durch lediglich nachgeschaltete Filter­
anlagen und die Verschiebung der Pro­
bleme aus Luft und Wasser in den Ab­
fallbereich. Die so erzielten Erfolge 
sind ohnehin in Gefaltr, durch weiteres 
wirtschaftliches Wachstum aufgehoben 
werden. 

Das Kennzeichen einer neuen Phase 
der Umweltpolitik müßte aber gerade 
in der Abkehr von dieser Fixierung auf 
Emissionen liegen. Kurz und bündig ist 
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dies vom Wuppertaler Institut für Kli­
ma, Umwelt und Energie auf der Anhö­
rung zu .Leitbildern einer Stoffpolitik" 
der .Enquete-Kommission zum Schutz 
des Menschen und der Umwelt" im Ok­
tober 1993 formuliert worden: "Weg 
von der Durchflußwirtschaft und hin 
zur Kreislaufwirtschaft, weg von der 
Materialverschwendung und hin zur 
Materialproduktivität, weg von der 
Energieverschwendung und hin zu En­
ergieeffizienz, weg von der Produktori­
entierung und hin zur Dienstleistungs­
optimierung, weg vom Verbrauch von 
Naturkapital und hin zu seiner zu­
kunftsfähigen Nutzung, weg vom ver­
schwenderischen Umgang mit Flächen 
und hin zu effizienter Flächennutzung, 
weg von der Wegwerfgesellschaft und 
hin zur Wertschätzungsgesellschaft". 

Dem ist nichts mehr hinzuzufügen -
außer, _daß die dafür erforderlichen po­
litischen und wirtschaftlichen Rahmen­
bedingungen fehlen. Es bleibt deshalb 
im wesentlichen alles beim alten oder 
.the same procedure as every year": 
Durchflußwirtschaft statt Kreislaufwirt­
schaft. 

diesseits -die Zeitschrift für 
weltliche Humanisten, 
Atheisten und 
Konlessionslose 

diesseits - die Zeitschrift für 
Religionskritik, 
Aufklärung und 
Humanismus 

diesseits -die Zeitschrift für 
Selbstbestimmung, 
soziale Verantwortung 
und Menschenrechte 

diesseits -herausgegeben vom 
Humanistischen 
Verband Deutschlands 

Kostenlose Probeexemplare: 

dllSSIHS Zeillcllrllllir Hlllllnllmll111dAllfldlra,g 
H-le8 
12143-
T-131/613904-CI 
Fu 138/624 27 23 
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,,Doppelzocker'', arme Gemeinden 
und geschröpfte Arbeitnehmer 

Immer neue Finanz- und Etatlöcher 
run sich - nich! nur reu:ssionsbedingt 
- in den Gememden, Ländern und un 

Bund auf. Eine Steuerschätzung jagt die 
andere, ein Nachtragshaushalt den näch­
sten. Selbst regierungsnahe Steuerbera­
ter empören sich inzwischen über das 
angerichtete Chaos und sprechen von 
"Wegwerfgesetzen". 

Der Grundstein der Misere wurde 
mit der Steuerreform 1990 gelegt, die 
von der Kohl-Regierung als .J ahrhun­
dertwerk" gefeiert wurde und insbeson­
dere die sehr gut Verdienenden erheb­
lich entlastete. Neben der Absenkung 
des Spitzensteuersatzes von 56 % auf 
53 % profitierte dieser Kreis zusätzlich 
von einer Verflachung der Progression, 
einem niedrigeren Eingangssteuersatz 
(19%) und dem höheren steuerfreien 
Existenzminimum. Schon damals wurde 
von ernstzunehmenden Kritikern vor 
den erheblichen Einnahmeausfällen für 
Bund, Länder und Gemeinden gewarnt 
(zwischen denen das Aufkommen der . 
Ertragssteuern Lohn-, Einkommen- und 
Körperschaftssteuer aufgeteilt wird), 
die nur durch die vereinigungsbedingte 
Sonderkunjunktur in den Jahren 1990 
bis 1992 nicht sofort durchschlugen. 

Die Finanzmisere der öffentlichen 
Hände wird durch das Wirksamwerden 
des .Standortsicherungsgesetzes" 1994 
noch verschärft, das nochmals eine plan­
mäßige Steuerentlasrung für Unterneh0 

men und Höherverdienende bringt. So 
müssen die einbehaltenen Gewinne der 
Aktiengesellschaften und GmbH's (sog. 
Thesaurierungsgewinne) statt mit 50% 
nur noch mit 45 % versteuert werden. 
Mit dieser Absenkung hat die liberal­
konservative Regierung im Zeitraum von 
nur 4 Jahren den Steuersatz um 11 % (!) 
reduziert. Die Maßnahme wird seitens 
der Regierung mit der daraus angeblich 
resultierenden Verbesserung der interna­
tionalen Wettbewerbsfähigkeit begründet. 
Auch sollen mit der geringeren Grenz­
steuerbelastung Investitionen deutscher 
und ausländischer Firmen am .Standort 
Deutschland" gefördert werden. 

• Thomas Ewald, Frankfurt 
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Mit demselben Gesetz wurde der 
Spitzensteuersatz für natürliche Perso­
nen im Bereich der gewerblichen Ein­
künfte von 53% auf 47% gesenkt. Da­
mit ist auch dieser Gruppe von Spitzen­
verdienern binnen 4 Jahren mit einer 
9%igen Absenkung (von 56 auf 47%) 
ein schöner Steuervorteil zugewachsen -
während in der Öffentlichkeit treubenig 
über die Finanzierungs(un)gerechtig­
keiten der Wiedervereinigung debattiert 
wird. Die Freiberufler etc. werden auf 
Gleichbehandlung pochen und gericht­
lich eine Besteuerung mit einem Grenz­
steuersatz von 47% durchsetzen wollen. 
Ihre Chancen stehen nicht schlecht. 

,,Doppelzocker-Modell" 
Neben dieser Priviligierung sind 

z.B. auch die Vorschriften des .Förder­
gebietsgesetzes" zu reinen Steuerspar­
Modellen verkommen. Was der Moder­
nisierung der alten Wohnbausubstanz 
Ostdeutschlands zugute kommen sollte, 
begünstigt lediglich (west-)deutsche 
Großverdiener. Die 50%ige Son­
derabschreibung bei Gebäuden führte 
beispielsweise zu einem Steuersparkon­
strukt, das in der Fachwelt ohne 
schlechtes Gewissen als .Doppelzok­
ker-Modell" bezeichnet wird. Bei dieser 
Variante wird die 50%ige Sonderab­
schreibung zweimal vorgenommen: 
Eine Neubau-Immobilie im Beitrittsge­
biet wurde zunächst privat erworben 
und steuersparend abgeschrieben. Nach 
Ablauf der 2-jährigen Spekulationsfrist 
(danach werden durch Wiederverkauf 
realisierte Gewinne aus Wertsteigerun­
gen nicht mehr besteuert!) verkaufte der 
Privatmann diese Immobilie an eine ge­
werblich geprägte Personengesellschaft, 
die dann erneut die 50 % ige Sonderab­
schreibung nutzte. Demgegenüber be­
trägt die normale steuerliche Abschrei­
bungsfrist für Gebäude 40 Jahre. 

Gewerbesteuersenkung 
trifft Gemeinden 

Aber nicht nur diese Begünstigten, 
sondern auch der gewerbetreibende 

von Thomas Ewald* 

Mittelstand sollte sein .Fett" abbekom­
men. Die konservative Bundesregierung 
erhöhte den Freibetrag und die Staffe­
lung der Gewerbeertragsteuer, dies 
führte ab 1.1. 1993 zu einer erheblichen 
Entlasrung auf Kosten der Gemeinden. 
Der grüne Stadtkämmerer Frankfurts, 
Königs, schätzt die daraus resultie­
renden Mindereinnahmen der Stadt für 
das Jahr 1993 auf 85 Millionen DM. 
Für einen Frankfurter Gewerbetreiben­
den rechnet sich das so: mußte er 
1992 bei einem Gewerbeertrag von 
100.000 DM und einem Hebesatz von 
480% noch 15.360 DM Gewerbesteuer 
an die Kommune abführen, waren es 
1993 bei gleichem Ertrag und Hebesatz 
nur 4.032 DM, und 1994 wären es 
trotz auf 515 % erhöhtem Hebesatz nur 
4.326DM. 

Diese bundesgesetzliche Neurege­
lung führt damit zu einer weiteren 
Aushebelung der kommunalen Selbst­
verwaltung, weil die Kommune durch 
Austrocknung ihrer wichtigsten Finan­
zierungsquellen kaum noch fmanziellen 
Spielraum hat. Die Gemeinden versu­
chen ihre Mindereinnahmen durch mas­
siven Abbau .freiwilliger" Leisrungen 
(zu denen sie nicht gesetzlich verpflich­
tet sind, z.B. Schwimmbäder, Biblio­
theken, Berarungsstellen, Jugendzentren 
... ) und durch Erhöhung kommunaler 
Gebühren und Preise auszugleichen. So­
zialdemokratisch regierten Ländern und 
Gemeinden werden so sozialpolitische 
Pr9filierungsmöglichkeiten weitgehend 
entzogen, ein .ökologischer Umbau der 
Industriegesellschaft" wird bereits in 
den Ansätzen erstickt. 

Auf der anderen Seite werden die 
Arbeitnehmer zusätzlich durch steigen­
de Sozialversicherungsabgaben und 
Mineralölsteuererhöhung geschröpft. 
Wenn die SPD, so sie an die Regierung 
kommen sollte, nicht ein Finanzierungs­
konzept durchsetzt, das die notwendigen 
Mittel konsequent bei denen eintreibt, 
die in den letzten Jahren über alle Ma­
ßen begünstigt wurden, darf sich nie­
mand wundem, wenn sich ·der soziale 
Protest des .unteren Drittels" weiter 
verstärkt nach rechts wendet. 
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LATEINAMERIKA 

Vorwort zum Schwerpunkt 

E er hätte es keiner besonderen 
gründung bedurft, sich auch in 

. rucht vorrangig international ori­
entierten Zeitschriften mit der Entwick­
lung in Lateinamerika zu beschäftigen. 
Schließlich war dieser Kontinent mehr 
als alle anderen ein Bezugsraum für die 
.internationale Solidarität" der westeu­
ropäischen Linken, wie die .internatio­
nale Solidarität" selbst ein zentrales 
Element linker Identität darstellte. Vor 
allem zwei Punkte dürften für das frühe­
re Interesse an Lateinamerika besonders 
bedeutsam gewesen zu sein: der starke 
Antiimperialismus - zugespitzt in den 
militanten Befreiungsbewegungen ver­
schiedener Länder, aber auch eine ge­
wisse historisch begründete Nähe zu 
Europa, die sich (inuner verglichen mit 
Asien und Afrika) in einigen Ländern 
auch an der Rolle der christlichen Kir­
che, der Struktur des Parteiensystems 
und gewissen wohlfahrtsstaatlichen und 
gewerkschaftlichen Bestrebungen fest­
machen ließen. 

Nunmehr scheint es aber so zu sein, 
daß der Zusammenbruch der alten Welt­
ordnung auch den traditionellen Inter­
nationalismus der Linken weitgehend 
zum Einsturz brachte. Dies gilt nicht 
nur in einer allgemeinen Betrachtungs­
weise, sondern auch in konkreten Punk­
ten - spektakulär hinsichtlich der sandi­
nistischen Wahlniederlage 1990 oder 
der Entwicklungen auf Kuba. Zu diesen 
konkreten Punkten zählt aber wohl auch 
die weniger bemerkte Eingliederung 
großer Teile der chilenischen Linken in 
eine neoliberal gefärbte Modernisie­
rungskoalition - und vergleichbare Wen­
dungen in manchen anderen Ländern. 
Auf der anderen Seite gibt es gerade in 
den letzten Jahren eine verstärkte Hin­
wendung zu den eigenen nationalen Pro­
blemen in Deutschland - berechtigter­
weise, allerdings mit der Gefahr ver­
bunden, den Blick für die Situation in 
anderen Ländern Europas und erst recht 
auf anderen Kontinenten zu verlieren. 

Stinunt die These, daß die Linke im 
Zuge der neuen Welt(un)ordnung auch 
einen neuen Internationalismus entwik, 
kein müsse, daß dies unabdingbar für 
die Entwicklung eigener Identität und 

• Uwe Kremer; Dortmund, spw-Redaktion 

Gestaltungsfähigkeit sei, so kann die 
Beschäftigung mit Lateinamerika nicht 
als exotische Ablenkung von den eige­
nen Problemen abgetan werden. Die Er­
eignisse im Süden Mexikos haben kurz­
fristig auch die linke Öffentlichkeit wie­
der stärker daran erinnert. Aber wer 
nimmt schon zur Kenntnis, daß im Ok­
tober nicht nur bei uns, sondern auch in 
einem derartig riesigen Land wie Brasi­
lien Wahlen stattfmden und heute die 
größte linke bzw. sozialistische Partei 
der ehemals "westlichen Hemisphäre" -
die brasilianische Arbeiterpartei PT -
gute Chancen hat, die Regierungsgewalt 
zu übernehmen? Und daß sich auch in 
Ländern wie Uruguay und Mexiko in­
teressante Formierungsprozesse auf der 
Linken mit Optionen auf die politische 
Macht abspielen? Unter diesen Bedin­
gungen ist es u.E. wichtig, Elementeei­
nes Dialoges zwiscnen der europäischen 
und lateinamerikanischen Linken zu ent­
wickeln. 

Die Entwicklung eines derartigen 
Dialoges und von neuen Formen 
internationaler Solidarität - wie sie Ed­
gar Göll anhand einer ausführlichen 
Buchbesprechung thematisiert - muß al­
lerdings auch die heutigen ökonomisch­
politischen Entwicklungsbedingungen 
eines Kontinentes wie Lateinamerika 
berücksichtigen, will sie nicht in einen 
abstrakten Antiimperialismus verfallen. 
Dirk Messner versucht in seinem Bei­
trag die Veränderungen dieser Bedin­
!lllngen nüchtern auszuleuchten - mit 
Positionen, die in der entwicklungs­
politischen und Lateinamerika-"Szene" 
durchaus umstritten sein dürften. Be­
zugspunkt seiner Überlegungen sind 
Strategien der Weltmarktintegration -
jenseits traditioneller Abkoppelungskon­
zepte wie auch neoliberaler Freihan­
delsideologien. In diesem Zusammen­
hang - der engen Verzahnung von reali­
stischen ökonomischen Konzeptionen 
und politischen Neuforrnierungen der 
Linken - ist auch der Kuba-Beitrag von 
Robert Lessmann zu sehen. 

Aus meiner Sicht lassen sich die Bei­
träge in gewisser Weise auch bisherigen 
spw-Artilceln zur Neugestalrung der 
Weltwirtschaftsbeziehungen zuordnen -
Artikeln, die in besonderem Maße die 
Entwicklung von Wirtschaftsräumen in 
den Weltregionen im Auge haben und 

von Uwe Kremer* 

darin die Möglichkeit sehen, jenseits ei­
nes uferlosen Freihandels zu regulierten 
Wirtschaftsbeziehungen auf dem Welt­
markt zu kommen (siehe jüngst die Bei­
träge von Willi Brüggen und Joachim 
Schuster in der letzten spw und die frü­
here Diskussion über die künftige Rolle 
Westeuropas). Die These lautet: Eine 
international wirksame und solidarische 
Linke wird sich nicht in einem System 
globalen Freihandels neu formieren 
können, sondern nur im Kontext dieser 
regionalen Wirtschaftsräume. Und in 
diesem Kontext müssen auch unsere 
internationalen Partner gesucht werden. 
Allerdings: Wie weit die lateinamerika­
nische Linke - trotz Brasilien - noch von 
einer solchen .kontinentalen" Formie­
rung entfernt ist, zeigt uns Albrecht Ko­
schütl.ke als jemand auf, der die 
lateinamerikanische Linke über 15 Jahre 
hinweg "vor On" kennengelernt und 
analysiert hat. 

Für die Souveränität und Unabhängigkeit Cubas 
SehluB mit der Blockadel 

Dringender Aufruf zur Unterstützung der Em:!lihn.mg 
von 125.0CX) Kindem in Havanna 
"Glas statt Wellblech" 
Durch den Kauf einer Abfüll- und Verdecke­
lungsmaschine "Omnia" für Schraubgläschen soll 
die Abfüllung in Weißblechdosen mit folgenden 
Vorteilen el'$etzt werden: 
- Das Glas wird in Cuba hergestellt ul'ld spart 

Devisen. Gläschen sind wlederve'rwerttiar. Sie 
ermöglichen die Nutzung einer größeren Vielfalt 
von Früchten und Gemüsen sowie das 
Hinzufügen neuer Vitamine. Die Produktion wird 
elhöht, Schadstoffe vermieden. Die Haltbarkeits­
dauer wird verdoppelt 
Die Verschärfung der Blockade Cubas durch die 
Regierung der USA mittels Torricelli-Gesetz, die 
letzte Klimakatastrophe, die fiir Cuba einen 
Verlust von 1.000 Mio US-Dollar bedeutete, die 
Zerstörung der Bananenernte und eine 
schlechte Zuckerernte bedeuten ein kritisches 
Jahr 1994. 
Kosten für die Maschine "Omnla": 
ca. 72.000 DM, 
aktueller Kontostand: ca. 47.000 DM. 
Ziel war, die Finanzierung bis Ende 1993 
sicherzustellen, das ist leider nicht gelungen. 
Unterstützt wird das Projekt durch: 
Cuba-Soli-Gruppe Heidelberg; FG BR[).KUBA 
e. V. - Gruppen Aachen, Essen, Köln, 
Wuppertal, Cuba-Soli-Gruppen Bonn, Köln und 
Doitmund, FrankfurtJ'Main 
Koordination: Cuba-Gruppe Bonn {TelJFax.: 
02281698547) 
Kontonummer: 913012, 
stadtsparkasse Wuppertal 
BLZ 330 500 00, 
FG BRD-KUBA e. v. Wuppertal 
SUchwort: "Glas statt Wellblech" 

Verschiedene Stiftungen verweigerten die 
Kooperation mit dem Projekt, obgleich sie seinen 
sozialen Charakter anelkannten. 
Wir bedanken uns für Ihre Unterstiltzuna. 
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Die Linke in Lateinamerika 

Wenn wir - bei aller Unsicher­
heit der Definition - von .der 
Linken" in Lateinamerika 

sprechen, so müssen wir von ihrer vor 
allem strukturellen Krise reden. Der da­
mit angesprochene radikale politische 
Bedeutungsverlust linker Parteien, Or­
ganisationen und Bewegungen liegt 
nicht, wie oft vermutet wird, am Zu­
sammenbruch des bürokratischen Sozia­
lismus des Ostblocks, der nur für die 
weitestgehend bedeutungslosen kommu­
nistischen Parteien des Kontinents (mit 
Ausnahme Chiles vor dem Putsch - und 
natürlich Kubas) eine relevante Bezugs­
größe gewesen ist. Andere Faktoren 
waren und sind bedeutsamer. 

Ein entscheidender Einschnitt waren 
Zlllliichst einmal die brutalen Militärdik­
taturen der siebziger und anfangs achtzi­
ger Jahre. Die physische Liquidierung 
der Oppositionellen, das Verbot ihrer 
Organisationen, ihrer Gedanken und 
Theorien, die Exilierung ihrer Führer 
und die radikale Umkrempelung der 
gesellschaftlichen Wenesysteme pro­
duzienen während der Diktatur einen 
neuen politischen und sozialen Kontext. 
Die • Spuren" der Diktatur, vor allem in 
den Köpfen der Menschen und auch in 
der neu zu konstituierenden Kultur der 
Linken haben Langzeitwirkung. 

So wie die nach-diktatorischen Ge­
sellschaften selten kollektive Trauerar­
beit geleistet haben, so hat die Linke 
kaum ihre eigenen Fehler vor und wäh­
rend der Diktatur aufgearbeitet. Mit tra­
gischer Oberflächlichkeit wurde allen­
falls die Konsequenz gezogen, formal 
demokratische institutionelle Prozesse 
zu gering geschätzt zu haben, weshalb 
jetzt in vielen Ländern Verfassungsre­
form, Institutionen-Aufbau, technische 
Kompetenz innerhalb vorgegebener Pa­
rameter einen so großen Stellenwen ha-
ben. . 
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Ein kritischer Überblick 

Die typische • Transformations­
angst" in nach-diktatorischen Gesell­
schaften vor scheinbar radikalen Al­
ternativen, um nicht die noch mächtigen 
Geister des Gestern, die Militärs, zu 
.provozieren", bildet eine zusätzliche 
Schere im Kopf und eine Mauer fürs 
Handeln. Und so sind viele neue Demo­
kratien von vornherein • konditioniene 
Demokratien", ängstlich bedacht, ihre 
formelle Konsolidierung nicht durch 
gundlegende soziale oder politische Re­
formen zu gefährden. 

Die Konsequenzen des 
Neoliberalismus 

Der zweite zentrale Faktor, der die 
Position und Perspektiven der Linken 
heute bestimmt, sind die neoliberalen 
Wirtschaftspolitiken der letzten Jahre in 
praktisch allen Staaten Lateinamerikas. 
Deren Umsetzung und die schärfste 
ökonomische Krise des Kontinents seit 
den 30iger Jahren haben zu dramati­
schen Veränderungen in den 
Klassenstrukturen gefühn. Die Zerstö­
rung großer Teile der traditionellen Ba­
sisindustrien hat einst auch politisch so 
bedeutende Gewerkschaften wie die der 
argentinischen Metallarbeiter oder der 
bolivianischen Bergleute dezimien und · 
insgesamt die kontinentale Gewerk­
schaftsbewegung fast zur Bedeu­
tungslosigkeit reduzien. Sie hat damit 
nachhaltig bisherige kollektive Arbeits­
und Kampferfahrungen, Klassenbindun­
gen, Solidarität zerstön. Für viele trat 
dafür bestenfalls der .cuentapropismo" 
- das Arbeiten .auf eigene Rechnung" -
als Taxifahrer, Verkäufer, usw an diese 
Stelle, wenn es nicht zum Absinken in 
die extreme Armut und in damit ver­
bundene anomisch-gewaltförmige Sozi­
alverhältnisse kam (Anomie: all­
gemeiner Zustand mangelhafter gesell­
schaftlicher Integration, in dem für die 
Individuen ein Funktionsverlust von In­
stitutionen, Normen usw. eintritt). 

Auf der anderen Seite haben die All­
tagserfahrungen der vorhergehenden 
Hyperinflation .Stabilität" zu einem 
nachgerade existentiellen Wert ge-
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macht. Nicht nur die ökonomischen und 
sozialen, sondern auch die psychosozia­
len Folgen von Hyperinflation - .Ent­
wenung aller Wene", Auflösung aller 
Sicherheit auch und gerade des Alltags -
haben eine traumatisierende Wirkung. 
Die Popularität neoliberaler .Stabilisie­
rer" wie Menem in Argentinien, Fuji­
mori in Peru oder Goni in Bolivien ist 
kein Masochismus. Weite Teile der 
noch irgendwie erwerbstätigen Be­
völkerung sieht Sozialreformen eher als 
Ausdruck populistischen Abenteurer­
tums und zieht die harte Hand des an­
geblich sparsamen und unerbittlichen 
Präsidentenvaters vor, zumindest so 
lange, wie er noch die Hoffnung auf ei­
nen Zugewinn an ökonomischer und 
staatlicher Effizienz verspricht. 

Dabei ist der Bedarf an Reformen 
selten so groß wie heute gewesen. In 
praktisch allen Ländern hat eine radika­
le Einkommensumveneiltmg in den 
letzten Jahren stattgefunden, denn Krise 
und Inflation implizieren immer Ein­
kommensumveneilung von unten nach 
oben; überall haben sich die Lebensbe­
dingungen, die Arbeitsmarktlage, die 
staatlichen Dienstleistungen, die medi­
zinische, die schulische, die kulturelle 
Versorgung, die Wohnsituation, die 
Verkehrsbedingungen, die ökologischen 
Probleme, die persönliche Sicherheit 
für die Mehrheit der Bevölkerung ver­
schlechten. 

Die Zerklüftung 
der Gesellschaft 

Drittens gibt es daher eine neue Di­
nu,nsion in der gesellschaftlichen Zer­
klüftung vieler lateinamerikanischer 
Staaten. Gewalt (Kriminalität, Mafia, 
Guerrilla mit gleitenden Übergängen), 
Korruption, Willkürherrschaft von Per­
sonen oder staatlichen Institutionen bei 
gleichzeitig hochgradiger Bürokr~i­
sierung des Staatshandelns provozienen 
die völlige Trennung zwischen politi­
scher Elite und Basis. Klientelistische 
Macht-Strukturen und gangsterile Bru­
derschaften-Solidarität, wirkungsmäch­
tige Ideologieproduzenten (Kirche, 
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Fernsehen) und zersplittene Ba­
sisinitiativen der grass roots movements 
mit ihren Stärken (konkrete . Hilfe, 
Überlebensstrategien, Solidarität, Idea­
lismus) und Schwächen (Vereinzelung, 
Projektbornienheit, kleingruppen-dyna­
mische Deformationsprozesse, Ideolo­
gisierung oder Entpolitisierung) span­
nen das Netz für den täglichen Überle-
benskampf. Nicht .Entwicklung" 
( desarrollo) sondern • überleben" 
(sobrevivencia) ist das Ziel. Die Span­
nung zwischen provokativ zur Schau ge­
stelltem obszönem Reichtum der Sieger 
im neoliberalen Veneilungskampf und 
der rasant gestiegenen Zahlen der in ab­
soluter Armut Lebenden ergibt in vielen 
Ländern ein explosives Gemisch moder­
nistischer und marginalisiener Lebens­
formen, Wene, Konsumverhalten, Dis­
kurse, Organisations- und Ver­
kehrsformen. 

Diese Situation wird immer wieder 
Gewaltätigkeit (politisch, pseudo-poli­
tisch, kriminell, als unorganisiener 
spontaner kollektiver Wutanfall etc.) 
produzieren und provozieren, mit 
schrittweiser Auflösung bekannter 
Strukturen .• Guerrilla" ist für den euro­
päischen Betrachter ja noch eine ver­
traute und mithin legitimiene, weil ana­
lysierbare Form politischen Protestes 
und Anikulation. Die anomisiene und 
anomisierende Gewalt, ob kollektiv 
oder individuell, ob organisien oder 
spontan, ob physisch oder sozial und 
kulturell, entfaltet hingegen eine 
(un)heimliche Erosionskraft mit langfri­
stiger Wirkung, die unseren Kategorien 
fremd bleibt. 

Ein explosives Gemisch 
modernistischer und 
marginalisierter Lebens­
formen wird immer wie­
der Gewaltätigkeit pro­
duzieren. 

Das völlig unzureichend mit .Infor­
malisierung" beschriebene Ergebnis 
dieses gesellschaftlichen Zer­
fallsprozesses ist längst weit über die 
Ökonomie hinausgegangen. Die .Infor­
malisierung" auch der Politik, d.h., der 
Bedeutungsverlust aller · .klassischen" 
Parteien und Institutionen der .alten 
Gesellschaft", schlägt sich nieder in 
neuen politischen Optionen: Fernseh­
moderatoren (Beimonte, Bürgermeister 

von Lima und möglicher Präsident­
schaftskandidat in Peru) und Ex-Formel 
!-Rennfahrer (Carlos Reutemanns in 
Argentinien), Bierbrauer und Radiobe­
sitzer (Max Femandez und Carlos Pa­
lenque in Bolivien, Schlagersänger (Tu­
cuman-Gouverneur Palito Onega in Ar­
gentinien) oder andere sich explizit als 
.Nicht-Politiker" (Modell Fujimori in 
Peru) ausgebende Figuren besitzen 
mehr Venrauen als die • traditionellen 
Politiker". Korruption und Ineffizienz, 
Lügenhaftigkeit und Inkompetenz der 
Präsidenten und Parlamentarier haben 
die politische Klasse des Kontinents in 
vielen Ländern diskreditiert, ohne daß 
.die Linke" hierauf bisher angemessene 
Antwonen gefunden hätte. 

Das Dilemma der Linken 
So sitzt die Linke zwischen allen 

Stühlen - konfrontien mit dem fehlen­
den Zugang zum wachsenden .nicht 
formalisienen" Sektor und dem gleich­
zeitigen Einflußverlust in den noch ir­
gendwie erwerbstätigen Teilen der Un­
ter- bzw. unteren Mittelschichten. 

Außerhalb der offiziellen Welt der 
formalen Erwerbsarbeit und des rechtli­
chen und politischen Systems, aber eben 
auch weitgehend außerhalb des Einflus­
ses organisiener Kräfte der politischen 
Linken, dehnt sich jener .nicht formali­
siene" Sektor aus. Hier verläuft die so­
ziale Interaktion nach Organisations-, 
Wene- und Kommunikationsmustern, 
die eine andere Logik haben als das 
herrschende politische und ideologische 
System, dem ja auch die Linke, wenn 
auch als Opposition, angehön. Die 
Klassenherkunft der Linken, deren Ka­
der und Führer überwiegend aus den 
Mittelschichten kommen und die sich in 
einigen Ländern mit. einer einst relativ 
starken und heute eben erheblich ge­
schwächten Gewerkschaftsbewegung 
verbinden konnten, hat auch zwischen 
der marginalisierten Bevölkerung (vor 
allem auf dem Land und in den städti­
schen Elendsvieneln) und den politi­
schen Kräften, die behaupten, ihre In­
teressen zu venreten, eine große Kluft 
aufgetan. Proteste der .Basis" äußern 
sich in spontanen gewalttätigen Eruptio­
nen, in kollektiven sozialen Wutanfäl­
len, und nicht in der Form des politisch 
organisierbaren und ideologisch 
artikulieneil .traditionellen" Wider­
stands, der für die Linke Möglichkeiten 
der Intervention, der Orientierung oder 
gar der Führung offeriene. 
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Der • Caracazo" in Caracas 1990 -
die tagelange Plünderung nicht nur der 
Hauptstadt durch Hundentausende, die 
jüngsten Proteste in Santiago de! Estern 
(Argentinien) oder die Eruptionen der 
letzten Jahre in Santo Domingo, Rio, 
Sao Paulo usw. reklamieren unerbittlich 
eine radikale Änderung der herr­
schenden Politikmuster. Die Linke hat 
bisher diese neue Konstellation nicht po­
litisch aufgearbeitet. Sie schwankt daher 
entweder zwischen naiver und opponu­
nistischer Hoffnung, den Strom des Pro­
testes auf ihre Mühlen umleiten zu kön­
nen, und hilflosen, weil häufig unreali­
stischen und nicht durchsetzbaren Maxi­
malforderungen. · 

Andererseits setzen im • formellen 
Sektor" große Teile der don verbliebe­
nen Mittel- und Unterschichten eher auf 
die herrschenden neoliberalen techno­
kratischen Eliten und entziehen sich da­
mit eigenständigen linken Optionen. Die 
genannten Erfahrungen während und 
nach den Diktaturen ließen daher zwar 
auch eine aufgekläne und/oder resignie­
rend-opponunistische .Realo-Linke" 
entstehen: Doch · ökonomische Hao4c 
lungsspielräume sind minimal, p)me 
Schatten der Diktatoren noch geg :J,!f -
tig, die zerstörende Wirkung der Hypj,t­
inflation traumatisch präsent. Die 
leichtfenige Abwenung demokratischer 
Verfahren durch die .revolutionäre" 
Linke der 60iger und 70iger Jahre und 
die blutigen Konsequenzen dieser Miß­
achtung haben zu einer Neubewenung 
demokratischer Institutionalisierung ge­
fühn, auch wenn oft die neuen Demo­
kratien geringere soziale Dimensionen 
besitzen als die seinerzeit so heftig als 
.Diktatur der Bourgeoisie" verketzerten 
Systeme. .. 

.Modernisierung" der Okonomie 
und Schaffung eines reduzienen, aber 
.effizienten" Staatswesens haben natür­
lich unbestreitbare Attraktivität, die 
Kritik am korrupten, ineffizienten, po­
pulistisch-demagogischen Staats- oder 
Regierungsapparat ist in den Fallbei­
spielen selten zu widerlegen. Und 
linkspopulistische oder paternalistische 
Politik der Wahlgeschenke, deren infla­
tionäre Konsequenzen dann doch wieder 
die breiten Massen begleichen m ssen, 
haben sicherlich das Ihre zur kontinen­
talen Strukturkrise beigetragen. 

Ein halbwegs funktionierendes Steu­
ersystem, bei dem - ohne großen venei­
lungspolitischen oder gar sozialreforme­
rischen Anspruch - einfach eingermaßen 
konsequent überwiegend bereits beste-
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hende Gesetze angewendet und Steuern 
auch mal kassiert werden- wie etwa in­
zwischen in Chile oder Argentinien -, 
oder eine ein bißchen ordentlichere, 
überschaubarere Staatsverwaltung sind 
natürlich nicht identisch mit Vertei­
lungsgerechtigkeit, aber sie sind struktu­
relle Bedingungen, ohne die eine solche 
Gerechtigkeit auch durch inflationäre 
Subventionitis nicht erreicht werden 
kann. 

Die Linke neigt zu pr1n­
zipienlosen Flirts mit 
dem Sozialpopulismus 
(vor der Wahl) und dem 
Neoliberalismus (nach 
der Wahl). 

Und so gelingt es der Linken nicht 
nur nicht, sich in den Strukturen des in­
formellen Sektors zu verankern, ·son­
dern auch nicht, überzeugend die zen­
tralen Themen der staatlichen und ge­
sellschaftlichen Modernisierung und der 
wirtschaftlichen Effizienzsteigerung zu 
besetzen. Dies verleitet dann zu einem. 
prinzipienlosen Flirt oft vor der Wahl 
mit dem traditionellen sozialpopulisti­
schen Instrumentarium und nach der 
Wahl dann mit dem Neoliberalismus. 

Das Elend der SI-Parteien 
Sozialdemokratische Parteien bzw. 

Mitglieder der Sozialistischen Interna­
tionale haben sich dabei besonders kläg­
lich hervorgetan. Erinnert sei an die do­
minikanische PRO, deren einstiger Prä­
sident Salvador Jorge Blanco seit ein 
paar Jahren wegen Korruption im Ge­
fängnis sitzt und unter dessen Präsi­
demschaft hunderte von Dominikanern 
erschossen wurden, als sie die Wahlver­
sprechen protestierend einklagten. Dra­
matisch die Regierungszeit des bo­
livianischen MIR bzw. des Vizeprä­
sidenten der SI, Jaime Paz Zamora, in 
der die Korruption bei gleichzeitig neo­
liberaler Politik diese Partei bei den 
letzten Wahlen zu einer Randgruppe 
verkommen ließ. Präsent ist auch der 
von Gefängnis bedrohte, wegen angebli­
cher Korruption abgesetzte venezolani­
sche Expräsident Carlos Andres Perez, 
dessen .Accion Democratica" - immer­
hin die größte lateinamerikanische SI­
Partei - einen wesentlichen Anteil am 
Verfall des venezolanischen Parteiensy-
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stems hat. Erinnert sei an die peruani­
sche APRA und deren Expräsidenten 
Alan Garcia. Erdrückende Beweise un­
verschämtester Bereicherung mit 
Querverbindungen zum italienischen 
Parteien/Mafia-Sumpf, aber auch die 
absolute Inkompetenz der APRA-Re­
gierung erläutern ein wenig, warum ein 
reaktionärer politischer Niemand wie 
Alberto Fujimori mit einem radikalen 
antipopulären Manchesterliberalismus 
dennoch stets auf seine demoskopisch 
belegte Popularität verweisen kann. 

Natürlich hat das Versagen dieser 
großen SI-Parteien mit dazu beigetra­
gen, daß die Sozialistische Interna­
tionale in den letzten zehn Jahren radi­
kal an Bedeutung verloren hat, also 
nicht mehr das wichtige Diskussionsfo­
rum ist, auf das sich bis zu Beginn der 
80iger Jahre alle fortschrittlichen Kräfte 
des Kontinents notwendig beziehen 
mußten. Heute zerfallen die SI-Parteien 
zum einen in die in ihren Ländern be­
deutungslosen Splittergruppen wie .die 
PSD in Guatemala, die Febreristas in 
Paraguay oder die PSP in Argentinien. 
Zum anderen befinden sich die erwähn­
ten einst großen SI-Parteien, die 
Regierungen und Präsidenten stellten, 
der MIR, die APRA oder Accion De­
mocratica, in einer selbst verschuldeten 
tiefen Existenzkrise. 

Die gerade wieder an die Macht ge­
kommene PLN in Costa Rica ist seit 
Jahrzehnten eine bürgerlich-antisoziali­
stische etablierte Partei, die sich selbst 
vermutlich das Etikett .links" verbitten 
würde, die PNP Jamaicas hat im Pro­
krustes-Bett noeliberaler Sparzwänge 
noch unter Michael Manley wenn schon 
nicht ihre sozialistischen Slogans so 
doch jene Politik aufgegeben, die sie 
zeitweilig zur klaren Alternative gegen­
über neoliberalen Optionen machte. 
Bleiben noch zu erwähnen die sozial­
populistische dominikanische PRO, eine 
Massenpartei ohne präzises ideologi­
sches Fundament oder bisher bewiesene 
Regierungskompetenz, der zudem die 
dominikanische „Linke", von Juan 
Bosch organisiert, den Platz streitig 
macht. Schließlich Izquierda Democra­
tica, die .Demokratische Linke" in 
Ecuador, eine wesentlich auf Mittel­
schichten und Freiberufler zählende Ex­
Regierungspartei der linken Mitte inner­
halb des zersplitterten ecuadorianischen 
Parteienspektrums. 

Die chilenischen Sozialisten und die 
PPD, Mitglieder der christdemokratisch 
geführten .Großen Koalition", sind da-

bei, sich zu Parteien zu entwickeln, die 
sich vielleicht am engsten europäischen 
sozialdemokratischen Vprbildern nä­
hern. Während das dritte chilenische SI­
Mitglied, die eher bürgerliche "Radikale 
Partei", wie stets ein Kümmerdasein fri­
stet, entwickeln PS/PPD ein Profil der 
.linken Mitte", das viele Erinnerungen 
an den Weg der spanischen PSOE 
weckt. Hoffnungsträger Ricardo Lagos 
gilt manchen als chilenischer Felipe 
Gonzalez. Im Parteienspektrum der SI 
ist mithin kaum ein bedeutsames und zu­
kunftsfähiges politisches Projekt aus­
zumachen, das zu Hoffnungen der Lin­
ken des Kontinents ( oder Europas) be­
rechtigt. 

Und was ist mit Zentralamerika, wo 
die nationalen Befreiungsbewegungen 
noch vor wenigen Jahren im Zentrum 
der weltweiten linken Solidarität stan­
den? Die Wahlniederlage der Sandini­
sten und die anschließende kritische 
Aufarbeitung der sandinistischen Ideo­
logie und Regierungs-Praxis bewirkten 
einen anhaltenden (eigentlich nur in Tei­
len berechtigten) Schock, der schlagar­
tig das Interesse von ganz Zentralameri­
ka abzog. Eine fatale Konsequenz, die 
vor allem kritisch gegen die kurzatmige 
Solidaritätseuphorie des linken Funda­
mentalismus gewendet werden muß. 
Die demokratische Leistung der Sandi­
nisten, den ersten friedlichen 
Machtwechsel in der Geschichte Nica­
raguas durchgeführt zu haben, der wei­
tere Verlauf des salvadorianischen Frie­
densprozesses, die Bemühungen der lin­
ken Opposition in Guatemala bedürfen 
der weiteren solidarischen Aufmerk­
samkeit. Einfachere Identifikation bie­
ten natürlich spektakuläre Ereignisse 
wie die jüngsten Widerstandsaktionen in 
Chiapas in Mexico. Das fast weltweite 
Verständnis für den Widerstand der 
Zapatistas überrascht dabei weniger als 
die einmal mehr unter Beweis gestellte 
Integrations-Kapazität der regierenden 
PR! mit ihrer flexiblen Mischung aus 
Brutalität und Verbindlichkeit gegen­
über jedweder Opposition. Die PRD des 
Cauthemoc Cardenas, ursprünglich eine 
Absplitterung der PR!, wird erst noch 
belegen müssen, daß sie nicht nur eine 
.authentische" bessere PR! zu sein vor­
hat. 

Linke Hoffnungsträger 
Die kontinentalen (und auch europäi­

schen) linken Hoffnungen konzentriert 
die brasilianische Arbeiterpartei (PT) 
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auf sich, ferner die urugayische Frente 
Amplio und jüngst auch der spektakuläre 
Aufstieg der venezolanischen Causa 
R(adical). Dabei ist PT und Causa R ge­
meinsam, daß sie aus dem industrie­
gewerkschaftlichen Milieu hervorgegan­
gen sind und Lula (PT) ebenso wie An­
dres Velasquez (Causa R) in ihren Bio­
graphien und in Diskurs und Praxis ihrer 
politischen Bewegung einen neuen Po­
litikstil repräsentieren, der für .die Lin­
ke" in Lateinamerika einigermaßen neu 
und für die .Basis• offenbar attraktiv ist. 

In beiden Parteien finden sich zudem 
unterschiedliche soziale Bewegungen 
wieder, die von den traditionellen Par­
teien nichts mehr erwarten. Fortschritt­
liche Intellektuelle entdecken ihre Chan­
ce, ihre Kompetenz und komparativen 
professionellen Vorteile sowie ihre poli­
tischen Hoffnungen einbringen zu kön­
nen. Beide Parteien sind bisher nicht 
durch Korruption belastet. Das mag teil­
weise auch am Mangel an Gelegenheit 
liegen, die bekanntlich Diebe macht, 
denn natürlich hat auch die Linke nicht 
das Monopol an Anständigkeit und poli­
tischer Moral. Aber der sonstige Sumpf 
an politischer Verderbtheit und Inkom­
petenz der politischen Klassen in Brasi­
lien und Venezuela läßt Parteien, die 
ohne Opportunismus und dennoch prag­
matisch, offenbar aufrichtig und durch­
aus sachlich leistungsorientiert sind, um 
so beispielhafter werden. PT und Causa 
R weisen beide begrenzte kommunale 
oder regionale Regierungserfahrung 
auf, in Sao Paulo und anderen brasilia­
nischen Regionen bzw im Industriezen­
trum Venezuelas, dem Bundesstaat 
Guayana, und neuerdings in der Haupt­
stadt Caracas. Die Ergebnisse sind weit 
weniger katastrophal als die Erfahrun­
gen mit den traditionellen Parteien, teil­
weise belegen sie sogar, daß trotz aller 
,Sachzwänge" und Querschüsse der tra­
ditionellen politischen Kräfte eine ent­
schiedene Politik zugunsten der breiten 
Massen der Bevölkerung millimeterwei­
se Fortschritte ermöglicht. Diese Erfah­
rungen sind für die Partei im Sinne der 
Qualifikation ihrer Kader und für ihre 
Anhänger im Sinne einer realistischeren 
Erwartungshaltung der konkreten Ver­
änderungsmöglichkeiten von ungeheu­
rer Bedeutung. 

Die PT hat trotz jüngst wieder stei­
gender Sympathiedaten für den fort­
schrittlich-technokratischen Star der au­
genblicklichen Regierung, Fernando 
Henrique Cardoso, in den 70iger Jahren 
einer der gescheitesten linken Sozialwis-

senschaftler des Kontinents, weiterhin 
eine echte Machtoption. Das breite ideo­
logische Spektrum von rechtssozial­
demokratischen bis linksradikalen Posi­
tionen, das sich in der PT zusammen­
raufen muß und zugleich diszipliniert 
wird durch den Erfolgszwang und die 
Alternativlosigkeit jeglicher Absplitte­
rung, ergibt eine (glücklicherweise) 
nicht konfliktfreie, aber bisher dennoch 
handlungs- und offenbar auch lernfähige 
dynamische Organisation, die offen ist 
für vielfältige Anregungen. Als erste 
Partei des Kontinents hat sich die PT 
beispielsweise für eine Frauenquote in 
der Partei entschieden. Die Bedeutung 
der gewerkschaftlichen historischen Ba­
sis hat nicht zu .obrerismo" (Arbeiter­
kult) geführt; Stadtteilorganisationen, 
Basisgruppen der fortschrittlichen Kir­
che, ökologische Bewegungen, Initiati­
ven zur Armutsbekämpfung mit breiter 
gesellschaftlicher Verankerung finden 
sich im PT-Netzwerk wieder. Die Be­
deutung Brasiliens und die großen Wahl­
chancen der PT heben diese Partei im 
Augenblick weit aus .der Linken" La­
teinamerikas hervor, nicht minder wich­
tig aber ist ihr Beitrag zu einem viel­
leicht neuen politischen Diskurs und zu 
originellen Organisationsformen der po­
litischen Auseinandersetzung. 

Die PT bemüht sich, ihrer weit über 
Brasilien hinausgehenden Bedeutung ge­
recht zu werden, indem sie -für linke 
Parteien ebenfalls durchaus unge­
wöhnlich- über ihre internationale Ein­
bettung nachdenkt. Ihre führende Rolle 
beim .Forum von Sao Paulo" ist frei­
lich ein eher amateurhafter Versuch, ei­
nige bedeutende Organisationen mit ei­
ner Vielzahl von Klein- und Kleinst­
gruppen zusammenzuschließen. Eine 
über die Veranstaltung hinausreichende 
kontinentale Bedeutung des Forums ist 
nicht zu erkennen. 

Die Schwalben der PT in Brasilien 
oder der Frente Amplio in Uruguay er­
lauben aber nicht, auch nur schon von 
einem Frühling der lateinamerikani­
schen Linken zu reden, erst recht ma­
chen sie keinen Sommer. Die europäi­
sche Linke sollte jedoch auch die viel­
faltigen Themen, Analysen, praktischen 
Erfahrungen in den Ländern des Konti­
nents wahrnehmen, die hier nicht er­
wähnt wurden, weil sie keinen verallge­
meinerbaren Reifegrad erreicht haben. 
Vielleicht ist es überhaupt besser, nicht 
auf .die Linke" zu schauen, sondern auf 
die realen Prozesse der sozialen und po­
litischen Wirklichkeit dieser Länder. 
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Lateinamerika auf der Suche nach 
einem neuen Entwicklungsmodell 

1. Das Ende des Modells 
der industrieller:i Import­

substitution 

Nach dem Ausbruch der Ver­
schuldungskrise Anfang der 
80er Jahre beherrschte eine 

stark polarisierte Diskussion die Aus­
einandersetzungen in Lateinamerika um 
die zukünftige Entwicklung des Konti­
nentes. Von Seiten von IWF, Weltbank 
und marktwirtschaftlich orientierten 
lateinamerikanischen Ökonomen wur­
den im Rahmen der Strukturanpas­
sungsprogramme Außenöffnung, Welt­
marktorientierung und umfassende De­
regulierung als Ausweg aus der Krise 
anempfohlen. Aus strukturalistischer 
Perspektive, so z.B. von der Wirt­
schaftsorganisation der Vereinten Na­
tionen für Lateinamerika (CEPAL) und 
der Mehrheit der lateinamerikanischen 
Ökonomen, wurden das seit den 30er 
Jahren verfolgte Entwicklungskonzept 
der industriellen Importsubstitution 
(!SI), das auf eine binnenmarktorien­
tierte Industrialisierung hinter hohen 
Zollmauern hinauslief, die durch Roh­
stoff- und Agrarexporte flankiert wur­
de, verteidigt, Korrekturen innerhalb 
des existierenden Modells vorge­
schlagen und überwiegend externe Fak-

. toren (z.B. Verschlechterung der 
Terms of Trade, Protektionismus der 
Industrieländer) für die Krise der la­
teinamerikanischen Ökonomien ver­
antwortlich gemacht. Eine rasche Inte­
gration der lateinamerikanischen Indu­
strien in die Weltwirtschaft wurde aus 
dieser Perspektive abgelehnt. 

Dieser blockierte Diskurs ist seit 
Ende der 80er Jahre endgültig über­
wunden. Ein Zurück zum traditionellen 
Entwicklungsmodell wird in Latein­
amerika nicht mehr ernsthaft diskutiert. 
Der Perspektivwechsel basiert auf den 
Diskussionen in Lateinamerika über die 
Krise des alten Entwicklungsmodells 
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Dirt Messner, Redakteur der „PAOKLA-Zeit­
schrift fllr kritische Sozialwissenschaft•, Ber­
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der Importsubstitution, die insbeson­
dere von der CEPAL in Santiago de 
Chile vorangetrieben wurden. Als Er­
gebnis dieser Diskussion, die von der 
CEPAL als ein Prozeß des .painful 
learning" bezeichnet wird, besteht nun 
unter den lateinamerikanischen Ent­
wicklungsökonomen weitgehende Ei-

. nigkeit darüber, daß sich das in Latein­
amerika vorherrschende Entwicklungs­
modell einseitig binnenmarktori­
entierter Industrialisierung als nicht 
tragfähig erwiesen hat und wesentlich 
zur sukzessiven Marginalisierung La­
teinamerikas in der Weltwirtschaft bei­
trug. 

Das bis in die 80er Jah­
re in Lateinamerika vor­
herrschende Entwick­
lungsmodell einseitig 
bin nenmarktorientierter 
Industrialisierung hat 
sich als r1icht tragfähig 
erwiesen. 

Als wesentliche Probleme wurden 
herausgearbeitet: 

1. Wachtumskrise: Die Kombinati­
on von sehr hohen Zöllen und vielfälti­
gen nicht-tarifären Handelshemmnissen 
mit einer Überbewertungsstrategie ze­
mentierte die Exportschwäche. Damit 
wurden Exportwachstumspotentiale 
und Massenproduktionsvorteile nicht 
genutzt. 

2. Verschuldungskrise: Die Ent-. 
wicklungsstrategie lief auf strukturelle 
Zahlungsbilanzprobleme hinaus. Je 
schneller der Industriesektor wuchs, 
desto gröer wurde der Devisenbedarf 
des verarbeitenden Gewerbes, das 
selbst kaum Deviseneinahmen rea­
lisierte. Der lndustrialisierungsprozeß 
blieb auf Exporteinnahmen der Agrar­
und Rohstoffsektoren angewiesen. 

3. Produktivititskrise: In der 
durch hohe Zollschranken abgeschotte-

von Dirk Messner* 

ten Binnenwirtschaf! fanden aus Man­
gel an innerem und äußerem Wettbe­
werb keine ausreichenden Effizienz­
steigerungen und Modernisierungen 
statt. infolgedessen vergrößerte sich 
der Abstand zum internationalen Pro­
duktivitätsniveau stetig. 

4. Soziale Krise: Die geringen 
Produktivitätszuwächse engte den 
Spielraum für Reallohnerhöhungen ein 
und verringerten so zusätzlich interne 
Wachsfumspotentiale. Die in Latein­
amerika bestehenden. scharfen sozialen 
Gegensätze konnten nicht ausgeräumt 
werden. 

5. Krise des Staates: Der ausge­
prägte Staatsinterventionismus führte 
zu einer permanenten Aufgabenüber­
frachtung des Staates, .clientilismo", 
zu Subventionsmentalitäten bei den 
Unternehmern, Korruption und perma­
nenten Haushaltsdefiziten, die häufig 
durch eine galoppierende Inflation iu 
finanzieren waren. 

Deutlich wird, daß ohne eine stärke­
re Außenorintierung der Industrie und 
eine nachhaltige Steigerung der Wett­
bewerbsfähigkeit eine Wiederbelebung 
der lateinamerikanischen Ökonomien 
unmöglich ist. Die entwicklungs­
strategische Suchrichtung, die noch bis 
Ende der 80er Jahre in entgegen­
gesetzte Richtungen gink, ist somit ge­
klärt. 

II. Das dominante 
Leitbild in Lateinamerika: 
,.Freie Markwirtschaft" 

und Freihandel 
Die grundlegenden Veränderungen 

beziehen sich nicht nur auf den Ent­
wicklungsdiskurs, sondern seit 1989 
auch auf die Wirtschaftspoliiik. Zwei 
Dimensionen die in Lateinamerika 
nicht notwendigerweise zusammenfal­
len. Die Wirtschaftsreformen, die in 
den 70er Jahren von den Militärdikta­
turen des Kontinents eingeleitet wur­
den, zielten auf Außenöffnung und Li­
beralisierung der Ökonomien ab, blie­
ben jedoch auf halber Strecke stecken 
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(Ausnahme Chile). Gewerkschaften 
wurden zerschlagen oder zumindest in 
ihren Handlungsspielräumen einge­
schränkt, Staatsausgaben im Sozialbe­
reich zurückgefahren, die Unterneh­
menssteuern gesenkt und somit die U n­
ternehmen finanziell entlastet. In den 
meisten Ländern gelang es jedoch 
nicht, einen nachhaltigen Abbau der 
Zölle gegen die mächtigen Industrie­
unternehmerverbände durchzusetzen, 
um diesen sukzessive unter internatio­
nalen Wettbewerbsdruck zu setzen. Im 
Ergebnis verlängerte dieser .halbe 
Neoliberalismus" der Militärdiktaturen 
den etablierten Rentismus der Unter­
nehmen, die ihre Gewinnsituation noch 
einmal auf Kosten der Arbeitnehmer 
und durch großzügige Steuererleichte­
rungen des Staates sichern konnten, 
ohne Modernisierungsanstrengungen zu 
unternehmen. 

Seit Ende der 80er Jahre werden nun 
in nahezu allen Ländern (Ausnahmen: 
Brasilien, Ecuador) und unter der Ägi­
de von demokratisch gewählten Regie­
rungen weitreichende Liberalisierungs­
und Außenöffnungsprogramme durch­
gesetzt. Diese können sich, nachdem 
Einigkeit über den Zusammenbruch des 
!SI-Modells hergestellt wurde, zumeist 
auf einen relativ breiten Konsens der 
politisch-wirtschaftlichen Eliten, von 
Fall zu Fall auch der Gewerkschaften, 
stützen. Aus den breiten Bevöl­
kerungsschichten heraus entwickeln 
sich nur punktuelle Proteste gegen die 
oft verheerenden sozialen Mißstände. 
Es gibt jedoch keinen gebündelten Wi­
derstand gegen die generelle Ausrich­
tung der neuen Wirtschaftspolitik oder 
gar grundsätzlich alternative Entwick­
lungsprojekte. Die skeptische Duldung 
der wirtschaftspolitischen Reformen 
durch die Mehrheit der Bevökerung 
und auch durch die demokratischen 
Linksparteien und Gewerkschaften läßt 
weniger auf eine aktive Zustimmung 
schließen, sondern eher auf die vage 
Hoffnung, daß ein Neuanfang mittelfri­
stig zur Verbesserung der wirtschaftli­
chen und sozialen Situation führen 
wird. Auch die Aufstände im mexikani­
schen Chiapas sind keine Ausnahme in 
diesem Gesamtszenario einer grundle­
genden Neuorientierung in Lateiname­
rika. Die Unruhen drücken, wie viele 
andere gewalttätige Eruptionen der ver­
gangenen Jahrzehnte in den Wellblech­
hütten der lateinamerikanischen Metro­
polen oder vernachlässigten ländlichen 
Regionen des Kontinents, die zum 

Himmel schreiende Ungerechtigkeit 
und die Ausgrenzung ganzer Bevölke­
rungsschichten aus dem wirtschaftli­
chen und sozialen Leben aus. Die Ur­
sachen der jüngsten Konflikte 
ausschließlich in der wirtschaftspoliti­
schen Neuorientierung zu suchen, wäre 
angesichts der viel tiefer liegenden 
Gründe für die Marginalisierung, 
insbesondere der indianischen Bevölke­
rungsminderheiten, kurzsichtig. 

Damit ist in Lateinamerika ein 
.point of no retum" überschritten - ein 
zurück zum traditionellen Ent­
wicklungsmodell ist ausgeschlossen. 
Dieser Kurswechsel wird auf der inter­
nationelen Bühne zuweilen geradezu 
euphorisch gewürdigt. Während der 
Jahrestagung der Interamerikanischen 
Entwicklungsbank in Hamburg im 
April 1993, wurde von vielen 
internationalen Beobachtern das "verlo­
rene Jahrzehnt" für beendet erklärt und 
Lateinamerika auf dem "Wege zum 
großen Wirtschaftswunder der 90er 
Jahre" gewähnt. 

Die Politiken sind jedoch aus­
schließlich auf makroökonomische Re­
formen beschränkt, zudem in vielen 
Fällen überzogen und berücksichtigen 
nicht, daß es nach der Phase der Dere­
gulierung auch Neuregulierungen und 
einer institutionellen Modernisierung 
bedarf. Die lateinamerikanischen Re­
gierungen haben sich nun eindeutig auf 
das Leitbild der .Freien Marktwirt­
schaft" und das .Freihandelskonzept" 
kapriziert, ironischerweise in eine Zeit, 
in der diese im Norden wieder stärker 
hinterfragt werden als in den Hochzei­
ten der Reagonomics. Im folgenden soll 
die These vertreten werden, daß sich 
Lateinamerika erst am Anfang eines 
komplexen Umbruchprozesses befindet 
und das derzeit dominierende neolibe­
rale wirtschafts- und gesellschaftspoli­
tische Leitbild den Herausforderungen 
nicht gerecht wird. 

,.The winds of change": 
das Beispiel Argentinien 

Der argentinische . Staatspräsident 
Menem hat sich ein hohes Ziel ge­
steckt. Sein Land solle bald zur .Ersten 
Welt" gehören und bereite die Aufnah­
me in die OECD vor. Eine eingehende 
Analyse des argentinischen Reformpro­
zesses kann hier nicht erfolgen. lliu­
striert werden soll, daß der Weg vom 
"verlorenen Jahrzehnt" zum beschwo­
renen "Wirtschaftswunder" steinig sein 
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wird, die Reformanstrengungen bisher 
im Kern auf die wichtige makroökono­
mische Stabilisierung der Ökonomie 
ausgerichtet sind und Transformations­
prozesse in den Unternehmen sowie 
institutionelle Modernisierungen kaum 
begonnen haben. 

Die Regierung Menem verfolgt eine 
konsequente Stabilitätspolitik, mit dem 
Ziel, die Inflationsrate dauerhaft und 
drastisch zu senken und einen stabilen 
Wechselkurs zu etablieren. Diese Ziele 
sollen zum einen erreicht werden mit 
einem de facto Lohnstop ( die Reallöhne 
liegen derzeit 40 % unter dem Niveau 
von 1984) sowie einer Konsolidierung 
des Staatshaushaltes, die im wesentli­
chen über die Einnalunen aus den Pri­
vatisierungen realisiert wird. Im Zen­
trum des Stabilisierungsprogramms 
steht zum anderen die seit April 1991 
per Gesetz bestimmte feste Bindung des 
argentinischen Peso an den Dollar, um 
das Vertrauen in die nationale Währung 
zu stärken. Die Stabilisierungspolitik 
basiert auf einem gesellschaftlichen 
·stabilitätskonsens von den Unterneh­
mern bis zu Teilen der Gewerkschaften 
und bedeutet einen wesentlichen }'.!!,ft, 
schritt, da unter der Bedingwig ~-,~ 
perinflation und permanenten W~l­
kursschwankungen dringend notwendi­
ge Investitionen ausbleiben mußten und 
eine stärkere Weltmarktorientierung 
der Unternehmen unmöglich war. Die 
Reformen erlaubten eine Drosselung 
der Infaltion von 1200 % (1989/90) auf 
etwa 20 % 1993. 

Die unter Stabilitätsgesichtspunkten 
erfolgreichen Maßnahmen bedrohen je­
doch die wirtschaftliche Reaktivierung 
des Landes und erschweren insbe­
sondere dringend notwendige Investi­
tionen zur Modernisierung des produk­
tiven Sektors. Mittelfristig wird der 
Versuch, die Inflation dauerhaft zu be­
siegen und die Ökonomie auf Wachs­
tumskurs zu bringen, nur gelingen, 
wenn - aufbauend auf der Stabilisie­
rungspolitik - auf der Unternehmens­
ebene Modernisierungsanstrengungen 
unternommen werden und ein lei­
stungsfähiges Unternehmensumfeld 
entsteht. Doch bisher wird der Reform­
prozeß nicht in Richtung einer aktiven 
Struktur-, Technologie- und Standort­
politik zur Stärkung der nationalen 
Wirtschaftspotentiale fortgeführt. 

Zollseokungen, Deregulierung 
und Privatisierungen sind notwendig, 
um die Engpässe des !SI-Modell zu 
überwinden. Doch hier steckt der Teu-
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fel im Detail. Es besteht die Gefahr, 
daß der übertriebene lateinamerikani­
sche Etatismus (Staatsorientierung) der 
vergangenen Dekaden und die Unter­
forderung der Unternehmen durch ei­
nen .proteccionismo frivolo" nun in ihr 
ebenfalls überzogenes Gegenteil um­
schlagen. 

Das Beispiel Zollpolitik: Ein linea­
rer Außenschutz von nur 10 % bei 
gleichzeitiger Überbewertung bedroht 
das argentinische Industriepotential 
(z.B. eigentlich leistungs- oder zumin­
dest modernisierungsfähige Branchen 
wie die Textil- und Bekleidungsindustrie 
oder Hersteller von Autoteilen). Zoll-· 
senkungen müssen die jahrzehntelang 
unterforderten Unternehmen unter Wett­
bewerbsdruck setzen. Dennoch ist bei 
der Dosierung der Zollsenkungen das 
Reaktionspotential der Unternehmen im 
Prozeß der Außenöffnung zu berück­
sichtigen, um unnötige und überzogene 
.Bereinigungskrisen" zu verhindern. 
Zudem müssen die Regierung und die 
Unternehmerverbände eine Vorstellung 
darüber entwickeln, was von der Indu­
strie, die zweifelsohne einen tiefgreifen­
den Spezialisierungsprozeß durchma-

. chen muß, übrigbleiben könnte und soll­
te. Nur so kann ein überzogener Dein­
dustrialisierungsprozeß vermieden und 
eine zielgerichtete Standortpolitik be­
trieben werden, um das Unterneh­
mensumfeld internationalen Standards 
anzupassen. Auf solch differenziertere 
Politikmuster wird in Argentinien mit 
Verweis auf die überlegene Steuerungs­
instanz .Markt" verzichtet. 

Das Beispiel Privatisierung: Die 
Privatisierung in Argentinien ist weit­
gehend und betrifft neben Unternehmen 
auch Krankenhäuser, Schulen, Sozial­
stationen, Forschungseinrichtungen 
oder Straßen, ohne genau zu klären, ob 
eine Grundversorgung der Bevölkerung 
mit öffentlichen Gütern wie Gesund­
heitsversorgung oder Bildung gewähr­
leistet bleibt. Privatisierungen können 
jedoch nicht nur soziale Ungleichge­
wichte auslösen, sie sind auch kein All­
heilmittel zur Modernisierung der Öko­
nomie. Selbst im neoliberalen Muster­
land Chile . der 70er und 80er Jahre 
blieb der devisenstarke und moderne 
Kupfersektor weitgehend staatlich, was 
den Staat mit ausreichenden Devisen 
zur Finanzierung seiner Kernfunktio­
nen versorgte und ihm eine gewisse 
Autonomie gegenüber den Lobby-Insti­
tutionen der Unternehmerverbände ver­
schaffte. Der ideologische Marktradi-
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kalismu.s in Argentinien übersieht, daß 
auch in den Industrieländern der öffent­
liche Sektor eine wichtige Rolle spielt 
und kein Zweifel daran besteht, daß der 
Staat auch in Zukunft für die Absiche­
rung grundlegender öffentlicher ,Güter 
und eine Regulierung des Marktes, um 
dessen soziale und ökologische 
Destruktionspotentiale zu reduzieren, 
verantwortlich bleiben muß. 

In Argentinien will die Regierung 
das nicht zu leugnende Staatsversagen 
der Vergangenheit mit dem Markt aus­
treiben und vergißt dabei, was in den 
Marktwirtschaften des Nordens weitge­
hend akzeptiert wird: daß es auch 
Marktversagen gibt. · 

Das Beispiel Deregulierung: In Ar­
gentinien ist die Rede von einer grund­
legenden Staatsreform, hinter der sich 
im wesentlichen umfangreiche De­
regulierungsprograntme · verbergen. 
Der Um- und Abbau staatlicher, ineffi­
zienter Bürokratien und blockierender 
Reguiierungsmuster, z.B. im Bereich 
der Außenwirtschaftspolitik (undurch­
sichtige Ausfuhr- und Einfuhrbestimun­
gen), der langwierigen Genehmigungs­
verfahren bei Unternehmensgrün­
dungen, nicht-funktionstüchtiger öf­
fentlicher Dienstleistungseinrichtungen 
(z.B. Meß-, Norm-, Prüf- und Quali­
tätswesen, Exportförderung), ist unver­
meidlich, um die Leistungsfähigkeit des 
Staates zu erhöhen. Der Terminus 
• Staatsreform• suggeriert jedoch, daß 
ein zielgerichteter, an Sach- und 
Effizienzkriterien orientierter Umbau 
des Staates stattfmdet; dies ist nicht der 
Fall. Es mangelt an einer Auseinander­
setzung über die zukünftigen Aufgaben­
felder des Staates und notwendige insti­
tutionelle Modernisierungen, was so­
wohl Deregulierungen und den Abbau 
staatlicher Interventionen als auch 
Neuregulierungen und die Stärktmg 
staatlicher Steuerungskapazität (z.B. 
im Umweltschutzbereich) erfordern 
würde. 

Bisherige Erfahrungen lassen ver­
muten, daß nach dem bisher verfolgten 
Deregulierungsmuster die staatliche 
Steuerungskapazität nicht gestärkt, son­
dern abgebaut wird. Dies dürfte sich 
zum einen kontraproduktiv auswirken 
im Bereich der materiellen und imma­
teriellen Infrastruktur, die für die Stei­
gerung der Wettbwerbsfähigkeit der 
nationalen Industrie entscheidend ist. 
Zum anderen werden staatliche Hand­
lungskompetenzen in Politikfeldern re­
duziert, in denen der Markt erfah-

rungsgemäß sozial unausgewogene Re­
sultate zeitigt (z.B. Bildungs-, Ge­
sundheit-, Umweltpolitik). Der derzei­
tige Stand der Reformanstrengungen in 
Argentinien verdeutlicht, daß die Hoff­
nungen auf einen schnelle Überwin­
dung der Gesellschaftskrise voreilig 
sind und die Komplexität des U mhruchs 
unterschätzen. 

III. Die Naivitäten des 
Neoliberalismus im 

Norden und im Süden 
Zweifelsfrei stellt die neoliberale 

Wirtschaftspolitik in Lateinamerika ein 
Instrument der Destruktion der ent­
wicklungshemmenden Strukturen dar, 
die während der überzogenen !SI ent­
standen sind. Oft ist es angesichts der 
Leistungsschwäche der gesellschaftli­
chen Akteure (des Staates, der Unter­
nehmen und ihrer Verbände, der inter­
mediären Institutionen) objektiv 
schwierig, komplexere Regulierungs­
und Steuerungskonzepte umzusetzen. 
Dennoch sollte berücksichtigt werden, 
daß das Konzept der Freien Marktwirt­
schaft nicht nur in Lateinamerika, son­
dern auch in den Hochburgen des Wirt­
schaftsliberalismus in den 80er Jahren 
wie in Großbritannien und den USA 
eine sorglose Untersteuerung in drei 
wesentlichen Politikbereichen impli­
zierte. Neoliberale Wirtschaftspolitik 
erwies sich als unzureichend hinsicht­
lich 
• der gesellschaftlichen Entwicklung, 

vor allem dem Problem der Armut, 
das nicht einfach über mehr Wachs­
tum lösbar ist; 

• des Verhältnisses von Ökonomie 
und Ökologie und 

• der Entwicklung und Schaffung na­
tionaler Wettbewerbsvorteile und 
der Notwendigkeit der systemati­
schen Verbesserung der nationalen 
Wirtschaftsstandorte. 
Diese drei Politikfelder werden auch 

in Lateinamerika nur sehr langsam, 
z.T. - mit Verweis auf die Überlegen­
heit des Marktmechanismus gegenüber 
politischer Steuerung - gar nicht ent­
wickelt. Sollte dies so bleiben, wird 
sich der unter den Bedingungen der !SI 
fortgeschrittene Prozeß der gesell­
schaftlichen Zersetzung fortsetzen und 
es drohen erfolglose Exportökonomien 
zu entstehen, die durch eine sich weiter 
polarisierende Einkommensverteilung 
und eine degradierte Umwelt gekenn 
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zeichnet sein werden. Die gesellschaft­
liche Systemkrise könnte zur ernsthaf­
ten Bedrohung für die Demokratie in 
Lateinamerika werden. 

Marktwirtschaft: 
Unterschiedliche Typen 

statt „Ende der 
Geschichte" 

Übersehen wird in den neoliberalen 
Diskursen im Norden wie im Süden, 
daß die Funktionsfähigkeit von Märk­
ten eben auch vou funktionsfähigen Re­
gulierungen und einem leistungsfähigen 
Staat abhängen. Dies lehren zumindest 
die Erfolgsfälle in der Weltwirtschaft, 
von Japan über Südkorea, Taiwan bis 
zur Bundesrepublik. 

Stabile makroökonomische Rah­
menbedingungen sind notwendige, je­
doch auf mittlere Sicht nicht hinrei­
chende Bedingungen für die Entwick­
lung wettbewerbsfähiger Wirtschaften. 
Stabile, am Referenzrahmen Weltmarkt 
orientierte Ökonomien können entwe­
der passiv von Standortvorteilen profi­
tieren (wie Mexiko oder Thailand), 
oder sie können aktiv Wettbe­
werbsvorteile eutwickeln (wie Japan, 
Südkorea oder die Bundesrepublik). 
Statische Standortvorteile (natürliche 
Ressourcen, niedrige Löhne) können 
einen Einstieg in die Weltwirtschaft er­
möglichen, sind jedoch nicht aus­
reichend für eine langfristig tragfähige 
Entwicklung. Hätten sich die Japaner 
oder Südkoreaner an die Dogmen der 
liberalen Wirtschaftstheorie gehalten, 
so würden sie wohl noch immer im we­
sentlichen Textilien und Spielwaren 
exportieren. 

Hätten sich die Japaner 
oder Südkoreaner an 
die Dogmen der libera­
len Wirtschaftstheorie 
gehalten, so würden 
sie wohl noch immer 
im wesentlichen Texti­
lien und Spielwaren 
exportieren. 

Wettbewerbsvorteile sind in den 
meisten wirtschaftlichen Bereichen 

.man-made". Zur Entwicklung dauer­
hafter industrieller Wettbewerbsfähig­
keit und eines industriell-technologi­
schen Milieus sind zunehmend sowohl 
wettbewerbsfähige Unternehmen als 
auch sektorspezifische Institutionen 
(z.B. Berufschulsystem, Technolo­
gieberatungsdienste, Marktinforma­
tionssysteme, Meß-, Norm-, Prüf- und 
Qualitätswesen) und selektive Politik­
strategien (z.B. Förderung angewen­
dungsorientierter Forschung in ausge­
wählten Bereichen, Förderung von lei­
stungsfähigen Klein- und Mittelindu­
strien) zur Verbesserung der nationalen 
Standorte notwendig. Wettbewerbsfä­
higkeit hat in diesem Sinne erstens ei­
nen systemischen Charakter und ist 
zweitens weniger von der gegebenen 
Faktorausstattung als vielmehr von der 
Rate abhängig, mit der Wettbewerbs­
vorteile mobilisiert, verbessert und be­
schleunigt werden. Hierzu sind Tech­
nologie-, Industrie-, Sektor- und 
Ausbildungspolitiken unabdingbar, um 
die Rahmenbedingunen der im Wettbe­
werb stehenden Unternehmen zu opti­
mieren. Die gezielte Verbesserung des 
Unternehmensumfeldes und der Aufbau 
einer leistungsfähigen Dienstleistungs­
und Forschungslandschaft erfordert 
eine enge Zusantmenarbeit von staatli­
chen Institutionen, Unternehmerver­
bänden und auch Gewerkschaften. 

Diese Sichtweise konfligiert mit den 
mainstream-Handels- und Wettbe­
werbstheorien, wird jedoch in den 
neueren Arbeiten zur Wettbe­
werbstheorie z.B. von Michael Porter 
oder auch der OECD weitgehend ge­
teilt. Nach der Dekade der Dominanz 
des Neoliberalismus und dem kurzen 
Strohfeuer vom .Ende der Geschichte" 
scheint nun eine internationale wirt­
schafts- und sozialwissenschaftliche 
Diskussion über unterschiedliche For­
men und Typen von Marktwirtschaft 
sowie divergierende Regulierungs­
muster zu beginnen; 

Den wichtigsten Arbeiten von Mi­
chel Alben (1992), Amitai Etzioni 
(1988, 1991) und John Kenneth Ga/­
braith (1992) ist gemeinsam, daß sie 
für Steuerungs- und Politikansätze plä­
dieren, die über den Marktradikalismus 
hinausweisen, in Abgrenzung zum ein­
seitig nachfrageorieritierten Keynesia­
nismus und den orthodoxen Angebots­
theorien die Notwendigkeit der aktiven 
Gestaltung der Angebotsbedingungen 
betonen sowie die Notwendigkeit der 
sozial- und umweltpolitischen Flankie-
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rung der Wirtschaftspolitik unterstrei­
chen. Zudem wird eine Sichtweise 
deutlich, die mit dem ökonomischen 
Reduktionismus, der in der Dekade der 
Hegemonie des Neoliberalismus domi­
nierte, bricht. .Entwicklung" wird im 
Spannungsfeld von wirtschaftlicher und 
gesellschaftlicher Strukturbildung, 
staatlicher Steuerungsfähigkeit und der 
Kreativität sowie Leistungs- und Kom­
promißfähigkeit gesellschaftlicher Ak­
teure und Institutionen, die nicht unwe­
sentlich von der politischen Kultur ei­
nes Landes bestimmt werden, themati­
siert. 

Zu diesen Ansätzen ließe sich viel 
sagen, wichtig ist an dieser Stelle nur 
eines: die Diskussionen .jenseits des 
Neoliberalismus" gewinnen in den In­
dustrieländern seit Ende der 80er Jahre 
in der ökonomischen und sozialwissen­
schaftlichen Theoriebildung wieder an 
Bedeutung, werden jedoch bisher in 
Lateinamerika kaum geführt und sind 
vor allem nicht politikrelevant. Dies hat 
seinen Grund: Staatliche Steuerung, 
Kooperation zwischen dem Staat, Un­
ternehmerverbänden und Gewerkschaf­
ten standen in Lateinamerikas i~. ~" 
text der ISI und des politischen „c 
mus für Ineffizienz, Korruption iµ,il,ll'­
sellschaftliche Blockierung. Das rein 
marktwirtschaftliche Konzept gilt daher 
vielen als einzige Alternative. Zu hof­
fen bleibt, daß Lateinamerika sich 
rasch den neueren unorthodoxen Dis­
kussionen öffnet. Ansonsten besteht die 
Gefahr, daß nach der jahrzehntelangen 
Abkopplung der industriellen Ent­
wicklung von der weltwirtschaftlichen 
Dynamik eine Abkopplung von der 
konzeptionellen Diskussion auf interna­
tionaler Ebene folgt. 

IV. Der südkoreanische 
,,guided capitalism" 

als Modell? 
In Lateinamerika wird von struktu­

ralistischen Ökonomen, die hinsichtlich 
des Neoliberalismus ähnliche Positio­
nen vertreten, wie sie gerade von mir 
skizziert wurden, gern auf das Beispiel 
Südkorea verwiesen. Zweifelsohne ist 
Südkorea ein prominentes Beispiel für 
einen .guided capitalism", ein Ent­
wicklungsmodell, in dem der Staat 
durch weitreichende Interventionen den 
Aufbau einer wettbewerbsfähigen Indu­
strie lenkte und beschleunigte. Die 
.hierarchische Steuerung" der Gesell-
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scbaft durch den omnipräsenten, quasi 
über den anderen Akteuren agierenden 
Staat führte zum Aufbau eines lei­
stungsfähigen Institutionenapparates, 
insbesondere im Technologie- und 
Ausbildungsbereich, moderner Groß­
unternehmen und letztlich auch einer 
Ausdifferenzierung der Gesellschaft. 
Damit scheint hier ein interessantes, 
nachahmenswertes Gegenkonzept zum 
neoliberalen Modell vorzuliegen. 

Ich möchte abschließend auch diese 
Sichtweise differenzieren und die The­
se vertreten, daß sich Südkorea in einer 
schwierigen Anpassungsphase befindet, 
in der das bisher dominante Modell der 
.hierachischen Steuerung" der Gesell­
schaft durch den allmächtigen Zentral­
staat zur Disposition steht. Der südko­
reanische Staat hat den Prozeß nachho­
lender Industrialisierung beschleunigt 
und dabei - paradoxerweise - seine ei­
gene Steuerungs- und Handlungs­
autonomie unterminiert. Für Latein­
amerika heißt dies, daß ein zurück zur 
traditionellen Vorstellung des starken 
Entwicklungsstaates den Herausforde­
rungen der 90er Jahre nicht angemes­
sen ist. 

Seit Mitte der 80er Jahre gerät das 
.staatliche Steuerungsmonopol" in 
Südkorea zunehmend von drei Seiten 
unter Anpassungsdruck. 

1. fordern die Unternehmer, insbe­
sondere die mittJerweile zu mul­
tinationalen Konzernen gewachsenen 
nationalen Chaebols, wirtschaftliche 
Liberalisierung, um die weitreichenden 
Interventionen des Staates, die bis zur 
Einschränkung ihrer Investitionsfreiheit 
reichen, zu reduzieren. 

2. erodiert die Macht des Zentral­
staates aufgrund der Ausdifferen­
zierung des Staatsapparates selbst so­
wie der Entstehung eines öffentlichen 
und privaten institutionellen .Meso­
raumes"(Zwischenraumes), der als Ver­
mittlungsinstanz zwischen dem Zentral­
staat und den Unternehmen/dem Marlet 
agiert. Die große Zahl von Sektorin­
stitutionen, Technologieeinrichtungen, 
Ausbildungsstätten, Wirtschaftsfor­
schungs- und Beratungsinstitutionen, 
die oft in enger Kooperation mit den 
Industrieunternehmen arbei.ten, haben 
längst eine institutionelle Eigendyna­
mik entwickelt und spezifisches Know­
how akkumuliert (Typ Fraunhofer­
Technologieinstitut, Max-Planck-Insti­
tute usw.), was eine einseitig-hierarchi­
sche Steuerung dieses immer komple­
xeren Segmentes unmöglich macht. 
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3. kommt der Staat • von unten" 
durch demokratische Bewegungen un­
ter Druck. Es scheint ein .entwick­
lungspolitisches Gesetz" zu sein, daß 
wirtschaftliche Entwicklung, steigende 
Einkommen, der Zerfall traditioneller 
Sozialstrukturen und der Zugang grö­
ßerer Teile der Bevölkerung zum Bil­
dungssystem demokratische Entwick­
lungen fördern. Seit Anfang der 80er 
Jahre gibt es in Südkorea heftige, oft 
gewalttätige Konflikte des Staates mit 
Studenten-, Arbeiter- und Bürgerbewe­
gungen, die seit 1987 in einer vorsichti­
gen politischen Öffnung in Richtung 
Demokratisierung münden. Auch auf 
der unmittelbar politischen Ebene läßt 
sich also die hierarchische Steuerung 
des Staates und dessen absolute Stel­
lung gegenüber der Gesellschaft nicht 
aufrechterhalten. 

Der Staat verliert somit im Ver­
gleich zu der Aufbauphase an Legitimi­
tät, da · sich angesichts der gestiegen 
Zahl von gesellschaftlichen Akteuren 
und Institutionen, die auf den unter­
schiedlichsten Ebenen am politischen 
und wirtschaftlichen Entscheidungs­
prozeßpartizipieren wollen, seine Chan­
cen, Politik ohne Abstimmung mit an­
deren gesellschaftlichen Kräften ent­
scheiden und durchsetzen zu können, 
verringert haben. Zudem fehlt es bisher 
an Strukturen und Verhandlungsmodi 
zur Kompromißbildung zwischen dem 
Staatsapparat und anderen gesellschaft­
lichen Akteuren. Dies zwingt den Staat 
dazu, sich über die Suche nach po­
litischen Koalitionen mit anderen Ak­
teuren die politische Unterstützung für 
jeweilige Politikentwürfe zu sichern 
(z.B. mit den Unternehmen über Indu­
striepolitik, der politischen Opposition 
über Sozialpolitik). 

Der Staat büßt außerdem auch an 
Autonomie ein, da sich angesichts der 
gestiegenen Komplexität der Gesell­
schaft sowie insbesondere der Ökono­
mie die Fähigkeit, Politik ohne externe 
Unterstützung, sprich ohne Informa­
tionsaustausch und .Know-how-poo­
ling" . mit anderen Akteuren, formu­
lieren und implementieren zu können, 
verringert hat. Die Komplexität der Ge­
sellschaft überfordert die Informations­
beschaffungs- und Verarbeitungskapa­
zitäten des Staates. So ist im Südkorea 
der 90er Jahre .die Formulierung einer 
Technologiepolitik ohne Kooperation 
mit den Unternehmen, die im Zweifels­
fall über detaillierteres Know-how 
verfügen als der Staat, quasi unmög-

lieh. Der Staat muß in eine neue Rolle 
hineinwachsen; er wird in Zuk.unft eher 
als Moderator auftreten, Informationen 
bündeln, Know-how poolen und auf 
dieser Grundlage Politiken entwickeln. 

Komplexere Steuerungs­
formen sind notwendig 

Der .starke" kompetente Staat war 
· Grundlage der Entwicklungserfolge in 

Südkorea. Er war unabdingbare Bedin­
gung dafür, Partikularinteressen in der 
Gesellschaft und Peripherisierungs­
druck in der Weltwirtschaft entgegen­
zusteuern, knappe materielle und intel­
lektuelle Ressourcen und Kräfte entlang 
tragfähiger Entwicklungspfade zu bün­
deln. Der südkoreanische Staat entstand 
und konnte seine .Entwicklungsfunkti­
on" erfolgreich ausüben, weil die Ge­
sellschaft unterkomplex und traditions­
behaftet war. In hoch komplexen 
Gesellschaften wie der südkoreanischen 
heute oder den großen lateinamerika­
nischen Staaten drängen sich Probleme 
auf, denen mit dem Modell eines .star­
ken, omnipotenten Staates" nicht beizu­
kommen ist. 

Was heißt dies nun für das das Ver­
hältnis von Staat und Marlet und 
Steuerungsanforderungen in Latein­
amerika im Umbruch zur Weltwirt­
schaft? 

In hoch komplexen 
Gesellschaften drängen 
sich Probleme auf, de­
nen mit dem Modell ei­
nes „starken, omnipo­
tenten Staates" nicht 
beizukommen ist. 

In der ersten Phase des Umbruchs 
von der Importsubstitution zur Welt­
marktorientierung bedarf es zunächst 
eines handlungsfähigen Staates, der in 
der Lage ist, die neuen Wei­
chenstellungen (Außenöffnung, Dere­
gulierung) durchsetzen und einen stabi­
len makropolitischen Rahmen zu kon­
struieren. Paradoxerweise wird gewis­
sermaßen durch den Staat der Marlet 
eingeführt. In diesem Prozeß stehen die 
meisten lateinamerikanischen Ländern 
erst am Anfang. Eine halbwegs 
nachhaltige ökonomische Stabilisierung 
nnd wirtschaftliche Reaktivierung hat 
bisher nur Chile erreicht. 
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In der zweiten Phase der Außenöff­
nung gewinnt - wie derzeit in Chile -
die .institutionelle Modernisierung" 
und die Entwicklung von .Mesopoliti­
ken" an Bedeutung (Technologie- und 
Industriepolitiken, Ausbildungspoliti­
ken, Umweltpolitiken, Regionalpoliti­
ken usw.). Natürlich ist hier der Staat 
wichtig, der Spielregeln kodifiziert 
(z.B. Umweltnormen, technische Nor­
men für Industriegüter, Ausbil­
dungsreformen) und - wenn er · dazu 
technisch-organisatorisch in der Lage 
ist - sogar selektiv Technologielinien 
und Sektoren fördert, regionale Ent­
wicklungsprogramme initiiert ·usw. 
Aber der Staat wäre überfordert, hier 
allein kompetent Probleme zu lokalisie­
ren, Politiken zu entwerfen und diese 
zu implementieren. Er muß die 
Kooperation mit Akteuren aus den 
jeweiligen Politikbereichen suchen, um 
Probleme zu lokalisieren und tragfähi­
ge Lösungsansätze erarbeiten zu kön­
nen (z.B. ist eine Industriepolitik ohne 
Abstimmung mit Industrieverbänden 
unsinnig; zugleich muß der Staat stark 
genug sein, um sich gegen die egoisti­
schen Interessen von pressure groups 
durchzusetzen). Diese Modernisierung · 
der gesellschaftlichen und ökonomi­
schen Subsysteme ist nur in einer .ak­
tiven Gesellschaft" (Etzioni, 1968) 
möglich, die geprägt ist durch lei­
stungs- und kooperationsfähige staatli­
che, private sowie halbstaatliche Ak­
teure und Institutionen, die die Heraus­
bildung von • Verbundsystemen der 
Problembearbeitung" erlaubt. 

In dieser Phase der Ausdifferenzie­
rung der Regulierungsmuster auf der 
Grundlage enger Kooperation zwischen 
staatlichen und privaten Institutionen 
sind autoritäre Regime in der Regel 
leistungsschwach, weil sie die .aktive 
Gesellschaft" eher aktiv verhindern als 
fördern. Autoritäre, repressive Regime 
.übersteuern" erfahrungsgemäß im ge­
sellschaftspolitischen Bereich (Unter­
drückung gesellschaftlicher Organisati­
on, Abbau von Meinungsfreiheit und 
Unterbindung von Kommunikation 
usw.) und tragen somit zur .Unter­
steuerung" im wirtschafts-, sozial- und 
umweltpolitischen .Mesobereich" bei, 
weil sie die gesellschaftlichen Problem­
lösungskapazitäten nicht mobilisieren 
können (Chile unter Pinochet, Spanien 
unter Franco). 

Zusammenfassend kann also fest­
gehalten werden, daß in der Phase des 
Umbruchs des Entwicklungsmodells 

• nicht nur die Stärkung des Marktes 
(Deregulierung und Entblockierung) 
notwendig ist, auch wenn diesem eine 
entscheidende Bedeutung zukommt, 
sondern eben auch ein leistungsfähigen 
Staat gefordert ist - der ja in den mei­
sten Fällen die Marktkräfte gegen den 
Widerstand der durch die !SI-Strategie 
priviligierten Akteure durchsetzt. 
• nicht nur der Staat und der Markt 
von Bedeutung sind, sondern auch der 
Staat nicht alle Problembereiche kom­
petent lösen kann, die durch Marktver­
sagen entstehen. Zur Bearbeitung der 
drängensten sozialen Probleme, der 
Entwicklung tragfähiger Umweltpoliti­
ken und dem Aufbau wettbewerbsfähi­
ger Strukturen bedarf es kooperations­
und leistungsfähiger gesellschaftlicher 
Akteure und Institutionen (etwas em­
phatisch: einer Zivilgesellschaft). 

Der Staat kann durch Makropoliti­
ken und aktive Strukturgestaltung die 
Rahmenbedingungen für wirtschaftli­
che und gesellschaftliche Entwicklung 
verbessern und sich herausbildende 
.collective efficiency - Strukturen" un­
terstützen. Der Staat ist jedoch nicht 
dazu in der Lage, eine nicht lei­
stungsfähige Gesellschaft, fehlende In­
stitutionen oder auch fehlende Vernet­
zungen und Interaktionen zwischen ge­
sellschaftlichen Akteuren (z.B. zwi­
schen Unternehmen und Ausbil­
dungseinrichtungen zur Verbesserung 
der Qualifizierung der Arbeitnehmer 
oder zwischen Unternehmen und Ge­
werkschaften zur Optimierung der 
Arbeitsorganisation und der Verbesse­
rung der Arbeitsbedingungen) zu sub­
stituieren. Deshalb geht es in Latein­
amerika darum, nicht nur den Staat, 
sondern auch die gesellschaftliche 
Organisationsfähigkeit zu stärken. Aus­
sicht auf Erfolg haben solche komple­
xeren Politikmuster nur, wenn ein 
gesellschaftlicher Konsens über die 
grundsätzlichen, zukünftigen Entwick­
lungslinien existiert. Hier sind die mei­
sten lateinamerikanischen Länder heute 
immerhin weiter als noch vor wenigen 
Jahren. Dennoch bleibt dieser gesell­
schaftliche Konsens prekär, solange es 
nicht gelingt, ein Mindestmaß an sozia­
ler Gerechtigkeit herzustellen. 
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Mit Castro in den Kapitalismus? 
Von der Krisenanpassung zur Strukturreform 

" Castros Revolution meldet Kon 
kurs an", urteilten hämische 
Kommentare, als der 'maximo 

lider' am 26. Juli 1993 u.a. die Auf­
hebung des Verbots von Devisenbesitz 
für Kubaner ankündigte. 1m Oktober 
galt die damalige Castro-Rede unter 
kubanischen KoUegen bereits als 
Markstein des Übergangs von Krisen­
anpassung.smaßnahmen zu einer öko­
nomischen Strukturreform. Wenn­
gleich um verschiedene ihrer Elemen­
te noch gerungen wird, so ist doch 
klar, daß es bei dieser Reform insge­
samt um die Einführung marktwirt­
schaftlicher Wettbewerbselemente in 
beträchtlichem Umfang gebt. Die 
'DoUarisierung ', auf die sieb die 
Journalistik kaprizierte, spielt dabei 
nur eine untergeordnete RoUe. Ohne­
hin war den meisten Beobachtern ent­
gangen, daß in Kuba der Zug in Rich­
tung 'gemischte Wirtschaft' längst 
abgefahren war. 

Motor dieser Rückkehr ins 'Reich 
der Notwendigkeiten' ist die zuneh­
mend katastrophale Wirtschafts- und 
Versorgungslage. Vom Regime werden 
externe Faktoren für die Krise verant­
wortlich gemacht. Mit dem Zusammen­
bruch der Staaten des 'Rates für Gegen­
seitige Wirtschaftshilfe' (RGW oder 
COMECON) brach über Nacht auch 
85 % des kubanischen Außenhandels zu­
sammen. Das Importvolumen sank von 
ca. 8 Mrd. US Dollar($) im letzten Jahr 
vor der Krise (1989) auf 1, 7 Mrd. $ 
(1993) ab. Die ärgsten Engpässe gibt es 
im Bereich der Kraftstoffe, aber auch 
bei Lebensmitteln, Düngemitteln, Ma­
schinen und Ersatzteilen. Kuba hatte 
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sich auf die Stabilität der · Arbeitstei­
lung mit den sozialistischen Bruderstaa­
ten· verlassen, ohne sich ausreichend 
um die Selbstversorgung und eine au­
ßenwirtschaftliche Diversifizierung zu 
kümmern. Nun gingen für Kuba nicht 
nur gewisse Privilegien gegenüber den 
üblichen Welttnarktbedingungen verlo­
ren, sondern der 'karibische Sozialis­
mus· wurde voll vom Strudel des wirt­
schaftlichen Niedergangs in Osteuropa 
erfaßt. Alte Wirtschaftsbeziehungen 
wurden vielfach auch dort nicht mehr 
aufrechterhalten, wo dies von beidersei­
tigem Vorteil gewesen wäre, weil die 
betreffenden Partnerunternehmen z. T. 
gar nicht mehr existieren. Ein Übriges 
tut das sog. 'Kuba-Demokratisierungs­
gesetz' der USA vom Oktober 1992, 
das u. a. die osteuropäischen und die 
GUS-Staaten explizit mit Sanktionen 
bedroht, wenn sie mit Kuba in Ge­
schäftsbeziehungen treten. 

Ein 'Nahrungsmittelplan' brachte 
bisher nicht die erhofften Resultate. En­
ergiekrise und Ersatzteilmangel drücken 
auf die Produktivität, Maschinen stehen 
still, Menschen kommen nicht zur 
Arbeit, weil keine Busse fahren. 60% 
der industriellen Kapazitäten sind para­
lysiert und ein Teil davon wird sich 
auch nicht mehr reaktivieren lassen: 
Nachdem Innovationen und Ersatz- · 
investitionen jahre- und jahrzehntelang 

. vernachlässigt wurden, sind viele der 
Anlagen unter Rentabilitätsgesichts­
punkten unbrauchbar. Durch die Außen­
handels- und Finanzkrise werden inter­
ne Strukturdefekte offenbar, und beide 
Faktoren ergänzen sich auf fatale 
Weise. In der Landwirtschaft werden 
statt Traktoren wieder Ochsengespanne 
eingesetzt. Die vormals weitgehend me­
chanisierte Zuckerrohrernte verschlech­
tert sich Jahr um Jahr: Als wichtigster 
Devisenbringer erlebte der Zucker eine 
Talfahrt von 3,9Mrd. $ (1989) über 1,2 
Mrd.$ (1992) auf nunmehr 765 Mio.$. 
Das heißt in diesem Jahr: noch weniger 
Öl, Düngemittel, Ersatzteile etc. mit 
schweren Konsequenzen für die Pro­
duktion - und damit auch für die 
Leistungsflihigkeit des egalitären Ge­
sellschaftsmodells. 

von Robert Lessmann • 

Jointventures & Co. -
Erste Anpassungs­

maßnahmen 

Die kubanische Regierung reagierte 
auf diese Situation mit einer Politik der 
wirtschaftlichen Öffnung bei strikter po­
litischer Stabilität (Perestroika ohne 
Glasnost). Eine zentrale Funktion 
kommt hierbei der Förderung von 'joint 
ventures' zu. Zu diesem Zweck wurde 
ein 'joint venture '-Gesetz aus dem Jah­
re 1982 mit Leben erfüllt, das ausländi­
schen Investoren beachtliche Vorzüge 
bei Geschäftsbedingungen und Gewinn­
mimahme sowie arbeitsrechtliche Son­
derbedingungen einräumt. Genehmi­
gungen werden jeweils im Einzelfall, 
auf allerhöchster Ebene und in Abhän­
gigkeit von den wirtschaftspolitischen 
Prioritäten erteilt, weshalb individuell 
auch sehr flexible Lösungen möglich 
sind, wo dies politisch opportun er­
scheint. So ist eine gesetzlich vor­
geschriebene 51 % ige kubanische Min­
destbeteiligung bereits weggefallen und 
selbst die Möglichkeit von Direktin­
vestitionen wird nicht mehr ausge­
schlossen. 

Kein Wunder, daß ausländische Part­
ner von 'joint ventures ' - wo sie denn zu­
standekommen - sich meist hoch­
zufrieden äußern. Dies gilt insbesondere 
für den Tourismusbereich, auf den sich 
bisher die Investitionen konzentrieren, 
die sich dort z. T. bereits nach drei bis 
vier Jahren amortisieren. Daneben gibt 
es ausländische Investitionen in die Pro­
spektion neuer Erdölvorkommen und in 
die Nickelverhüttung. Die zahlenmäßig 
meisten 'joint ventures' sind in Hand­
werk und Kleinindustrie angesiedelt, wo 
es in den letzten drei Jahren einen regel­
rechten Boom gegeben hat. Die Frage 
ausländischer Wirtschaftskooperation 
wird in Kuba mit großer Diskretion be­
handelt. Während die Gesamtzahl der 
'joint ventures' im November 1992 mit 
76 angegeben wurde, schwanken offizi­
elle Angaben derzeit zwischen 100 und 
150. Die wichtigsten Herkunftsländer 
der ausländischen Partnerunternehmen 
sind der Reibe nach: Spanien, Frank-
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reich, Panama, Barbados und Mexiko, 
worin sich die wirtschaftliche Neuorien­
tierung Kubas auf die Nachbarregion, 
aber auch nach Westeuropa zeigt. (Im 
Falle der Unternehmen aus Panama und 
Barbados handelt es sich häufig um Fas­
sadenfirmen, die dort nur aus steuerli­
chen Gründen ihren Sitz haben, oder um 
das US-Embargo zu umgehen.) 

Die wichtigsten 'joint 
ventures' zeigen die 
wirtschaftliche Neuori­
entierung Kubas auf 
die Nachbarregion und 
nach Westeuropa. 

Aufgrund ihrer planmäßigen Einfüh­
rung und ihres (noch) geringen volks­
wirtschaftlichen Gewichts erscheint die 
Integration der 'joint ventures' in den 
sozio-ökonomischen Kontext bisher 
problemlos. Die arbeitsrechtlichen Son­
derbedingungen im 'joint venture' ga­
ben verschiedentlich zu Kritik an der 
vermeintlichen · Einführung .frühkapita­
Iistischer Verhältnisse ' bzw. umgekehrt 
der Schaffung einer 'privilegierten Ar­
beiteraristokratie' Anlaß. Beides scheint 
überzogen: Im 'joint venture · herrscht 
eine leistungs- und disziplinorientierte 
'hire-and-fire '-Situation. Allerdings ent­
scheidet in der Praxis eher eine Art (ku­
banisch besetzter) Betriebsrat über sol­
che Entlassungen als die Direktion des 
Unternehmens; häufiger als Entlassun­
gen sind zudem freiwillige Kündigun­
gen von Arbeitern, denen der Lei­
stungsdruck zu groß ist. Und sie alle sit­
zen schließlich keineswegs auf der Stra­
ße, sondern kehren zu ihrem eigentli­
chen 'Arbeitgeber· - meist dem kubani­
schen Partnerunternehmen - zurück, von 
dem sie an das 'joint venture' ausgelie­
hen werden. Die Löhne im 'joint ven­
ture ' können gut und gerne 50 % über 
den Durchschnittslöhnen liegen. Die 
Politik von Leistungsanreizen zur Stei­
gerung der Arbeitsproduktivität wird 
freilich auch unabhängig von ausländi­
schen Investitionen eingesetzt. Unter 
den Bedingungen des allgemeinen Ver­
sorgungsnotstands und galoppierender 
Geldentwertung ist dieser Anreiz jedoch 
relativ bedeutungslos. Wichtiger ist der 
Zugang zu Devisen wid der Welt der 
nur gegen Devisen erhältlichen Waren. 
Ein 'Job' in einem 'joint venture ' stellt 

beileibe nicht den einzigen und effektiv­
sten Zugang dazu dar, eher schon den 
unter moralischen Gesichtspunkten un­
bedenklichsten. An der Erfahrung mit 
der Einführung von 'joint ventures ' 
wird vielmehr insbesondere deutlich, 
wie behutsam die kubanische Regierung 
bei der Einführung von marktwirtschaft­
lichen Elementen vorgeht, wie sie ver­
sucht, die Fäden der Kontrolle in der 
Hand zu behalten und soziale Folgen ab-
zufedern. · 

Gleichzeitig gewährt der kubanische 
Staat seit 1991 in bestimmten Prioritäts­
sektoren mehr Autonomie für seine Be­
triebe. Mehr als 500 Unternehmen des 
Tourismus- und Exportsektors - das ist 
immerhin ein Viertel aller Unternehmen 
- verwenden ihre Devisengewinne heute 
im Rahmen des sog. 'autofinanciamien­
to' weitgehend autonom. Das Monopol 
des Außenhandelsministeriums ist ge­
lockert. Es gibt mehr als 400 sogenann­
ter Privatgesellschaften, darunter die 
'joint ventures '. 

Parallel dazu versucht Kuba eine vor­
sichtige außenpolitische Öffnung. Dem 
steht zwar das neues Embargogesetz der 
USA vom Oktober 1992 im Wege, das 
nun auch Drittländer mit Sanktionen 
bedroht, die mit Kuba Geschäfte ma­
chen, doch. wird gerade hier ein Aufwei­
chen _der Positionen des Kalten Krieges 
deutlich: Das Gesetz wurde u.a. von 
Kanada, einer Reibe von EG-Ländern 
und der EG selbst scharf zurückgewie­
sen, was dazu beigetragen haben dürfte, 
daß die Generalversammlung der UN 
am 3. November das US-Embargo ge­
gen Kuba zum zweiten Mal in Folge mit 
nur wenigen Gegenstimmen verurteilt 
hat; mit den USA stimmten nur Israel, 
Paraguay und Albanien. Selbst einige 
der engsten Verbündeten der USA, die 
verschiedene Aspekte des Embargos 
stillschweigend mittragen, scheinen 
nicht bereit zu sein, sich vor der Weltge­
meinschaft offen zur Sinnhaftigkeit die­
ser Politik zu bekennen und enthielten 
sich der Stimme. Neben diesem di­
plomatischen Punktsieg konnten - unge­
achtet der nordamerikanischen Sankti­
onsdrohung - mit einer Reibe westeuro­
päischer und lateinamerikanischer 
Unternehmen 'jointventures 'abgeschlos­
sen werden. Mit der VR China wurdeein 
umfangreiches Handelsabkommen 
unterzeichnet; mit Rußland, der Ukrai­
ne, Kasachstan, Kirgisien und Tadschi­
kistan wurden Zuckerabkommen abge­
schlossen; mit einem litauischen Unter­
nehmen besteht ein 'joint venture'. 

LATEINAMERIKA 

Von Anpassungen zur 
Strukturreform 

Zwar machen die kubanischen 
Anpassungsmaßnahmen an die Bedin­
gungen des kapitalistischen Welttnarkts 
Fortschritte, angesichts der Größenord­
nung der Herausforderung erwiesen sie 
sich indessen als unzureichend. Versor­
gungsschwierigkeiten und Stromab­
schaltungen nahmen weiter zu. Die Mi­
sere ist nicht zu übersehen: Eine Mahl­
zeit pro Tag ist die Regel - und die be­
steht manchmal nur aus gekochtem 
Reis, weil andere Zutaten (wie Speiseöl 
etc.) wieder nicht erhältlich waren. Be­
sonders Kinder leiden unter der mangel­
haften Ernährung und kränkeln wegen 
jeder Kleinigkeit. Eine u.a. auf Vita­
minmangel zurückzuführende Augen­
krankheit befiel im Sommer 1993 insge­
samt ca. 50. 000 Menschen. In den einst­
mals vorbildlichen Hospitälern fehlen 
immer häufiger Medikamente. Auf dem 
Höhepunkt einer Hitzewelle im August 
1993 kam es mancherorts zu nahezu 
Totalabschaltungen der Stromversor­
gung, wodurch viele der wenigen er­
hältlichen proteinhaltigen N;1f;. 
mittel auch noch der Ve .. . . 
preisgegeben waren. Vor diesem,1Jlm­
tergrund soll es im August im ganzen 
Lande zu spontanen und isolierten Tu­
multen unzufriedener Jugendlicher ge­
kommen sein. 

Castro reagierte in seiner Rede vom 
26. 7. auf diese erneute Zuspitzung der 
Situation mit der Ankündigung eines 
Maßnahmenbündels, das überwiegend 
Strukturreformen beinhaltet, von denen 
ein Teil bereits implementiert, ein ande­
rer bereits beschlossen und ein weiterer 
noch in Diskussion befmdlich ist. 

Der Versorgungsnotstand hat zur 
Entstehung eines Schwarzmarkts ge­
führt, der erstaunlich gut bestückt ist 
und zu exorbitant hohen Preisen heute 
zu etwa 60 % die Versorgung der Bevöl­
kerung bereitstellt - gegenüber nurmehr 
40%, die durch das staatliche Rationie­
rungssystem gedeckt werden. Die Wa­
ren, die auf dem Schwarzmarkt gehan­
delt werden, stammen z.T. aus häusli­
cher Eigenproduktion, häufig aus Dieb­
stählen oder Unterschlagungen und 
überwiegend aus bislang illegalen 
Devisengeschäften. Bei zunehmend ab­
surderen Wechselkursverhältnissen 
(Dollar: Peso; offiziell 1:1; .schwarz" 
im Sommer '92 1:30; im Sommer '93 
1 :60; Oktober '93 1 :70) sind Dollarbe­
sitzer auf dem · schwarzmarkt König. 
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Eine Situation, in der eine fatale Ten­
denz zur 'Generalisierung des Illega­
len' liegt: Auf den Schwarzmarkt ange­
wiesen, wo der kubanische Peso nur 
marginale Kauflcraft bat, sieht sich eine 
wachsende Zahl von Kubanern gleich­
sam gezwungen, dort mit 'geklauten' 
oder unterschlagenen Waren selbst als 
Anbieter aufzutreten bzw. in den Besitz 
von Devisen zu gelangen, etwa durch 
Dienstleistungsangebote für Ausländer 
(z.B. Gelegenheitsprostitution). Dar­
über hinaus sind fast alle guten Re­
staurants, Hotels, Bars, Taxis etc. in 
Devisen zu bezahlen, waren de facto 
also für Ausländer reserviert, was viele 
Kubaner als 'Apartheid' im eigenen 
Lande empfanden. Beide Phänomene 
sind durch die 'Dollarfreigabe' ver­
schoben - nicht beseitigt. Der kubani­
sche Peso bleibt offizielles Zahlungs­
mittel und die Mehrzahl der Kubaner de 
facto weiterhin von Deviseneinkommen 
ausgeschlossen. 

Die Legalisierung des Devisenbesit­
zes vom August 1993 versteht sich als 
Bestandteil des erwähnten Reform­
pakets. Daß sie als isolierte Maßnahme 
kontraproduktiv wirken kann, ist klar: 
Zunächst hat sich für Devisenbesitzer 
das Angebot an 'Grauzonen-Dienstlei­
stungen ', wie die Vermietung von Woh­
nungen und Häusern, von Privatfahr7.eu­
gen mit und ohne Chauffeur etc. deut­
lich ausgeweitet. Primär ging es bei der 
Dollarfreigabe um eine 'Sauerstoffdu­
sche' für die ohnmächtige Volkswirt­
schaft, mit deren Hilfe die unerwarteten 
Einbußen bei den Zuckerexporten aus­
geglichen werden sollen. Dies soll durch 
die Abschöpfung interner (bisher il­
legaler) Dollarersparnisse geschehen, 
die auf 100-300 Mio. geschätzt werden 
und die man durch parallel dazu verab­
schiedete Besuchserleichterungen für 
Auslandskubaner sowie die Erhöhung 
der zulässigen Familienüberweisungen 
auf 300 $ pro Monat pro Familie auf ins­
gesamt 500-1.000 Mio. $ aufzustocken 
hofft. Der Haken: Bisher sind die Inter­
shops (' Diplotiendas ') der einzige Me­
chanismus, um interne Devisen abzu­
saugen. Ein kurzfristiger 'run' nach der 
Legalisierung führte dort zu einem sat­
ten Preisanstieg. Sobald aber die ent­
sprechenden Waren auf dem Schwarz­
markt billiger sind, werden die be­
gehrten Dollars weiterhin vor allem dort 
zirkulieren, statt den Weg über die 'Di­
plotiendas ' in die Staatskasse zu fmden. 

Am 8.9.1993 erweiterte der Staatsrat 
per Gesetzesdekret die Möglichkeiten 
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der sog. 'cuenta propia', d.h. selbstän­
diger Arbeit (,auf eigene Rechnung") 
ohne lohnabhängige Beschäftigung von 
Arbeitern und Angestellten, auf eine u, 
ste von 117 Professionen vom Maultier­
treiber über Krankenpfleger, Köhler, 
Fotografen etc. Neben der Bekämpfung 
der verdeckten Arbeitslosigkeit hat die­
se Maßnahme das Ziel, 'Grauzonentä­
tigkeiten' in den legalen Wirt­
schaftskreislauf zu integrieren. Die 
'Unternehmensform' der 'cuenta pro­
pia' hatte es bereits seit 1978 in einigen 
eng umgrenzten Bereichen gegeben. 
Illre 'Betriebe· gehören dem Peso-Sek­
tor an. Preise bestimmen sich durch An­
gebot und Nachfrage. Um zunächst 
Steuerdisziplin zu schaffen (und den Be­
hörden die Arbeit zu erleichtern), wer­
den die Kleinunternehmen mit einer 
Steuerpauschale belegt, die von monat­
lich 20 Pesos (z.B. für Schuhputzer) bis 
80 Pesos (für Droschkenkutscher) 
reicht. Zu einem späteren Zeitpunkt ist 
an die Einführung einer progressiven 
Gewinnsteuer gedacht. Es wird vermu­
tet, daß das 'cuenta propia '-System im 
Zuge der bevorstehenden Strukturrefor­
men letztlich zu einer Gesetzgebung für 
eine private Kleinindustrie weiterent­
wickelt wird. 

Nach einem Beschluß des Politbüros 
vom 10. September 1993 wurde in der 
Provinz Havanna bereits die Umwand­
lung von Staatsfarmen in Produktions­
genossenschaften in Angriff genommen. 
Ziel dieser sogenannten 3. Agrarreform 
ist die Rückkehr zu kleineren, über­
schaubareren Einheiten, was in der Kri­
se den Einsatz von Alternativlösungen 
(z.B. den Einsatz von Zugtieren) er­
leichtert, insbesondere aber durch eine 
reale Beteiligung der Produzenten an 
den Entscheidungsprozessen deren Mo­
tivation heben soll. Das Grundeigentum 
soll staatlich bleiben, die Besitz- und 
Nutzungsrechte den Kooperativen auf 
unbestimmte Zeit übertragen werden. 
Einigen Reformern geht diese Maßnah­
me nicht weit genug. Sie wenden ein, 
daß 50 % der existierenden Kooperati­
ven unrentabel arbeiten und fordern 
Maßnahmen zur Aktivierung jener 20-
25 % der landwirtschaftlichen Nutzflä­
che, die ungeachtet · der Versor­
gungskrise brachliegen. Weitere Struk­
turreformen in der Landwirtschaft seien 
daher unvermeidlich und auch die Mög­
lichkeit von Privatisierungen nicht aus­
zuschließen. 

Als zentrales Hindernis für· eine 
wirtschaftliche Erholung wird ein Liqui-

ditätsüberschuß angesehen, der mit ca. 
9-10 Mrd. Pesos dem nationalen Lohn­
volumen von 14 Monaten entspricht: 
Zur Lösung dieses Problems steht die 
Radikalkur einer Währungsreform zur 
Debatte, die jedoch wegen ihrer fi­
nanziellen, sozialen und politischen Ko­
sten sowie ihrer zweifelhaften N achhal­
tigkeit neben einer favorisierten Paket­
lösung ökonomischer Strukturreformen 
in den Hintergrund tritt. Als Bestandtei­
le eines solchen Pakets wiederum stehen 
u.a. zur Debatte: 
• Der Ausbau des Bankensystems, das 

über spezielle Sparanreize Liquidität 
absaugen und in Form von Krediten 
für die landwirtschaftlichen Koope­
rativen oder andere Bereiche 'kapi­
talisieren' soll. Diese müßten einen 
Kosten-Nutzen-Plan vorlegen, um in 
den Genuß solcher Kredite zu kom­
men. 

• Die (bereits beschlossene) Einfüh­
rung eines Steuersystems, über des­
sen konkrete Einzelheiten noch 
diskutiert wird, das der Abschöpfung 
der Überschußliquidität und der 
Budgetkonsolidierung dient. 

• Der Vorschlag einer genossenschaft­
lichen Umstrukturierung auch der 
Industrie, wobei auch die Möglich­
keit von Privatisierungen nicht 
ausgeschlossen wird. 

• Schärfere Kontrollen des Schwarz­
markts und illegal erworbener Ver­
mögenswerte. 

• Ein Subventionsabbau und eine Re­
form der Preispolitik. Von pauscha­
len Produktsubventionen will man zu 
Konsumsubventionen im Sinne einer 
Unterstützung der tatsächlich Be­
dürftigen kommen. Dies gelte auch 
für die verdeckte Arbeitslosigkeit, 
wo es in Zukunft eine soziale Grund­
sicherung statt einer Arbeitsplatzga­
rantie geben solle. 
Wie immer diese Reformen im ein­

zelnen letztlich aussehen werden: Zur 
Debatte stehen ökonomische Strukturre­
formen und die Einführung marktwirt­
schaftlicher Wettbewerbselemente in 
weitreichendem Maße. Staat und Partei 
sind bisher bereit gewesen, flexibel auf 
die neuen Erfordernisse zu reagieren 
und die nötigen institutionellen Rahmen­
bedingungen zu schaffen, ohne indessen 
die Kontrolle über die Entwicklung in 
Wirtschaft und Gesellschaft abzugeben -
oder besser: um sie auf diesem Wege 
wiederzugewinnen. 

ZEITSCHRtFT FOR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WtRTSCHAFT, HEFT 76, 1994 . 

'lffll!!!ll!III ' ' ' 
.. j"lf!''Y••·· 

1 

Kubanische 
Positfonsbestimmung 
,Kuba steht nicht mit verschränkten 

Armen da•, kommentierte Roberto Ro­
baina (Außenminister und Politbüromit­
glied) diesen Prozeß in einem Gespräch. 
"Wir sind bereit, uns an die veränderten 
Bedingungen anzupassen. Aber wir 
werden uns in dem Bewußtsein anpas­
sen, daß die Voraussetzungen dafür in 
Kuba anders sind als in jedem anderen 
Land Lateinamerikas und vor allem an­
ders als in den entwickelten Ländern.• 
Es sei jetzt nicht die Zeit für einen ,che­
misch reinen Sozialismus•, sondern es 
gehe darum, Kubas Position in einem 
veränderten internationalen Koordina­
tensystem neu zu bestimmen und dabei 
die ,Errungenschaften der Revolution" 
zu bewahren. Im Rahmen eines ge­
wandelten politischen Diskurses sind 
dies heute der Reihe nach die nationale 
Unabhängigkeit und die sozialen Lei­
stungen, insbesondere im Bildungs- und 
Gesundheitsbereich. 

Kuba sucht für dieses Projekt vor al­
lem in Lateinamerika und Westeuropa 
nach neuen Partnern. Gerade der feh­
lende Zugang zu Krediten verhindert ei­
ne kurzfristige Re-(Mobilisierung) para­
lysierter Kapazitäten. Staatliche Kredi­
te, Investitions- oder Handelsbürg­
schaften könnten den kubanischen Öff­
nungsprozeß entscheidend beflügeln. 
Während die Vereinigten Staaten de 
facto noch immer die Abdankung des 
Regimes als Voraussetzung für eine 
Normalisierung der Beziehungen for­
dern, wären einige westeuropäische Re­
gierungen wohl mit einem kubanischen 
Entgegenkommen in der Menschen­
rechtsfrage zufrieden, um solche Unter­
stützungen zu gewähren. Hier stellt sich 
freilich die kubanische Führung taub, 
die hinter jeder Kritik interventioni­
stische Verschwörungen wittert. Das 
Festhalten an Nullsurnmenszenarien aus 
der Zeit des Kalten Krieges diesseits 
und jenseits der 'Straße von Florida' 
lähmt so den Versuch der ökonomischen 
Konsolidierung. 

Fidel Castro sprach in seiner Rede· 
von sozialen Opfern, die mit der wirt­
schaftlichen Liberalisierung verbunden 
seien, und die man zur 'Rettung der Re­
volution' erbringen müsse. Damit hat er 
wohl recht, auch wenn es in der aktuel­
len Krise darum geht, von egalitären 
Prinzipien abzurücken, die ihre ma­
terielle Basis ohnedies bereits verloren 
haben. Zur Debatte steht die Einführung 

eines gemischten Wirtschaftssystems 
mit dem Ziel, diese materielle Basis 
wiederzugewinnen, nicht die Einfüh­
rung des Kapitalismus. Das Ender­
gebnis dieser Entwicklung ist freilich 
nicht abzusehen. 

Die Häme, mit der Castros Ankündi­
gungen z. T. aufgenommen wurden, ist 
unangebracht. Eine 'Konkurserklä­
rung' mag einen Neubeginn einleiten, 
aber sie ist per se keine Lösung. Die 
vielzitierten 'Kräfte des Marktes' zur 
Geltung zu bringen, ist ein polhischer 
Allgemeinplatz und leichter gesagt als 
getan (siehe Rußland); ein Allheilmittel 
sind sie erst recht nicht, wie der latein­
amerikanische Neoliberalismus zeigt. 
Mit dem Einwand, diese wären halt zu 
lange unterdrückt worden, mögen die 
Apologenten des freien Marktes recht 
haben. Für die politische Praxis ist er 
zunächst bedeutungslos. In Kuba selbst 
gibt es aus bekannten Gründen weder 
freies Unternehmertum noch eine orga­
nisierte politische Opposition. Die ton­
angebenden Exilkreise in Miami sind 
auf ein putschistisches Programm 
(' Castro weg') beschränkt, ihre busi­
ness-Fraktion ist längst in den USA ver­
ankert und denkt an Investitionen auf 
der Insel eher zurückhaltend. Das 
Castro-Regime ist gegenwärtig die ein­
zige politische Kraft, die überhaupt ein 
Konzept zur Krisenbewältigung hat. Ein 
Scheitern der Reformen brächte für . 
Kuba die Gefahr des definitiven Abtau­
chens in ökonomisches Chaos und so­
ziale Misere, mit der Perspektive politi­
scher Wirren, einschließlich möglicher 
Gewalttätigkeiten und Blutvergießens. 
Eine Unterstützung des Öffoungs­
prozesses scheint unter den gegebenen 
Umständen die vernünftigste Haltung. 
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Entwicklung: Wer und wohin? 

Rezension zu: Mohssen Massarrat, 
Hans-Joachim Wenzel, Birgit Sommer, 
György Szell (Hrsg.): Die Drine Welt 
und Wir. Bilnnz und Perspektiven für 
Wissenschaft und Praxis, Informations­
zentrum Dritte Welt, 509 Seiten, Frei­
burg /Brsg. I 993 

Zahlen und Statistiken über die zu 
nehmende Kluft zwischen dem 

reichen Norden und dem (im 
Durchschnitt) verelendenden Süden be­
gegnen uns jeden Tag. Daß bislang ge­
radezu ausschießlich der Norden das 
Problem verursacht, belegt beispiels­
weise ein neuer UN-Bericht. Demnach 
verliert der Süden jährlich erwa 500 
Mrd. US-$ an den Norden - durch un­
gleichen Austausch, nördlichen Protek­
tionismus und durch Nettotransfer. Die 
Reichen leisten aber nur etwa 50 Mrd. 
US-$ an öffentlicher Enrwicklungs­
"hilfe" ! Klar ist: die Süd-Nord-Pro­
blematik ist das zentrale Element künfti­
ger internationaler Politik. 

Doch seit einigen Jahren macht sich 
in immer mehr OECD-Staaten die 
Strukturkrise des Kapitalismus (bzw. 
Fordismus) bemerkbar: wirtschaftliche 
Rezession, eng werdende Verteilungs­
spielräume, zunehmende strukturelle 
Arbeitslosigkeit, immense technologi­
sche Umwälzungen, soziale und ökolo­
gische Strukturprobleme, und: entspre­
chende sozio-kulturelle Unstimmigkei­
ten (Identitätskrisen). Diese Nega­
tivfolgen werden von den Herrschenden 
derzeit ignoriert. In Verbindung mit 
zahllosen Polit-Skandalen greift daher 
eine Politikerverdrossenheit um sich, 
die durch das markttnäßige • Gesund­
schrumpfen" der Ex-DDR zusätzlich 
massenhafte Motive erhält. 

In diesem Zusammentreffen krisen­
hafter Umbrüche und eklatanten 
Politikversagens kann nun auch. nicht 
mehr übersehen werden, daß die bishe­
rige Südpolitik der reichen kapitalisti­
schen Staaten, auch ihre .Enrwick­
lungshilfe", enrweder nicht mehr als ein 
Tropfen auf den heißen Stein gewesen 
ist, oder gar destruktive Wirkungen für 
den Süden hat (Stichwort "Verschul-
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Dr. Edgar GOii, S0zialwissenscti1ftler, Berlin, 
spw-Projektgruppe Internationales 

dung"). Nun hat eine Institution der 
Neuen Sozialen Bewegungen (das 
.iz3w"), die sich schon lange sehr kri­
tisch und fundiert. mit dieser Thematik 
befaßt, dankenswerter Weise einen 
Sammelband zu dieser komplexen The­
matik publiziert. Darin werden zahl­
reiche der 170 Beiträge zugänglich ge­
macht, die als Referate auf einem Nord­
Süd-Kongreß im Oktober 1992 in Osna­
brück gehalten und diskutiert worden 
sind. Im Konzeptionspapier zum Kon­
greß hieß es: .Enrwicklungstheorie und 
enrwicklungspolitische Praxis befinden 
.sich in einer tiefen Krise. Es ist an der. 
Zeit, die Bedeutung gängiger Theorie­
ansätze zur Diskussion zu stellen, ihre 
Praxisrelevanz zu reflektieren und Kon­
turen neuer enrwicklungstheoretischer 
Fragestellungen und enrwicklungspoliti­
scher Alternativen für die Zukunft zu 
diskutieren~ (S. 7). 

Hauptthese: Nicht nur 
der Süden muß entwik­
kelt werden, sondern 
vor allem der Norden 
muß dringend refor­
miert werden. 

Die diesbezügliche Bilanz und die 
möglichen Perspektiven werden mit ei­
nem interdisziplinären Anspruch ver­
folgt. Der wird zwar nicht in allen Ein­
zelbeiträgen erfüllt, doch in der Ge­
samtschau ist ein Werk entstanden, das 
einige wesentliche Facetten und Teilas­
pekte der komplexen Problematik aus 
verschiedenen wissenschaftlichen und 
praxisorientierten Perspektiven unter­
sucht. Der Bogen spannt sich von öko­
nomischen, finanzpolitischen Untersu­
chungen über sozio-strukturelle und in­
stitutionelle Aspekte bis hin zu so­
zialpsychologisch-kulturellen Betrach­
tungsweisen. Auch die Beziehung zwi­
schen Theorie und Praxis wird erfreu­
lich häufig deutlich. Die 52 Autorinnen 
repräsentieren die wichtigsten Felder 
der Süd-Nord-Politik: Universitäten, 
unabhängige Institute, staatliche Institu­
tionen der Entwicklungszusammenar-

von Edgar Göll* 

beit und Nichtregierungsorganisationen 
unterschiedlichster Arbeitsfelder. 

Bilanz der 
Nord-Süd-Verhältnisse 
Der Sammelband ist in acht Kapitel 

aufgeteilt. Die Beiträge in den beiden 
ersten Kapiteln analysieren die welt­
wirtschaftlichen Verteilungsstrukturen 
und -konflikte und deren aktuelle Ten­
denzen. Dann folgen Kapitel über Um­
weltzerstörung und -politik, · Bevölke­
rung und Migration, multilaterale Poli­
tik, Ethnizität, Demokratie und Markt, 
Soziale Bewegungen und schließlich 
über die internationale Enrwicklungs­
zusammenarbeit. 

Eine implizite Hauptthese der Beiträ­
ge, die auch in dem im Anhang nachles­
baren .Memorandum" zu finden ist, be­
steht in der Verantwortung des Nordens 
an der Unter-/Fehlentwicklung des Sü­
dens: nicht nur der Süden muß demnach 
entwickelt werden, sondern vor allem 
der Norden muß dringend reformiert 
werden. Dies wird in sämtlichen Beiträ­
gen auf die ein oder andere Weise kon­
kret nachgewiesen. 

Im ersten Kapitel wird der Süd­
Nord-Transfer von Reichtum (E.Alt­
vater) in verschiedenen Beiträgen dar­
gestellt. Der Transfer wird auf Einkom­
men und auf Ressourcen wie beispiels­
weise Kaffee (Massarrat) bezogen. 
Auch auf die (Dys-)Funktionsweise der 
Agrarmärkte und von Rohstoffab­
kommen wird eingegangen. Daran an­
schließend werden neuere Tendenzen 
der welrwirtschaftlichen Beziehungen 
dargestellt und analysiert, wozu unter 
anderem ein Differenzierungsprozeß in­
nerhalb der Enrwicklungsländer, der 
Protektionismus der mächtigen kapita­
listischen Staaten und die zunehmende 
Regionalisierung der Weltmärkte gehö­
ren. Der letztgenannte Trend wird an­
hand der Beiträge über Nordamerika 
(NAFTA), Osteuropa/GUS und die VR 
China verdeutlicht. 

In einem weiteren interessanten Ka­
pitel geht es um genauere theoretische 
und empirische Betrachtungen der 
.Leitidee" (Jobst Conrad) vom .Sus­
tainable Development" (übersetzbar mit 
dauerhafte, nachhaltige oder tragfähige 

ZEITSCHRIFT FOA SOZIAUSTtSCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 76, 1994 

Enrwicklung). Desweiteren werden in­
ternationale Institutionen (UNCTAD, 
UNCED, UNHCR, CEPAL), Einzel­
länder und übergreifende Themen wie 
Migration, Ethnizität, Bevölkerungs­
politik, Proliferation und neue soziale 
Bewegungen näher untersucht. 

Ein besonders interessanter Beitrag 
ist der von Friederike Pentzlin über die 
Kontrolle transnationaler Konzerne 
(TNK), ein Thema, welches in den öf­
fentlichen und wissenschaftlichen De­
batten des durch neoliberale Ideologien 
dominierten Nordens nur noch selten 
behandelt wurde, obgleich (bzw. weil?) 
es ein zentrales Element für reformori­
entierte Politik darstellt. Ausgebend 
-:om Nachweis ihrer These, daß unaus­
gewogene Nord-Süd-Wirtschaftsbe­
ziehungen zu unausgewogenen Rechts­
regeln führen (S.317f.), beschreibt sie 
die diversen Ansätze für eine Beeinflus­
sung von TNKs (z.B. per Kodex). Das 
Auslandsinvestitionsrecht untersucht sie 
dabei ausführlich. Daß dies künftig von 
großer Wichtigkeit sein wird, zeigt sich 
darin, daß Auslandsinvestitionen einen 
Wachstumsrekord halten: Anstieg um 
erwa 30% während der letzten Jahre: 
• Die Unternehmen stehen unter Glo­
balisierungsdruck. In vielen Bereichen 
sind Forschung und Enrwicklung so 
kostspielig geworden, die Produktions­
zyklen so kurz und die Spezialisierung 
der Produkte so fortgeschritten, daß nur 
noch eine auf den Weltmarkt gerichtete 
Absatzstrategie Rentabilität sichern 
kann. Rationalisiert und weltweit stan­
dardisiert werden nicht nur Produkte 
und Produktionsweisen, sondern auch 
Betriebsorganisation und Manage­
mentmethoden" (S.326). Die Länder 
des Südens haben dieser Enrwicklung 
zwar die alten Alternativkonzepte ent­
gegenzusetzen, aber keine relevante 
Macht zur Beeinflussung der wesentli­
chen Entscheidungen. Pentzlin erörtert 
verschiedene Vorschläge zur Ver­
besserung der Situation, die jedoch alle 
an der Knappheit der Ressource 
.Macht" im Süden scheitern dürften. 
Die Alternative "Weltmarktintegration" 
oder .selektive Abkopplung vom Welt­
markt" ist global nicht sinnvoll zu 
beanrworten. Die Autorin hält es daher 
für sinnvoller und erfolgversprechen­
der, allgemeine globale (weiterhin sinn, 
volle und .richtige") Forderungen wie 
die nach einer Neuen Welrwirtschafts­
Ordnung hintanzustellen, und eher einen 
(linken) .internationalen Regionalis­
mus" zu entwerfen: wenn es, wie es 

scheint, • weiten Teilen der Dritten Welt 
unmöglich sei, durch Weltmarktin­
tegration ökonomisch aufzuholen, so 
liegt heute dann die Herausforderung 
darin, Strukturen zu finden, die sicher­
stellen, daß ungleiches ungleich, aber 
gleichwertig behandelt wird. ( ... ) Wird 
die Unterschiedlichkeit der zugrunde 
liegenden Verhältttisse ernst genom­
men, werden auch Wirtschaftspolitik, 
Auslandsinvestitionsregulierung und na­
tionale Förderprogramme sehr verschie­
den ausfallen" (S.332). 

Die Länder des Südens 
haben zwar Alternativ­
konzepte entgegenzu­
setzen, aber keine rele­
vante Macht zur Beein­
flussung der wesentli­
chen Entscheidungen. 

Diese differenzierende Position 
wird - indirekt - unterstützt durch den 
Beitrag von Hildegard Lingnau über 
.Strukturanpassung und strukturellen 
Wandel", indem die bisherigen Erfah­
rungen mit Strukturanpassungspro­
grammen als "ernüchternd" einge­
schätzt werden. Die von ·den Bretton­
Woods-Institutionen (IWF, Weltbank) 
seit Anfang der 80er Jahre betriebenen 
Programme ließen die immensen (sozia­
len, administrativen, etc.) Kosten völlig 
außer Acht, die derartige Anpassungs­
leistungen (abgesehen von der politi­
schen Entmündigung der .Empfänger") 
den Ländern des Südens abverlangen 
(inzwischen weiß ja auch ein Marktan­
hänger wie Kohl, daß selbst die Einver­
leibung der Ex-DDR in die BRD in vie­
lerlei Hinsicht verdammt kostspielig 
ist). Bei dem notwendigen .strukturel­
len Wandel" (statt: .Strukturanpas­
sung"!) müßte es sich jedoch um einen 
• von den Betroffenen selber betriebe­
nen, sich allmählich vollziehenden Ver­
änderungsprozeß handeln, der von den 
Gebern lediglich unterstützt werden 
kann" (S .454). Dabei wäre mehr • 'Zi­
vilgesellschaft' im Sinne der ökonomi­
schen, politischen und kulturellen 
Selbstorganisation der Gesellschaft" 
(S.453/455), bzw. deren Unterstützung 
durch den reichen Norden, norwendig. 
Die beiden wichtigen Punkte dabei sind 
aber, daß struktureller Wandj!l vor al­
lem (erstens) im Norden und (zweitens) 
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in den Nord-Süd-Beziehungen statt­
finden muß (S.455f.). Und da sind wir 
gefordert! Hier! Jetzt! 

Aufgaben 
der Solidaritätsarbeit 

Dazu sind im spw-Buch .Zwischen 
Nationalstaat und Globalpolitik" einige 
Gedanken enrwickelt, die hier kurz refe­
riert werden sollen, weil sie sehr gut 
passen: Daß es Ansätze für fortschrittli­
che, emanzipatorische Alternativen der 
Nord-Süd-Politik gibt - neben links-al­
temativen Kreisen zunehmend auch im 
liberalen und konservativen Spektrum, 
zeigen der Club of Rome, diverse rot­
grüne Programme für einen ökologi­
schen Umbau, der Enrwurf für ein Ent­
wicklungshilfegesetz der SPD, die kürz­
liche Erklärung der Bischöfe über glo­
bale Probleme und den Anteil des Nor­
dens daran. Um das diffus vorhandene 

· Reformpotential zu nutzen, müssen von 
uns in mancherlei Hinsicht Grenzen 
überschritten werden. So gilt es unter 
anderem 
• eurozentristische Engstirnigkeilen zu 

überwinden, .. : · .,,,,.,i;, . 
• obsolete Trennungen zwiscbiiil!Jln­

nen- und Außenpolitik zu übe~i-
ten, . 

• partei- und organisationspolitische 
Distanzen zu überwinden, und 

• neue Informations- und Aktions­
strukturen zu schaffen, die es immer 
mehr Bürgerinnen erleichtern, sich 
(zumindest zeirweise) aus der trüge­
rischen Wohlstandsbehaglichkeit in 
politisches Engagement zu begeben. 
Fortschrittlichen Kräften in den kapi-

talistischen Zentren sollte es auch dar­
um gehen, den sich abzeichnenden 

Almanach linker Literatur 1994 
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Bücher zu 

Lateinamerika 

Neuerscheinungen 1994 

i. 
1 

1 

i 

1 

D 

' 
Der andere Buchladen, Köln 
Informationsstelle Lateinamerika 
(ila), Bonn 

120 S., S, .. DM inkl. Versand 
(bitte vorab in Briefmarken) 

Mehr als 400 Kurzrezensionen ver­
schaffen einen kritischen Über­
blick über die Vielzahl der neu er­
schienenen deutschsprachigen 
·Bücher zu Lateinamerika. 
Besprochen werden: 
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• Sachbücher zu Lateinamerika 

• lateinamerikanische Belletristik 

mit Biographien der Autorinnen 

Weiter wird eine Auswahl zum 
"Nord-Süd-Verhältnis" vorgestellt. 
Der Band ergänzt das Ge­
samtverzeichnis "Bücher zu Latein­
amerika", das alle 1992 lieferbaren 
Bücher zum Thema enthält. 
(schon erschienen: Bücher zu La­
teinamerika 1993, 106 S. 4,- DM) 

Ein einmaliges Standardwerk, das 
jährlich durch Ergänzungsbände 
auf den neuesten Stand gebracht 
wird. 

Neuerscheinungen 93 + 94 + 
Gesamtverzeichnis: 15,-DM 
(bitte vorab in Briefmarken) 

Zülpicher Str. 197, SO 937 Köln 

'Öko-Kolonialismus' (Agarwal), der 
eine einseitige Einmischung der rei­
chen, dominierenden Staaten in die 
Angelegenheiten der armen Staaten dar. 
stellt, zu einem Beziehungssystem .ge­
genseitiger Einmischung" 1 zu verän­
dern. Das traditionelle Prinzip der 
"Nichteinmischung" in innere Angele­
genheiten anderer Staaten ist unbrauch­
bar geworden. Wir müssen aber die 
Doppelstandards und Einseitigkeiten der 
Herrschenden entlarven und in Hand­
lungsdruck umsetzen ( an ihren eigenen 
Maßstäben sind sie zu packen und 
herauszufordern!). Ein Beispiel ist der 
'warme Krieg' der kapitalistischen Zen­
tren gegen Kuba: nicht nur wird das US­
Embargo unterstützt und werden die 
externen Ursachen (Status als Land der 
sog. Dritten Welt und Wegfall von 85 % 
der Märkte durch Zusammenbruch 
Osteuropas) der dortigen Krise igno­
riert, sondern die sozialen Menschen­
rechte (Lebenschancen, Versorgungsni­
veaus und Entfaltungspotentiale) bleiben 
völlig ausgeklammert - denn dann müß­
ten auch kapitalistische Nachbarstaaten 
und selbst die USA und deren soziale 
Misere kritisiert werden (was ja 
beispielsweise Malcolm X explizit tat). 

Der sich abzeichnende 
'Öko- Kolon ia I ism us' 
muß zu einem Bezie­
hungssystem "gegen­
seitiger Einmischung" 
verändert werden. 

Gerade wegen des scheinbar abstrak­
ten Themas .Nord-Süd-Beziehungen" 
bzw. "Internationalismus" muß in den 
Metropolen der Erde an den Befindlich­
keiten und Betroffenbeiten der diversen 
Bevölkerungsgruppen angesetzt wer­
den. Aktivitätsvoraussetzungen müssen 
sondiert und für die jeweiligen Aktions­
forrnen berücksichtigt werden. Entspre­
chend müssen lokale, nationale, konti­
nentale und internationale Netzwerkpo­
tentiale ausgelotet und organisiert wer­
den. Das muß auch Folgen haben für 
unsere Methoden und Handlungsstile 
und ·Strategien: sowohl bei der Basisar­
beit bis hin zum professionellen Lobby­
ismus müssen die W ahrnchmungs- und 
Funktionslogiken der jeweiligen Grup­
pen berücksichtigt und genutzt werden 
(also z.B. die Frage: auf was und wie 
reagieren diese). Notwendig ist ein 

Paradigmenwechsel, der zwar nationale 
Belange nicht negiert, diese aber immer 
in ein Verhältnis zu internationalen 
Anforderungen setzt. 

Dabei kann an zahlreiche Hand­
lungszusammenhänge angeknüpft wer­
den, wie beispielsweise die Anti-Apart­
heid-Bewegung, die Solidaritätsaktionen 
für Nicaragua (Städtepartnerschaften, 
Patenschaften, Arbeitsbrigaden), Aktio­
nen gegen Weltbank und IWF, Neuan­
sätze innerhalb der Parteien (SPD und 
Grünen) und Insider-Kritiken an offizi­
ellen Entwicklungshilfeinstitutionen 
(BMZ, GTZ, DIE). Die Erfahrungen 
zeigen, daß es künftig verstärkt um Ver­
netzungen der zahlreichen 
Aktionszusammenhänge gehen muß, da­
mit Verbesserungen erzielt werden kön­
nen. Diese Vernetzungen wären in zwei 
Richtungen anzugehen: 

* Zum einen wäre eine intensivere 
Zusammenarbeit zwischen bundesdeut -
sehen Akteurinnen vonnöten. Die Ver­
netzung wäre sowohl hinsichtlich unter­
schiedlicher inhaltlicher Bereiche, als 
auch in Bezug auf unterschieilliche Ebe­
nen bzw. zwischen inforrnellen Ba­
sisbewegungen und offizellen Exper­
tinnen nötig (Motto: Radikal- und 
Realpolitik;. dazu wieder lesenswert: 
Rosa Luxembu_rg .Reforrn oder Revo­
lution"). 

• Zum andern ist dringend erforder­
lich, mit Akteuren anderer Länder, 
insbesondere denen des Südens engeren 
Kontakt aufzunehmen und zu orga- · 
nisieren. idealtypisch geht es dabei 

· sozusagen um die Organisation von po­
litischer Öffentlichkeit entlang der ob­
jektiven Verflechtungen: überall dort, 
wo finanzielle, warenförrnige oder in­
formationelle Verflechtungen quantita­
tiv oder qualitativ hoch sind, müßten 
entsprechende Öffentlichkeiten ge­
schaffen werden. 

Hier in der Bundesrepublik können 
mittlerweile wohl viele Gruppierungen 
und Institutionen mit Erfahrungen aus 
ihrer Vergangenheit aufwarten: zentral 
ist die Mitarbeit in und das Einwirken 
sowohl auf Neue Soziale Bewegungen, 
als auch auf (nationale und internationa­
le) Organisationen, Parteien, Par­
lamente und staatliche Organe. Ange­
sichts der drängenden existenziellen 
Problemlagen scheint uns die Hand­
lungsanweisung .!hink global, act lo­
cal • nicht mehr weitreichend genug. 
Eine gleichzeitige Einwirkung auf Ioka~ 
le Strukfuren und außenpolitische 
Macht- und Entscheidungszentren ist 
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nötig. Die fortschrittlichen Akteure 
müssen künftig arbeitsteilig das breite 
Einwirkungsspektrum bearbeiten: von 
individueller Lebensführung und lokaler 
Basisarbeit, über direkte Einflußarbeit 
(Lobbyismus) gegenüber außenpoliti­
schem Establishment bis hin zu interna­

. tionalen Projekten müssen alle adäqua­
ten Wege gegangen werden. Daher ist 
Nachdruck und Radikalität gefordert, 
um die stummen Zwänge dieser de­
struktiven globalen Verhältnisse zum 
Sprechen bzw. Schreien zu bringen. Es 
gilt, alle erfolgversprechenden Poli­
ti/iformen zu nutzen: Kampagnen und 
Projekte, lnforrnations- und Dis­
kussionsveranstaltungen, Kulturdar­
bietungen, Petitionen, Lobbyismus, 
Gesetzesinitiativen und gewaltfreie Ak­
tionen zivilen Ungehorsams (Blockaden 
von Rüstungsexporten), Boykotte von 
bestimmten transnationalen Konzernen 
(wie z.B. Nestle). 

Wir müssen dringend unsere Organi­
sationsstrukturen und Handlungsstile 
überprüfen und effektiver gestalten, 
sollten auch nicht vor der Nutzung pro­
fessioneller Techniken zurückschrecken 
und vor allem unserer Außendarstellung 
ein größeres Gewicht beimessen: jede 
politische Information und Aktion, erst 
recht eine, die scheinbar weit weg lie­
gende Probleme thematisiert, muß der 
Werbungskonkurrenz mit den kommer­
ziellen, übermächtigen Unternehmen 
gewachsen sein, deren Werbestile, 
Produkte (Waren) und Ressourcen den 
Aufmerksamkeitswettbewerb dominie­
ren. Provokative und spektakuläre Ak­
tionen und partielle Regelverletzungen 
(vgl. Robin Wood und Greenpeace) wä' 
ren in Erwägung zu ziehen. 

Sie sollten mit radikalen Aktivitäten 
begleitet werden. In der Bundesrepublik 
und anderen westlichen Industrieländern 
haben sich zahlreiche Institutionen und 
Gruppierungen etabliert, die im Bereich 
internationaler Politik fortschrittliche 
Politik durchführen und unterstützen. 
Daher bestehen je nach Thematik und 
Anlaß viele Bündnismöglichkeiten. An­
gesichts der Vielfalt progressiver Ak­
teure ergibt sich ein Koordinierungs­
und Kooperationsbedarf. Zwar ist kürz­
lich erst ein Kooperationsgremium deut­
scher Dritte-Welt-Akteure an der Un­
terschiedlichkeit ihrer Binnenstrukturen 
und Strategien (vorerst) gescheitert. 
Doch wäre vielleicht eine themenzen­
trierte, projektorientierte Kooperation 
und Arbeitsteilung eher möglich und 
effektiv. Dringlich ist dabei das Abstim' 

men der arbeitsteilig zu behandelnden 
Themen, der Strategien und Aktionspla­
nungen durch ein Gremium wie dies der 
Koordinationsausschuß der Friedensbe­
wegung gewesen ist; Ansätze dazu wie 
'Gerrnan Watch' gibt es bereits. Zudem 
käme Großorganisationen (wie SPD, 
Grüne, Kirchen, DGB) verstärkt die 
Aufgabe zu, Foren zut Darstellung und 
Koordination derartiger in- und auslän­
discher Akteure und Koalitionen anzu. 
bieten. 

In Anbetracht der lebensbedrohen­
den Entwicklungen sind auch Teile der 
herrschenden Eliten sensibilisert. Für 
eine progressive Bündnisarbeit heißt 
dies, daß für bestimmte Kampagnen und 
Aktivitäten solche Politiker- und Unter­
nehmerkreise einzubeziehen sind. 
Gleichzeitig aber sollte über die be­
grenzte Reformbereitschaft solcher 
Kreise keine Illusion bestehen. Dennoch 
sind in einigen Reformansätzen enorrne 
Dynamiken enthalten, die durchaus sy­
stemtransforrnierende Qualität haben 
können (staatliche Interventionen, öf­
fentliche Kontrollen). 

Doch zurück zu dem Sammelband 
.Die Dritte Welt und Wir": die aus­
gewählten Aspekte des umfangreichen 
Opus haben hoffentlich Interesse 
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geweckt. Zwar hätten einige Bibliogra­
fien etwas mehr Sorgfalt verdient, wo 
die alphabetische Reihenfolge un­
beachtet blieb (S.333f. und 392f.), oder 
der Soziologe Norbert Elias als 
.Norbert, E." aufgeführt wird. Ein 
gewichtigerer Mangel ist aber, daß kein 
Beitrag die Welthandelsabkommen 
(GATT) einer systematischen Betrach­
tung und Kritik unterzogen hat oder daß 
kulturelle Aspekte kaum behandelt 
wurden. Aber das sind nur Marginalien 
im Vergleich zu dem, was das Buch 
bietet. Letztendlich stellt der Sam­
melband eine sehr interessante und 
aktuelle Mischung theoretisch-konzep­
tioneller Erörterung und empirisch­
analytischer Fallstudien dar. Dadurch 
wird die Komplexität der Thematik 
transparent. .Die Dritte Welt und Wir" 
stellt einen äußerst wichtigen und 
fundierten Beitrag zur Revision 
bisherigen herrschenden Denkens und 
Handelns in der Süd-Nord-Politik dar 
und sei dringend zur Lektüre emp­
fohlen. 
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Der algerische lslamismus -
eine Gerechtigkeitsbewegung der Modernisierungsopfer 

Eden hiesigen Medien herrscht ein 
on der Gewaltbereitschaft der lsla 
isten geprägtes Bild islamischer 

Länder und des Islam schlechthin vor. 
Wenn heute ein intoleranter Islam tat­
sächlich an Boden gewinnt, so ist damit 
aber nur eines von mehreren Elementen 
einer religiösen Kultur benannt. Denn 
in bestimmten Abschnitten der Ge­
schichte hat der Islam weitaus mehr to­
lerante und multikulturelle Potentiale 
entwickelt als die zeitgenössischen 
christlichen Kulturen. 

Daß die übergroße Mehrheit der 
Muslime auch heute keineswegs für In­
toleranz und Gewalt steht, daß sich in 
vielen islamischen Ländern Demokra­
tiebewegungen entwickelt haben, ist 
hier kaum bekannt. Um Verständnis 
und Solidarität angesichts der gegen­
wärtigen Vorgänge in Algerien zu ent­
wickeln, ist es wichtig, klarzumachen, 
daß es sich bei der dortigen Krise um 
den historischen Übergang zum moder­
nen Pluralismus handelt, der vor allem 
deshalb zu einer Phase der Intoleranz 
und Gewalt geworden ist, weil sich das 
Land in eine tiefe ökonomische Krise 
laviert hat, die insbesondere der Jugend 
keine Zukunftsaussichten mehr bietet. 
Es war vor allem die verfehlte Wirt­
schaftspolitik, die vielen - vor allem 
den arbeitenden - Algeriern in den drei 
Jahrzehnten nach der Unabhängigkeit 
(1962) die Notwendigkeit partizipativer 
Strukturen und Institutionen deutlich 
gemacht hat, deren Errichtung aber 
gleichzeitig auch im Wege stand und 
steht. Ohne den Einfluß kultureller und 
religiöser Prädispositionen grundsätz­
lich zu leugnen, sind diese eher als 
Form, denn als eigentlicher Inhalt der 
Krise zu bezeichnen. 
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Sabine Kebir lebte zwischen 1977 und 1988 
in Algerien und lehrte Polit.ologie und 
Journalismus an der Universität Algier. Seit­
dem ist sie als freie Autorin in Berlin tltig. 
1 989 wurde sie mit ihrer Arbeit 'Antonio 
Gramscis Zivilgesellschaft' (VSA, Hamburg 
1991) Privatdozentin in Frankfurt/Main. 
Kürzlich erschien ihr populärwissenschaft­
liches Sachbuch: Zwischen Traum und Alp­
traum. Algerische Erfahrungen 1977·1992, 
ECON, Düsseldorf 1993. 

Es entstanden zwei 
sich immer feindlicher 
gegenüberstehende ge­
sellschaftliche Lager -
die Frankophonen, die 
die Schalthebel der In­
dustrie und der Macht 
bedienten und die 
Arabophonen, deren 
Bildungsprofil zwar der 
offiziellen Staatsdokrin 
entsprach, die aber da­
durch keineswegs ihre 
soziale Lage verbes­
sern konnten. 

Zweifellos ist die algerische Wirt­
schaftskrise durch ein falsches Indu­
strialisierungsprograrnm zum Teil 
hausgemacht. Für seine hohen Einnah­
men aus dem Erdölexport kaufte Alge­
rien in den siebziger Jahren westliche 
Hochtechnologie. Damit sollte das 
Land in wenigen Jahren zum Exporteur 
hochwertiger Industrieprodukte wer­
den. Theoretisch glaubte man, daß der 
rasche Aufbau der Schwerindustrie 
quasi automatisch die Entwicklung der 
Leichtindustrie nach sich ziehen würde. 
Dieser wurde durch eine restriktive Po­
litik gegenüber den Kleinunternehmern 
jedoch die reale Basis entzogen. Die 
stark zentralisierten und vom Staat diri­
gierten Komplexe der Hochtechnologie 
boten von vornherein quantitativ viel zu 
wenige Arbeitsplätze, zum anderen 
verfügte das Land nicht über eine aus­
reichend qualifizierte Facharbeiter­
schaft. Man blieb weitgehend von aus­
ländischen Technikern abhängig. Teil­
weise wurde sogar der Import von qua­
lifizierten Arbeitskräften notwendig. 
Die vom Kolonialismus ererbte Ar­
beitslosigkeit großer Teile der algeri­
schen Bevölkerung konnte mit diesem 
Konzept nicht beseitigt werden, viel-

von Sabine Kebir* 

mehr wurde damals bereits der Boden 
für die heutige soziale Krise vorberei­
tet. Ihr offener Ausbruch wurde des­
halb verzögert, weil die Erdölrendite -
nicht etwa ein wirklicher Produkti­
onserfolg - eine spurbare Anhebung des 
Lebensniveaus aller Algerier möglich 
gemacht hatte. Dies bewg sich vor al­
lem auf die Ernährung, die Kleidung 
und die medizinische Versorgung. 
Aber weder die Wohnungsnot noch die 
Verkehrsprobleme des Landes sind je­
mals einer Lösung näher gekommen. 
Und trotz eines gewissen allgemeinen 
Anstiegs des Lebensniveaus verstärkten 
sich die Unterschiede zwischen den 
verschiedenen Gesellschaftsschichten. 

Die Entscheidung für eine Industria­
lisierung auf der Basis von Hochtech­
nologie stand in konzeptionellem Ge­
gensatz zur Bildungspolitik. Um die 
durch den französischen Kolonialismus 
hervorgerufene kulturelle Entfremdung 
zu beseitigen, wurden Schule und Uni­
versität in den siebziger und achtziger 
Jahren weitgehend auf das Hocharabi­
sche umgestellt und das Französische 
nur noch als Fremdsprache gelehrt. Die 
an sich schon knappen, aber 
hochbegehrten Arbeitsplätze in der In­
dustrie verlangten jedoch Fran­
zösischkenntnisse - die nun freilich nur 
noch diejenigen erwerben konnten, die 
es in der Familie lernten. Den meisten 
jungen Algeriern aus einfachen Ver­
hältnissen blieben dadurch die attrakti­
ven Arbeitsmöglichkeiten in der Indu­
strie versperrt. Wenn sie überhaupt Ar­
beit fanden, dann nur in den unteren 
Ebenen der Verwaltung oder in den Bil­
dungsinstitutionen - die wiederum 
nichts anderes als Arbeitslose produ­
zierten. Durch diesen flagranten Wi­
derspruch zwischen lndustrialisie­
rungsprograrnm und Bildungswesen 
entstanden zwei sich immer feindlicher 
gegenüberstehende gesellschaftliche 
Lager - die Frankophonen, die die 
Schalthebel der Industrie und der 

· Macht bedienten - und die Arabo­
phonen, deren Bildungsprofil zwar der 
offiziellen Staatsdokrin entsprach, die 
aber dadurch keineswegs ihre soziale 
Lage verbessern konnten. 
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Die Ausrichtung des Bildungswe­
. sens auf das Hocharabische brachte 
auch eine Konzentration der Lehrinhal­
te religiösen und literarischen Charak­
ters mit sich, während die Natur- und 
Gesellschaftswissenschaften vernach­
lässigt wurden. Eine besondere Pro­
blemlage entstand schließlich noch da­
durch, daß das Maghrebarabische 
durch seine berberische Basis erhebli­
che Unterschiede zum Hocharabischen 
aufweist. Dieses ist für die Algerier 
fast eine Fremdsprache ' was in den 
Bildungsinstitutionen eher traditionelle 
Unterrichtsformen wie das Auswendig­
lernen, bzw. an den Universitäten das 
Diktieren durch den Lehrer förderte als 
kreatives Denken und freie Diskussion. 
Auch hier sind Ursachen für die Her­
ausbildung eines 'politischen', totalitär 
strukturierten Islam bei der Jugend zu 
sehen. Rückblickend kann gesagt sein, 
daß nur die Option für eine beschei­
denere Form der Industrialisierung -
die besser mit den Bildungsvorausset­
zungen der Algerier korrespondiert hät­
te - und die Entscheidung für ein Bil­
dungssystem in Maghrebarabisch und 
Französisch eine harmonischere Ent-. 
wicklung der Gesamtgesellschaft er­
möglicht hätte. 

Auch die Übertechnisierung der zu 
Beginn der siebziger Jahre kollektivier­
ten Landwirtschaft und das Staatshan­
delsmonopol erwiesen sich als Fehler 
der Entwicklungspolitik. Obwohl mit 
der Garantie von Mindestlöhnen das 
traditionelle Elend auf den Dörfern 
schlagartig verschwand, kam es zu kei­
nem Stillstand der Landflucht: die Löh­
ne, die in den Erdölzentren und in der 
Hochindustrie gezahlt wurden, lagen 
bis zum siebenfachen über denen, die in 
der Landwirtschaft erzielt werden 
konnten. Deren zur Kolonialzeit stattli­
c)Je Erträge gingen so dramatisch zu­
rück, daß Algerien in den siebziger 
Jahren immer abhängiger vom Import 
amerikanischen Weizens und europäi­
scher Rohmilchprodukte wurde. 

Obwohl die Kollektivierung schon 
zu Beginn der achtziger Jahre zurück­
genommen und das Staats­
handelsmonopol aufgehoben wurde, 
muß sich das Land heute zu zwei Drit­
teln von importierten Lebensmitteln er­
nähren. Das liegt freilich auch in der 
Bevölkerungsexplosion begründet, die 
Algerien nach der Unabhängigkeit er­
lebte. In den achtziger Jahren brachte 
jede Frau noch durchschnittlich 7 ,2 
überlebende Kinder zur Welt. Dies war 

vor allem ein Resultat des von der FLN 
(Front de Liberation Nationale) verant­
worteten Verzichts auf kulturellen 
Wandel. Aus eigener Erfahrung kann 
ich bezeugen, daß diese hohe Kinder­
zahl aber keinesfalls den Wünschen der 
Frauen entsprach. Die hohe Jugend­
arbeitslosigkeit machte es jeder Mutter 
klar, daß sie für ihre Alterversorung 
nicht auf ihre Kinder rechnen konnte. 
Der heutige Kinderreichtum erklärt 
sich vielmehr aus dem schwierigen Zu­
gang zu Kontrazeptiva und der - kultu­
rell unangefochtenen - männlichen 
Herrschaft über das Geschlechtsleben. 
Dabei mangelte es Algerien nicht an 
Wissenschaftlern und Künstlern, die -
zumeist vergeblich - um Ausdrucks­
möglichkeiten kämpften, wenn sie die 
traditionellen Geschlechterrollen öf­
fentlich in Frage stellen wollten. 

Der 20jährige Kampf 
um das Familienrecht 
verweist auf den Wi­
derstand, der ihm von 
den - illegalen - Demo­
kratie- und Frauenbe­
wegungen entgegenge­
setzt wurde. 

Diese blieben übrigens zwei Jahr­
zehnte nach der Unabhängigkeit vor al­
lem deshalb ohne gesetzliche Grundla­
gen, weil ein erbitterter Kampf zwi­
schen 'Traditionalisten'und 'Moderni­
sten' innerhalb der FLN selbst ihre ju­
ristische Fixierung verhinderte. Im Jah­
re 1984 setzie der islamistische Flügel 
der FLN ein an der Scharia islamia aus­
gerichtetes Fantilienrecht durch, das 
dem Verfassungsgrundsatz der Gleich­
berechtigung der Geschlec;hter wider­
spricht und die Frau zeitlebens zum 
Mündel ihrer männlichen Verwandten 
macht. Fortschrittliche Juristen erklär­
ten bereits damals, daß Algerien damit 
den ersten Schritt zum islamischen 
Staat getan habe. Der zwanzigjährige 
Kampf um das Familienrecht verweist 
aber auf den Widerstand, der ihm von­
den - illegalen - Demokratie- und Frau­
enbewegungen entgegengesetzt wurde. 

Sowohl an der lndustrialisierungs­
politik als auch am algerischen Erdöl 
hat der Westen zweifellos profitiert, er 
trägt also Mitverantwortung an der jet-

zigen Krise. Die nach Houari Boumedi­
enes Tod (1979) installierte Regierung 
Chadli Benjedid erkannte zu Beginn der 
achtziger Jahre die Notwendigkeit, die 
Industrie zu dezentralisieren und der 
Privatinitiative auch in der Produkti­
onssphäre größeren Spielraum zu ge­
währen. Als Mitte der achtziger Jahre 
die Erdölpreise radikal fielen, fehlten 
jedoch die notwendigen Devisen zur 
Umrüstung der mittlerweile radikal 
verkleinerten Betriebe. 

Die Halbierung der Weltmarktpreise 
für Erdöl seit Mitte der 80er Jahre hatte 
das plötzliche radikale Schrumpfen des 
algerischen Staatsbudgets zur Folge. 
Das Land, das sich - besonders gegen­
über den Nachbarn Tunesien und Ma­
rokko, die keine Erdölrendite hatten -
noch immer im Vorteil wähnte, geriet 
schnell in eine soziale Katastrophe. Sie 
wurde besonders deutlich am Zu­
·sarnmenbruch der öffentlichen Solidar­
systeme wie z.B. des Gesundheitswe­
sens. Die bislang jedem algerischen 
Bürger offenstehende Möglichkeit, eine 
im Lande selbst noch nicht kurierbare 
Krankheit in Frankreich behandeln zu 
lassen, entfiel von einem Tag 
deren, ohne daß das eigene 
heitssystem noch weiterentwicke , . 

'r,.: 

den konnte. Heute fehlen nichi 'nur 
Ausrüstungen, sondern auch Medika­
mente aller Art. 

In der Situation der Stagnation und 
schließlich des dramatischen wirt­
schaftlichen Niedergangs übernahmen 
die Moscheen teilweise die Versorgung 
der Ärmsten. Sie wurden von Geldern 
aus Saudi-Arabien und Kuweit unter­
stützt - ausgerechnet von den Ländern, 
die im Interesse des Westens für das 
Aufbrechen des Preiskartells der OPEC 
verantwortlich waren. Um die 'ideolo­
gische' Eroberung der Moscheen liefer­
ten sich die sunnitischen Golfstaaten 
und der schiitische Iran einen - von der 
internationalen Öffentlichkeit bislang 
kaum wahrgenommenen - eigenartigen 
Wettbewerb. Der iranische, aber auch 
der afghanische Schiismus konnte bei 
den sunnitischen Algeriern sowohl seit 
der iranischen Revolution - die als anti­
imperialistisch verstanden wurde - als 
auch nach dem Golfkrieg erheblich an 
Terrain gewinnen. Auch von hier gin­
gen antidemokratische und totalitäre 
Impulse aus. 

Wenn heute in Algerien der Islamis­
mus - d.h. der poliiisierte Islam - für 
einen großen Teil der Bevölkerung als 
einziger Weg zur Herstellung von 
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gesellschaftlicher Gerechtigkeit angese­
hen wird, so muß zunächst einmal ge­
sagt werden, daß das ähnlich wie in den 
Länder des Ostblocks strukturierte poli­
tische System der FLN-Herrschaft die 
politische Formierung jeglicher Oppo­
sition in Parteien oder auch in den Me­
dien verhindert hat. Die Situation muß 
sogar als noch dramatischer als im Ost­
block bezeichnet werden, weil die FLN 
sogar auch weitgehend auf den Bau von 
Kulturhäusern und Jugendclubs ver­
zichtet hatte. Allein die Gründung reli­
giöser Assoziationen war ,. zugelassen. 
Und so konnte sich Opposition nur hin­
ter den Mauem der Gotteshäuser arti­
kulieren. Deren Attraktivität wuchs na­
türlich auch mit ihrer zunehmenden 
Bedeutung als Sozialzentren. 

Im Oktober 1988 kam es zunächst in 
Algier, später auch in anderen Landes­
teilen zu schweren Unruhen, die zu­
nächst von Jugendlieben ausgingen, 
dann aber auch von Streiks der Arbei­
tenden begleitet waren. In den Ausein­
andersetzungen mit der Armee sollten 
500 Menschen ums Leben kommen. 

Die Demonstrationen forderten 
nachdrücklich bessere Lebensperspek­
tiven. Ihr Protest formulierte sich zu­
nächst ausschließlich in sozialen Di­
mensionen. Die politische Instrumen­
talisierung der sozialen Unzufrieden­
heit gelang dem Islantismus erst später. 
Der Islamismus ist nicht primär als eine 
Bewegung gegen die Modeme zu be­
greifen, sondern als eine Bewegung 
derjenigen, die bislang von der Moder­
ne nicht profitieren konnten. So sehr 
der Islamismus auch verbal an ein ro­
mantisches Bild islamischer Geschichte 
anzuknüpfen sucht, in der Realität ver­
langen noch nicht einmal seine rigoro­
sesten Verfechter jene Wohn- und Le­
bensstrukturen zurück, die.die alten Fa­
milien- und Stammessolidaritäten er­
möglicht hatten. Auch junge Islamisten 
träumen heutzutage davon, eine Woh­
nung für eine Kleinfamilie zu beziehen 
und über individuelle Mobilität zu ver­
fügen - worunter auch in Algerien der 
Besitz eines Autos verstanden wird. 

Da das Regime 1988 nicht über die 
Mittel verfügte, um die Lebensbedin­
gungen zu verbessern, versuchte die 
FLN die Flucht nach vom, indem sie 
Demokratisierung, d.h. die Einführung . 
eines Mehrparteiensystems und der 
Medienfreiheit konzidicrte. In wenigen 
Monaten entstanden über fünfzig 
Parteien und unzählige Assoziationen 
sowie eine bis heute beeindruckende 

40 

demokratische Presse. Auch meldeten 
sich erstmals die vom Totalitarismus 
der FLN unterdrückten sprachlichen 
Minderheiten der Berber mit eigenen 
Parteien und Assoziationen zu Worte. 

Auch junge Islamisten 
träumen heutzutage 
davon, eine Wohnung 
für eine Kleinfamilie zu 
beziehen und über indi­
viduelle Mobilität zu 
verfügen. 

Obwohl auch in der neuen Verfas­
sung der Islam als Staatsreligion festge­
schrieben und seine politische Monopo­
lisierung durch eine Partei untersagt 
ist, wurde schon wenige Monate nach 
der Demokratisierung die islamische 
Heilsfront zugelassen, die sich in iltrem 
Programmentwurf selbst als .alleinigen 
Verweser der Werte des Islam" in Al­
gerien präsentierte. Geführt wurde die 
FIS (Front Islamique du Salut) von Ma­
dani Abassi, einem ehemaligen Funk­
tionär des islamistischen Flügels der 
FLN, und von Ali Belhadj, der aus der 
islantistischen Jugendbewegung der 
achtziger Jahre hervorging. Beide 
erklärten die Errichtung eines auf den 
Prinzipien der Scharia basierenden isla­
mischen Staates - auch Kalifat genannt 
- als Ziel. War Abassi durch seine 
FLN-Vergangenheit schon antidemo­
kratisch geprägt, so erklärte Belhadj 
die Demokratie deshalb für unis­
lamisch, weil der Begriff im Koran 
nicht vorkomme (in der Bibel kommt er 
bekanntlich ebenfalls nicht vor.) 

·wenn der arbeitende Teil der algeri­
schen Bevölkerung - aus der konkreten 
Erfahrung in der modernen Arbeitswelt 
heraus - partizipative Strukruren und 
Institutionen errichten will, so vertraut 
ein großer Teil der bislang marginali­
sierten Menschen noch einmal darauf, 
daß Personen, die behaupten, den wah­
ren Islam zu vertreten, endlich 
Gerechtigkeit schaffen könnten. Struk­
turell setzt sich hier noch einmal das to­
talitäre Prinzip der Einparteienherr­
schaft durch. Für die Bewohner der 
Wellblechsiedlungen stellt die vom ls­
lamismus proklamierte Rückkehr zu 
autoritären und patriarchalen Struktu­
ren noch keine Problematik dar. Der 
allgemein niedrig gebliebene Bildungs­
stand tut sein übriges. Die An-

hängerschaft der Heilsfront hatte nicht 
registriert, daß deren ökonomisches 
Programm mit dem der FLN praktisch 
identisch war: der Westen sollte kultu­
rell bekämpft werden, aber Wirt­
schaftspartner bleiben. 

Paradoxerweise kam es in der Phase 
der Demokratisierung zunächst zum 
spektakulären Anstieg der Gewalt ge­
gen Frauen, die in den Augen der 
Islamisten nicht den Anforderungen is­
lamischer Lebensweise entsprachen. 
1989/90 wurden in verschiedenen Lan­
desteilen immer wieder Brandanschlä­
ge gegen Frauen gemeldet. Diese Ge­
walt gegen Frauen wurde zwar durch 
den nun offizialisierten islamistischen 
Diskurs angeheizt. Man muß sich aber 
darüber im klaren sein, daß auch der 
Frauenhaß bei den jugendlichen Akteu­
ren letztlich nicht auf diesbezügliche 
Koranverse zurückgeführt werden 
kann. Jene alltägliche Gewalt, die die 
islamistischen Jugendlieben gegen die 
von ihren Führern deklarierten 'Haupt­
feinde Kommunismus, Kapitalismus 
und Zionismus' nicht einsetzen können, 
wendet sich vor allem deshalb gegen 
die Frauen, weil sie als Kon­
kurrentinnen der Männer auf dem Ar­
beitsmarkt erscheinen. Und das, ob­
wohl in Algerien nur jede I 00. Frau ei­
nen Erwerbsarbeitsplatz 'besetzt'! Für 
arbeitslose Jugendliebe - und von die­
sem Schicksal sind seit Jahren mehr als 
zwei Drittel betroffen - gibt es keine 
Aussicht auf Wohnung und Ebeschlie­
ßung. Weil es auch keine billige 
Prostitution gibt, bleiben die Frauen für 
viele unerreichbar. Daher stellt die un­
verschleierte Frau in der Öffentlichkeit 
tatsächlich eine Herausforderung für 
diesen großen Teil der Jugendlieben 
dar. Sexuelle Frustration schlägt be­
kanntlich leicht in Haß und Gewalt um. 

Die Heilsfront gewann 1990 mit 
überwältigender Mehrheit die ersten 
freien Kommunalwahlen und Ende 
1991 auch die Parlamentswahlen, wäh­
rend die demokratischen Parteien eine 
zu starke Zersplitterung aufwiesen. 
Dies ist' freilich kein Wunder - weil sie 
sich während der Einparteienherrschaft 
nicht in der Öffentlichkeit artikulieren, 
geschweige denn organisieren durften, 
während die Islantisten sich relativ frei 
in den Moscheen organisieren und um 
Anhängerschaft werben konnten. Die 
FLN gelangte in den Wahlen nur in die 
dritte Position, in zweiter Position lag 
die besonders in der Kabylei verwur­
zelte sozialdemokratisch orientierte 
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FFS (Front de Forces Socialistes), die 
mittlerweile Mitglied der Sozialisti­
schen Internationale ist. Sie tritt für die 
Anerkennung der Berbersprachen, die 
konsequente Gleichberechtigung der · 
Geschlechter und eine gemischte Wirt­
schaftsform ein. 

islamistische Gewalt 
und die Gewalt des 
Staates in Form von 
Razzien und zahlrei­
chen Todesurteilen sind 
zu einer Terrorspirale 
geworden, deren Ende 
nicht absehbar ist. 

Obwohl die Anzahl der Stimmen für 
die Heilsfront im Vergleich zur Kom­
munalwahl von 4 auf 3 Millionen gesun­
ken war, schien ihr die absolute Mehr­
heit im zweiten Wahlgang sicher. Die -
in der Vergangenheit engstens mit dem 
FLN-Regime verbundene - Armee ver­
hängte wenige Tage vor diesem zweiten 
Wahlgang den Ausnahmezustand. Zu­
nächst setzte die 'demokratische' Frak­
tion der Armee den aus dem Exil zu­
rückgekehrten integeren Politiker Mo­
hamed Boudiaf ein. Er verbot die Heils­
front, ließ aber zugleich keinen Zweifel 
offen, daß er auch die FLN entmachten 
wollte und bereitete Prozesse gegen iltre 
korrupten Führungskader vor. Dies war 
möglicherweise die Ursache seiner - of­
fiziell bis heute ungeklärten - Ermor­
dung im Juli 1991. Danach übemahrnen 
- im Auftrage des anderenArmeeflügels 
- altgediente FLN-Kader die Führung 
der Regierung. 

Da die Islamisten sich nur wider­
strebend der Wahl gestellt hatten - für 
Ali Belhadj war der Wahlvorgang selbst 
auch unislamisch - und nie einen Zwei­
fel daran gelassen· hatten, daß sie die 
Macht mit jedem Mittel erringen woll­
ten, stellte die Organisation einer isla­
mistischen Guerilla eigentlich keine 
Überraschung dar, nachdem die Partei 
verboten war. Der KonfJikt weitete sich 
nur deshalb nicht sofort zum Flächen­
brand aus, weil es keine ausländischen 
Mächte gab, die daran interessiert wa­
ren. Seit dem Golfkrieg erhalten die Is­
lamisten keine Zuwendungen mehr aus 
dieser Region, dafür sind die Bezie­
hungen zum Iran stärker geworden. Die 
direkten Nachbarn Marokko und Tune-

sien wünschen dagegen keine Errich­
tung eines Kalifats in Algerien. 

Obwohl die islamistische Guerilla 
also weitgehend auf iltre eigenen Kräfte 
angewiesen zu sein scheint, ist es ihr 
gelungen, das Land zu 'libanisieren'. 
islamistische Gewalt und die Gewalt 
des Staates in Form von Razzien und 
zahlreichen Todesurteilen sind zu einer 
Terrorspirale geworden, deren Ende 
nicht absehbar ist. Während 1991 und 
1992 von den Islarnisten'vor allem Ar­
meeangehörige, Polizisten, Gendarmen 
und deren Familienangehörige - darun­
ter auch Kinder - getötet wurden, sind 
seit dem Frühjahr diesen Jahres auch 
zahlreiche Attentate auf demokratisch 
engagierte Intellektuelle - Künstler, 
Journalisten, Gewerkschafter und Ärz­
te - verübt worden, die teilweise schon 
jahrzehntelang für die Demokratisie­
rung gekämpft hatten. Wie auch im Fall 
Boudiaf sind die Hintergründe dieser 
Morde nicht eindeutig geklärt: teilwei­
se werden die Islamisten, teilweise der 

. traditionelle, selbst zum Islamismus 
neigende Flügel der FLN als verant­
wortlich angesehen. Sowohl für die To­
ten als auch für die unter entsetzlicher 
Bedrohung lebende demokratische Öf­
fentlichkeit ist die Frage wenig rele­
vant, welche islamistischen Kräfte kon­
kret hinter den Attentaten stehen. Deut­
lich ist, daß es sich um einen großange­
legten Versuch handelt, noch einmal 
die Stimme der Kultur und des öffentli­
chen . Dialogs zu ersticken - den ins­
besondere die Presse bis beute aufrecht 
erhält. Wie sehr diese demokratische 
Presse eingezwängt ist zwischen dem 
neuen Islamismus und dem alten, ver­
kappten lslamismus der Relikte der 
FLN-Herrschaft, zeigt das Beispiel des 
Chefredakteurs von 'EI Watan', Bel­
houcbet, der im Frühjahr nur um Haa­
resbreite einem islamistischen Attentat 
entging und nun wegen einer jour­
nalistischen Unbotmäßigkeit von der 
offiziellen Justiz zu eineinhalb Jahren 
Gefängnis verurteilt wurde. 

Im Sommer diesen Jahres trat der 
Kampf der islamistischen Guerilla in 
eine neue Phase ein: zunächst wurden 
großangelegte Akte der Wirtschaftssa­
botage verübt - mehrere Betriebe 
brannten nieder. Im August schließlich 
wurden mehrere ausländische Wirt­
schaftskcioperanten entführt und ermor­
det - und das, obwohl sich Ausländer in 
Algerien bislang durchaus· der Freund­
lichkeit der Bevölkerung sicher sein 
konnten. Erklärtes Ziel der islantisti-

sehen Guerilla ist es, die Ausreise aller 
Ausländer zu erzwingen, womit die auf 
Kooperation angewiesene algerische 
Wirtschaft empfindlich getroffen wür­
de. Die Tötung bzw. Entführung von 
Ausländern soll die Regierung offen­
sichtlich unter internationalen Druck 
setzen und schließlich zur Machtüber­
gabe an die Wahlsieger von 1991 bewe­
gen. Freilich ist unklar, ob die illegale 
FIS die Guerilla überhaupt kontrolliert, 
ob hier nicht noch radikalere Kräfte die 
Oberhand gewonnen haben. 

Eine Lösung der immer 
weiter eskalierenden 
Probleme könnte nur 
auf der Grundlage wirt­
schaftlicher Erholung 
zustandekommen. 

Äus diesem Grunde kam es auch zu 
keinem Erfolg der Ende Januar· 1994 
einberufenen nationalen Versöhnungs­
konferenz. Die Guerilla bedrohte ver­
handlungsbereite Islamisten mit;'~ 

~~:-~::::~~~ ~o~~e%~sc~-)i 
fern, weil sie von ihr nur einen 81dkle­
mokratischen Kompromiß zwischen 
Militär und Islamisten erwarteten. Die 
Konferenz nicht wenigstens als Platt­
form zur Darlegung eigener Perspekti­
ven genutzt zu haben, scheint mir aber 
ein Fehler insbesondere der FFS gewe­
sen zu sein. 

Eine Lösung der immer weiter eska­
lierenden Probleme könnte nur auf der 
Grundlage wirtschaftlicher Erholung zu­
standekommen, mit der Überwindung 
des unerträglichen Gegensatzes zwi­
schen Arbeitenden und Nichtarbeiten­
den. Es ist falsch, die ersteren en bloc 
als 'Privilegierte' aufzufassen: der Le­
bensstandard der allermeisten Arbei­
tenden liegt weit unter dem mittleren 
Lebensniveau von Europäern und Ame­
rikanern. Gerechtigkeit kann nicht ge­
schaffen werden, indem ihnen noch et­
was weggenommen wird. Mittelfristig 
könnte Algerien-wievielenanderenLän­
dem auch - nur die Entschuldung und 
eine gerechtere Weltwirtschaftsord­
nung helfen. Darüber hinaus ist eine er­
folgreiche Rekonstruktion der Wirt­
schaft und des Sozialssystems nur mit 
partizipativen Organisationsformen der 
Bürger denkbar. 
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"Während der Häutung 
ist die Schlange blind" 

Frankreichs Linke im Umbruch 

Dieser Satz von Ernst Jünger, den 
Anicet LePors, ehemaliger Mi­
nister unter Mauroy 1981 und 

PCF-Dissident, als Titel seines aktuel­
len Buches gewählt hat, beschreibt sehr 
treffend die Situation der politischen 
Linken in Frankreich. Alle ihre politi­
schen Formationen befinden sich in ei­
ner Umbruchphase und die 'Trauerar­
beit' nach den März-Wahlen 1993, in 
denen die Wähler die alte politische Lin­
ke zu Grabe getragen haben, ist noch 
nicht beendet. 

Die sozialistische Partei hat die .Zer­
reißprobe des Führungswechsels nach 
der Wahl überstanden und die neue 
Mehrheit von Rocard, der Strömung der 
Freunde Jospins und der Gauche Socia­
liste hat sich stabilisieren können. Auf 
dem außerordentlichen Parteitag im 
Sommer 1993 hat die Parteibasis die 
Rednerpulte im Sturm erobert. Ein 
Wind erfrischender Selbstkritik wehte 
durch das Kongreßgebäude und die Ver­
treter der ehemaligen Regierungskreise 
der PS waren so gut wie unsichtbar. Der 
Wille zum politischen Neuaufbau kam 
zum Ausdruck. Der reguläre Parteitag 
im Herbst lief dann schon etwas tradi­
tioneller ab, ganz so als ob das neue 
Führungsteam Angst vor der eigenen 
Courage bekommen hätte. 

Die PCF hat inzwischen das Kunst­
stück fertiggebracht, endlich die Wach­
ablösung Marchais zu vollziehen, ohne 
sich grundlegend zu erneuern. Sein 
Schatten verdunkelte selbst die Ent­
scheidungen des Wandels. So wurde der 
(un-) demokratische Zentralismus über 
Bord geworfen, nicht etwa nach einer 
kollektiven Entscheidung des ZK, son­
dern nach einer 'persönlichen' Stel­
lungnahme von Marchais. Und so war 
es auch Marchais und nicht die Partei­
instanzen, der seinen eigenen Nachfol­
ger designiert hat. Robert Hue, der neue 
Bundesvorsitzende, war bisher eine 
graue Parteimaus. Er wird nie mehr die 
Legitimität seines Vorgängers haben. 
Die Enttäuschung sehr vieler KP-An-
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Malte Martin, Redakteur der Zeitschrift 
·<Mmocratiel· 

hänger nach dem 28. Kongreß im Janu­
ar war groß. Aber der aufreizend lang­
same Rythmus der Häutung der franzö­
sischen KP heißt nicht, daß der Prozeß 
abgeschlossen ist. 

Eine mächtige soziale 
Bewegung ... 

. Man könnte glauben, daß Balladur in 
dieser Situation unangetastet bleiben 
würde. Bis Anfang 94 nährte sein Hö­
henflug in den Meinungsumfragen. so­
gar das Gerücht, er könnte die 
Präsidentschaftkandidatur anstelle sei­
nes Parteivorsitzenden Chirac anstre­
ben. Aber die sozialen Realitäten sind 
letztendlich hartnäckiger als Umfragein­
stitute. Im Herbst 1993 wird ein Entlas­
sungsplan bei der staatlichen Fluggesell­
schaft 'Air France' angekündigt. Eine 
Streikbewegung entfaltet sich wie ein 
Lauffeuer in der Belegschaft. Balladur 
zieht den Plan zurück. Noch beherrscht 
er sein Szenario: in einem geschickten 
Schachzug ersetzt er die alte Direktion 
durch M. Blanc, einen Freund Rocards, 
der nun die Gesellschaft sanieren soll ... 

Doch seine Abgeordneten und Mini­
ster werden ungeduldig. Ein Gesetz, das 
die öffentlichen Gelder für die katholi­
schen Privatschulen noch weiter er­
höhen will, bringt das Faß zum überlau­
fen. Am 16. Januar fordern eine Million 
Menschen die Rücknahme des Gesetzes 
und mehr Mittel für die öffentlichen 
Schulen in der größten Demonstration 
der letzten 10 Jahre. 

Wie ist dies zu erklären, nur acht 
Monate nach dem linken Wahldebakel 
von März 1993? Die Rechte in Frank­
reich hat ihren Wahlsieg nicht durch die 
Attraktivität ihres Programmes errun­
gen, sondern durch das Versagen der 
Linken, vor allem ihrer negativen sozia­
len Bilanz (vgl. den Artikel von Malte 
Martin in spw 72). Diese Protestwelle 
zeigt auch, daß die Vitalität und Kampf­
kraft der sozialen Bewegungen seit über 
10 Jahren durch die Regierungsdisziplin 
gefesselt war, aber - wenn auch 
angeschlagen- intakt geblieben ist. 

von Malle Manin* 

Die darüber hinausgehende gesell­
schaftliche Bedeutung dieser Bewegung 
hat M. Colombani, Chefredakteur von 
'Le Monde', in einem Leitartikel .am 
17. Januar zusammengefaßt. Für ihn ist 
dies der Ausdruck der zu Ende gehen­
den Periode der Reaganomics, die die 
80ziger Jahre bis heute dominiert ha­
ben. Die Förderung der Privatschulen 
als Symbol des Individualismus und 
Wirtschaftsliberalismus war in Frank­
reich von 1984 zugleich das Symbol der 
Akzeptanz dieser Konzeptionen durch 
die damalige PS-Regierung. Die Vertei­
digung des öffentlichen Bildungssy­
stems, als Symbol der verloren geglaub­
ten Werte der Solidarität und der Ver­
antwortung des Staates in der Krise, ist 
eine der tiefen Grundmotivationen die­
ser Protestwelle, die heute eine ge­
sellschaftliche Gruppe nach der anderen 
erreicht. 

... ohne politischen 
Ausdruck 

Dabei haben die Demonstranten 
nicht die vorangegangene Politik 'ihrer' 
Regierung vergessen. Viele Transpa­
rente forderten zugleich die Rücknahme 
der neuen und alten Gesetze zur Finan­
zierung der katholischen Privatschulen, 
die zum Beispiel Lang als sozialistischer 
Kultusminister erlassen hatte. Es besteht 
also heute noch eine tiefe Kluft zwischen 
den mächtigen sozialen Protestbewe­
gungen und vor allem der sozialistischen 
Partei, die erklärt, warum diese Tendenz 
sich vorläufig nur beschränkt auf Wahl­
ebene ausdrücken kann (Nachwahl eines 
sozialistischen Abgeordneten in Paris, 
aber bei 70% (!) Wahlenthaltung). 

und die 
alternative Linke ... 

Dieses tiefe Mißtrauen zwischen den 
Akteuren der sozialen Bewegungen und 
ihrer politischen Repräsentation lastet 
aber auch auf allen anderen Forma­
tionen der Linken einschließlich der 
Grünen. Nur auf gewerkschaftlicher 
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Ebene hat die Neustrukturierung des 
progressiven Lagers und das Aufstreben 
der sozialen Bewegungen einen ersten 

· Ausdruck finden können. So ist der 
neue Verband der Lehrer­
gewerkschaften FSU nach seinem 
Anschluß aus der traditionellen FEN bei 
den Gewerkschaftswahlen zum weitaus 
stärksten Verband geworden. Die Wah­
len waren ein regelrechter Strafzettel 
für die alte Gewerkschaftsführung, die 
das Symbol der Stillhaltepolitik unter 
der ihr nahestehende PS-Regierung 
war, und das klare Mandat an den neuen 
Verband, eine offensive Interessenver­
tretung zu betreiben. 

... ohne Zentrum. 
Aber auf politischer Ebene konnte 

keiner der drei Hauptkomponenten der 
alternativen Linken bisher zu einem sol­
chen Pol werden. Die Mouvement des 
Citoyens von Jean-Pierre Chevi:nement 
hat mit ihrem Gründungskongreß den 
Schritt . von der ehemaligen PS-Strö­
mung zur autonomen politischen For­
mation vollzogen, ohne sich dabei mit 
anderen Elementen der kritischen Lin­
ken verbinden zu können. 

Die Grünen sind nach dem geschei­
terten Durchbruch bei den Märzwahlen 
in eine Periode andauernder innerpartei­
licher Kämpfe eingetreten. Dieser Klä­
rungsprozeß führte zwar zu einem fakti­
schen Führungswechsel von Waechter 
zu V oynet und damit erstmals zu einer 
klareren Positionierung der Grünen im 
progressiven Lager (bisher galt das Po­
stulat 'weder rechts noch links'). Aber 
die neue Mehrheit ist noch zu zerbrech­
lich, um eine gemeinsame Liste mit den 
anderen Formationen der alternativen 
Linken zu wagen und damit Waechter 
den Vorwand zu liefern, mit den Resten 
von Lalondes 'Generation Ecologie' ei­
nen konkurrierenden Ökopol formen zu 
können. 

'Refondations', die Gruppierung der 
Reforrnkommunisten um Charles Fiter­
man, hat den Vorschlag gemacht, eine 
gemeinsame Liste zu bilden auf der Ba­
sis eines programatischen Textes, der 
ausgehend vom gemeisamen Engage­
ment für ein linkes Nein zu Maastricht 
die Perspektive einer 'neuen Europäi­
schen Union' skizziert. Die Liste würde 
sich aus einem Viertel Grünen, einem 
Viertel Reformkommunisten, einem 
Viertel PS-Dissidenten, d. h. Mouve­
ment des Citoyens, und einem Viertel 
Persönlichkeiten der anderen politischen 

Strömungen und Vertreter der sozialen 
Bewegungen bestehen. Auf dem Papier 
sind alle für eine gemeinsame Liste, 
aber trotz der einheitlichen Ablehnung 
der Maastrichter Logik gibt es grundle­
gende inhaltliche Differenzen. Die Grü­
nen und die Freunde Fiterrnans fürchten 
eine von Chevi:nement domini.erte Eu­
ropawahlkampagne, die den Akzent auf 
das Nein zu Maastricht und zur Euro­
päischen Union setzt .. Gegen diese zu 
nationale Antwort auf die verfehlte Eu­
ropapolitik wollen sie die Betonung auf 
das Engagement für ein anderes, sozia­
les Europa legen. 

Die Verhandlungen um diese Liste 
sind also momentan an einem toten 
Punkt angelangt, eingezwängt zwischen 
dem Willen der verschiedenen neuen 
Strömungen, ihre eigene politische 
Identität zu behaupten, und der pragma­
t_ischen Notwendigkeit, ihr politisches 
Uberleben zu sichern. Denn mit Ergeb­
nissen unter 4 % würde der dritte Weg 
sich zu einem Trampelpfad verengen. 

Konferenzen für den 
sozialen Umbau 

Zur gleichen Zeit hat die PS die In­
itiative ergriffen, die gesamte politische 
Linke zu einer Serie von Konferenzen 
einzuladen, die die inhaltliche Erneue­
rung des progressiven Lagers definieren 
sollen (Assises pour la transformation 
sociale). Die Veranstaltung, die zu An­
fang den Beigeschmack eines etwas ste­
rilen Gipfeltreffens der Linken hatte, 
mußte durch die Demonstration des 16. 
Januar den Hoffnungen einer realen so­
zialen Bewegung antworten. Außer dem 
Mouvement des Citoyens war die ge­
samte politische Linke einschließlich al­
ler KP-Strömungen und der progressive 
Flügel der Grünen anwesend, wichtige 
Gewerkschafter und Vertreter der de­
mokratischen Vereinigungen. 

Der Horizont der 
Präsidentschaftswahlen 

Noch ist keine politische Achse er­
sichtlich, die eine gemeinsame Dyna­
mik am Horizont des Präsident­
schaftswahlen von 1995 erkennen läßt. 
Aber die politischen Eckdaten verschie­
ben sich im Prinzip zugunsten einer Be­
wegung nach links - ebenso wie in einer 
Reihe anderer europäischer Länder. Die 
politische Rechte in Frankreich könnte 
sich wieder mal uin ihren Kandidaten 
spalten. Balladur hat nach der Protest-
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welle von Januar auf Februar fast 10 
Prozentpunkte verloren. Reagonomics 
und liberale Revolution haben ihre An­
ziehungskraft verloren. 

Aber sind die Parteien der politi­
schen Linken in Europa schon fähig den 
Bruch mit dem Wirtschaftsliberalismus 
zu vollziehen und Träger eines neuen 
sozialen Projekts zu sein? Ist der politi­
sche Mut vorhanden, sich wieder auf 
die Vitalität sozialer Bewegungen zu 
stützen und nicht nur darauf zu surfen? 
Bewegungen, die im Bruch mit den 
schmerzlichen Regierungserfahrungen 
der Dekade des triumphierenden Wirt­
schaftsliberalismus stehen, die zu­
mindest in Frankreich auch ntit der Ära 
der sozialdemokratischen Regierungen 
identifiziert werden. 

Ein Teil der Rechten um Pasqua und 
auch Chirac hat dies verstanden und 
versucht Abschied zu nehmen ,;,on der 
Vergötterung des Monetarismus. Es 
wäre ein schlechter Witz, wenn nur 
noch die Enkel der europäischen Sozial­
demokratien diese Tendenzwende nicht 
wahrnähmen oder als 'archaisches" 
Festhalten am Wohlfahrtsstaat ablehn­
ten und weiterhin versuchen wimlen, 
die Konzepte der japanischen odel\!iij' ~ 
rikanischen Managementsschule,,::;: jluf 
'links' zu übersetzen, 'lean proouc­
tion' und 'weniger Staat' zu predigen. 
Die Erfahrungen der Menschen in 
West- und nun auch in Osteuropa, daß 
gerade in Krisenzeiten nur die Reichen 
sich einen schwachen Staat erlauben 
können, wertet die Tradition des Sozial­
staats wieder auf. Die europäische Sozi­
aldemokratie könnte wieder zu einem 
offensiven Pol eines gesellschaftlichen 
Projekts werden, das den Anspruch hat, 
die Elemente der europäischen Sozial­
staaten - Sozialgesetzgebung, öffent­
liche Dienste, Eingriffe der öffentlichen 
Hand in die Marktmechanismen zum 
Schutz sozialer und ökologischer Inter­
essen, öffentliches Bildungs- und Ge­
sundheitssystems - auf ein kontinentales 
Niveau zu heben. 

Für die französische Linke bleibt 
nicht viel Zeit. Die Europawahlen wer­
den eine erste Vorentscheidung über 
ihre Fähigkeit sein, wieder Hoffnungs­
träger für 1995 zu werden. Dies wird 
auch von der Entwicklung in den ande­
ren europäischen Ländern, im besonde­
ren vom deutschen Wahljahr '94 und 
von Italien, abhängen. Eine Konferenz 
für den sozialen UmbaQ Europas könnte 
damit vielleicht auf der Tagesordnung 
stehen. 
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Anläßlich des 75. Jahrestags der Ermordung von Karl üebknecht und Rosa Luxemburg führte die spw zusammen mit den Jusos eine 
Ver1111Staltung am 15.01.1994 in Berlin dJ.lrch, auf der Prof. Anneües Laschitza und Prof. Oskar Negt, die sich mehrere Jahn.ehnte in .öst­
lichen" und • westlichen• Kontext vor allem mit Rosa Luxemburg beschäftigt hatten, vor etwa 100 Teilnehmerinnen referierten. Wir doku­
mentieren einen Text von Annelies Laschitza, der Kernaussagen ihres RejeraJs absteckt, und haben Oskar Negt wn einen Beitrag in einer 
der kommenden Ausgaben gebe_ten. Do_ch zunächst drucke_n wir die - wie wir meinen - bemerkenswerte Begrüßung, die Monika Buttgereit 
als stellvertretende Landesvorsitzende im Namen der Berliner SPD auf der Veranstaltung gesprochen hat. Die spw-Redaktion 

Zum 75. Todestag von Rosa und Karl 

V or 75 Jahren verlor die soziali­
stische Bewegung jn Deutsch­
land zwei herausragende politi­

sche Persönlichkeiten. Der Mord an 
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 
war das letzte Mittel, zu dem die Reste 
der kaiserlichen Soldateska griffen, um 
ihre Macht zu restaurieren und die ver­
haßte Linke zu treffen. Es war auch der 
Beginn einer langen Reihe von politi­
schen Morden, mit denen die fort­
schrittlichen Kräfte in Deutschland 
mundtot gemacht werden sollten. 

Die SPD hatte Karl und Rosa schon 
vorher verloren. Die Trennung von der 
SPD war die Konsequenz unüberbrück­
barer Differenzen über den einzuschla­
genden politischen Weg der deutschen 
Sozialdemokratie, sowohl in theoreti­
schen als auch in praktischen Fragen. 
Es waren noch Zeiten, in denen in der 
SPD über theoretische Probleme auf 
hohem Niveau gestritten wurde. Zei­
ten, an die wir uns gerade heute erin­
nern sollten! 

Sind die Fragestellungen der dama­
ligen Zeit, ist die Revisionismusdebatte 
für die heutige Zeit nur noch von histo­
rischem Interesse? 

Wie lautete eine Frage von Rosa Lu­
xemburg in ihrer Schrift 'Sozialreform 
oder Revolution': .Entweder hat der 
Revisionismus in Bezug auf den Gang 
der kapitalistischen Entwicklung recht, 
dann verwandelt sich die sozialistische 
Umgestaltung in eine Utopie, oder So­
zialismus ist .keine Utopie, dann muß 
aber die Theorie der 'Anpassungsmit­
tel' nicht stichhaltig sein. Das ist die 
Frage.• Diese Sätze wurden vor knapp 
100 Jahren (1898 in der Leipziger 
Volkszeitung) geschrieben. Wer kann 
die damalige Frage heute abschließend 
beantworten? 

Zwei Weltkriege, die Weltwirt­
schaftskrise von 1929, die Nazi-Dikta­
tur, Hunger und Elend in unvorstell­
barem Ausmaß in der sog. 3. Welt; der 
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Kapitalismus von damals hat sich ge­
wandelt. Die Suche nach Alternativen 
bleibt dennoch bis heute moralisch wie 
ökonomisch gerechtfertigt und not­
wendig. 

Die • Westdeutschen", in bekannter 
Siegerstellung, haben das Bewußtsein, 
in der Konkurrenz der Systeme gesiegt 
zu haben. Sollten sie nicht heute, an­
gesichts. der ökonomischen Entwick­
lung· auch in unserem Land, Zweifel 
bekommen? Reift nicht gerade jetzt 
weltweit eine kapitalistische Krise her­
an, deren Tragweite noch gar nicht 
absehbar ist? Wäre es nicht gerade 
heute nötig, eine theoretische Diskus­
sion in der SPD wiederzubeleben, um 
dem sich Pragmatismus nennenden, 
häufig ziellosen Dahintreiben sozialde­
mokratischer Politik zu begegnen? 

Wenn in diesem Land Grundgesetze 
mit Zustimmung der Sozialdemokratie 
geändert werden können, ist es Zeit für 
eine linke Offensive zur Wahrung der 
Grundwerte sozialdemokratischer Poli­
tik. 

Die Rosa-Zitate von der Freiheit der 
politisch Andersdenkenden dienten im 
Westen jahrelang dazu, dem real exi­
stierenden Sozialismus seine Deforma­
tionen nachzuweisen. So kam Rosa im 
Westen sogar noch auf eine Briefmarke 
der Deutschen Bundespost. Heute 
scheint sie als Namensgeberin für eine 
Straße bei manchen Zeitgenossen in 
diesem Land nicht mehr tragbar zu 
sein. Jedenfalls steht sie - ebenso wie 
Clara Zetkin - auf einer Straßenumbe­
nennungsliste des Berliner Verkehrsse­
nators. 

Und wie steht es mit jenen, die in 
dem untergegangenen Realsozialismus, 
wenn es denn einer war, Rosa unter die 
Schablone Lenins legten und 
entsprechend zurechtschnitten? War 
Rosas Kritik an den russischen 
Sozialdemokraten und später an den 
Bolschewiki nicht unter dem ·heutigen 
Blickwinkel von beeindruckender Weit­
sicht? Angesichts der Misere der sozia­
listischen Erbschaft aus den .Errungen-

von Monika Buttgereit* 

schaften" des 1. Deutschen Arbeiter­
und Bauernstaates, wie er sich nannte, 
gewinnt das theoretische Erbe von Rosa 
Luxemburg ein anderes Gewicht. Ich 
glaube, man muß daran noch viel auf­
arbeiten. 

Und nun zu Karl Liebknecht. War­
um, frage ich mich, wird immer die be­
rühmte Rede von Otto Wels im Deut­
schen Reichstag angesichts der toben­
den Nazis als einziges Beispiel wirkli­
chen persönlichen Mutes angeführt, 
wenn Sozialdemokratinnen und Sozial­
demokraten auf der Suche nach morali­
schen Vorbildern in ihrer Geschichte 
sind? Ist nicht jenes Nein von Karl 
Liebknecht am 2. Dezember 1914 zu 
den Kriegskrediten, jene unvorstellbare 
Einsamkeit inmitten einer deutschnatio­
nal besoffenen Reichstagsmeute und ei­
ner schweigenden, in sich zerrissenen 
SPD-Fraktion, eine der Sternstunden 
der Linken gewesen, an die zu erinnern 
auch in der SPD Anlaß bestünde? Wäre 
nicht hierfür, um den Mut jener einzi­
gen Friedensstimme des Deutschen 
Reichtstags im Jahre 1914 zu ehren, ein 
Gedenkschild am Reichstag angemes­
sen? 

Als Soziademokratin weiß ich um 
das schwierige Verhältnis meiner Par­
tei zu Rosa und Karl. Wer hier aber nur 
das Trennende betont, wozu manch ei­
ner in meiner Partei neigt, der sei daran 
erinnert, daß auch Willy Brandt einmal 
die SPD verließ. Ich will diese Veran­
staltung über Rosa und Karl zum Anlaß 
nehmen, meine Genossinnen und Ge­
nossen aufzufordern, wachsam zu sein, 
damit die deutsche Sozialdemokratie in 
den kritischen Situationen der Zukunft 
aus ihren Fehlern von 1914 und 1933 
lernt'. Kritische Auseinandersetzung 
mit den eigenen Wurzeln tut not. Dazu 
gehören Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht ebenso wie Clara Zetkin, 
Karl Marx und Friedrich Engels. Eine 
offensive Auseinandersetzung mit unse­
rem geschichtlichen Erbe ist erforder­
lich. Am besten fangen wir gleich heute 
damit an. 
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Zum Platz der Massen 
im Demokratieverständnis 

Rosa Luxemburgs 

•• 

illr Rosa Luxemburgs Verhält-
s zu den Massen ist schon viel 

g schrieben und gestritten wor­
den. In den meisten Fällen geschah dies 
unter den Stichworten Massenstreik 
und Spontaneitätstheorie. An Einseitig­
keiten oder Fehlinterpretationen ihrer 
Texte fehlte es dabei nicht. 

Zu besonderer Kritik fordert die von 
Lenin herrührende und unter Stalins 
Einfluß dogmatisierte Verurteilung von 
Rosa Luxemburgs sogenannter Spon­
taneitätstheorie heraus. Sie diente vor­
rangig der theoretischen und histori­
schen Legitimierung des Führungs- und 
Machtanspruchs der Partei neuen Typs, 
über die behauptet wurde, daß sie allein 
in der Lage sei, Gesetzmäßigkeiten 
über die Entwicklnng der Gesellschaft 
zu erkennen und mit Hilfe der Massen 
im Klassenkampf durchzusetzen. Unter 
Verbundenheit mit den Massen wurde 
in der kommunistischen Bewegung und 
in den sozialistischen Ländern im Laufe 
der Zeit immer ausschließlicher und di­
rigistischer die Organisierung der Er­
ziehung und die Lenkung der Massen 
verstanden und praktiziert. Der Eigen­
ständigkeit von Erkenntnisvorgängen 
und Handlungsweisen unterschiedlicher 
Menschengruppen oder Massenbewe­
gungen wurde geringe Aufmerksamkeit 
gewidmet oder mit notorischer Skepsis 
begegnet. Die Partei erdachte, was die 
Massen denken sollten. Sie ernannte 
sich zum Fürsprecher der Massen. In 
dieser Hinsicht stimmte sie mit Rosa 
Luxemburg schon überein, denn Rosa 
Luxemburg setzte sich fortwährend da­
für ein, daß die proletarischen Parteien 
die Massen aufklären, orientieren und 
zum Kampf um ihre Emanzipation be­
fahigen. 

Die marxistisch-leninistische Par­
tei-, Staats- und Revolutionstheorie 

Prof. Dr. sc. Annelies Laschitza, Berlin. Es 
handelt sich bei dem Text um Auszüge aus 
einem Vortrag auf dem 1. Stiftungsfest des 
.Rosa-Luxemburg-Vereins e.V. Leipzig• am 
28.03.92, veröffentlicht in den Mitteilungen 
dieses Verein. Für Zwischenüberschriften ist 
die spw-Redaktion verantwortlich. 

aber ließ keinen Raum für wider­
spruchsvolle Ansichten einer Rosa 
Luxemburg über die Rolle elementarer 
bzw. spontaner Ausbrüche des Volks­
willens und die Unmöglichkeit, Mas­
senstreiks oder revolutionäre Volkser­
hebungen unabhängig· von objektiven 
Gegebenheiten willkürlich zu erzeugen 
oder gar generalstabsmäßig zu leiten. 
Rosa Luxemburgs Werke wurden mit 
der Elle des Leninismus gemessen. Am 
deutlichsten bezeugt das der distanzier­
te Umgang mit ihren Arbeiten .Organi­
sationsfragen der russischen Sozial­
demokratie" von 1904 und .Zur russi­
schen Revolution" von 1918. 

Das „Massen-Ich der 
Arbeiterklasse" als 

Subjekt der Geschichte 

Rosa Luxemburgs Aufsatz .Organi­
sationsfragen der russischen Sozialde­
mokratie" erfuhr auch in den Arbeiten 
von mir und Günter Radczun keine 
vollwertige Beachtung. Er wurde ein­
seitig aus den Blickwinkel der Lenin­
sehen Replik behandelt. Dabei hatten 
bereits Paul Frölich, Ossip K. Flecht­
heim, !ring Fetscher, J. P. Nett! und 
andere Luxemburgkenner auf den ori­
ginellen Wert dieser Arbeiten aufmerk­
sam gemacht. Immerhin ging es Rosa 
Luxemburg in ihrer Polemik mit Lenin 
darum, bei der russischen Partei­
gründung volkstümlerische, blanquisti­
sche und terroristische Tendenzen und 
Neigungen zu überwinden. Von Anfang 
ari sollte Kurs genommen werden auf 
die Entwicklung von Massenagitation 
und Massenorganisationen. (WERKE. 
Bd. 1/2. S. 433) Eine solche entschie­
dene Orientierung auf den Massencha­
rakter der Partei einzubringen, sah sie 
sich aus der Kombination von Erfah­
rungen der europäischen Arbeiterbe­
wegung veranlaßt. Denn Lenins Plan 
lief nach ihrer Ansicht zu sehr darauf 
hinaus, eine besonders straff organi­
sierte, streng zentralisierte und diszipli-

von Annelies Laschitza* 

nierte, eine in sich abgeschlossene Par-· 
tei einer kleinen Elite von Berufsrevo­
lutionären zu schaffen. Demgegenüber 
betonte Rosa Luxemburg, daß sich die 
Partei, wolle sie keine Sekte werden, 
sondern eine wirkliche Massen­
organisation, auf die .selbständige di­
rekte Aktion der Masse" (WERKE. 
Bd. 1/2. S. 427) konzentrieren müsse. 
Zwischen Partei und Masse dürfe keine 
Scheidewand aufgerichtet werden. Eine 
blinde Unterordnung unter eine 
Zentralgewalt, die allein für alle denkt 
und handelt, dürfe es nicht geben. Man 
hüte sich vor einem • Verschwörerko­
mitee im Namen eines nichtexistie­
renden 'Volkswillens'" (WERKE.:, Jld .. 

. ''"'"''·"J, 

1/2. S. 443), schrieb Rosa Lux~.,.1.1.·::~.­
Vielmehr müsse nach einer w··· · • -
vollen Verbindung zentraler, •ilti­
ver und autonomer Prinzipien bci'der 
Entwicklung von selbständiger Willens­
bildung und Tätigkeit gleichgesinnter, 
aufgeklärter und urteilsrahiger Men­
schen gesucht werden. Statt über ein 
ausgeklügeltes Statut Disziplin verord­
nen und Einmütigkeit erzwingen zu 
wollen, gelte es für streitbare demokra­
tische Meinungsbildung und freiwillige 
Selbstdisziplin zu sorgen. Gestaltendes 
Subjekt der Geschichte könne und dürfe 
nicht ein allmächtiges Zentralkomitee, 
sondern einzig und allen das .Massen­
Ich der Arbeiterklasse" (ebenda. S. 
444) sein. 

Das Thema .Massen im Demola,a­
tieverständnis" Rosa Luxemburgs dürf­
te also mindestens aus drei Gründen 
von Interesse sein: Erstens um einseiti­
ge Betrachtungen über die Auffassun­
gen Rosa Luxemburgs überwinden zu 
helfen. Das ist vor allem durch kriti­
sche Auseinandersetzung mit der 
Leninschen Polemik gegen· sie und mit 
der Verzerrung des Luxemburgschen 
Erbes durch Kampf gegen den .Lu­
xemburgismus • während der Bolsche­
wisierungsprozesse in der kommunisti­
schen Bewegung möglich, aber auch 
mit Verzeichnungen, die es in nicht­
marxistischer Literatur gab und gibt. 
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Zweitens sind hinsichtlich des Rea- Demokratie mit den Volksmassen zu 
gierens und der Beeinflußbarkeit der beeinträchtigen oder gar zu unterbre­
Massen in letzter Zeit sowohl in den eben. 
ehemaligen sozialistischen Ländern als Grundlagen und Prinzipien soziali­
auch in cien weltweiten Bewegungen für stischer Demokratie waren jedoch erst 
Frieden, Abrüstung, Umweltschutz, gegen Ende von Rosa Luxemburgs Le­
für Gleichstellung der Geschlechter und b_en ein zentraler Bezugspunkt ihrer 
Rassen und für den Schutz der Men- Uberlegungen. In ihrem Demo­
schemechte viele neue Fragen aufge- - kratieverständnis ging sie bekanntlich 
kommen, für deren Beantwortung Rosa von einer grundsätzlichen Unter­
Luxemburgs Überlegungen und Erfah- scheidung zwischen sozialistischer und 
rungen amegend sein dürften. bürgerlicher Demokratie aus. Im grö-

Dritten.s geht es darum, die Analyse ßeren Teil ihres Lebens ging es ihr -
der Luxemburgischen Auffassungen stets die sozialistische Demokratie als 
vom Gegenstand her sachlich um Ge- Ziel im Visier - um die Erringung bür­
sichtspunkte zu erweitern und pra- gerlich-demokratischer Verhältnisse 
xisbezogen zu problematisieren. und Freiheiten. An diesen fehlte es in 

Statt über ein aus­
geklügeltes Statut Dis­
ziplin verordnen und 
Einmütigkeit erzwingen 
zu wollen, gelte es für 
streitbare demokrati­
sche Meinungsbildung 
und freiwillige Selbst­
disziplin zu sorgen. 

Nach Rosa Luxemburg bedurfte es 
für Revolutionäre und Parteien der Ar­
beiterklasse, wie sie diese verstand, un­
bedingt des Vertrauens und der Verbin­
dung zu den Massen. Nur so könne der 
Pulsschlag des Lebens erfühlt und be­
einflußt werden. 

Rosa Luxemburgs Ziel war eine voll 
entfaltete Demokratie als eine echte 
Volksherrschaft, ohne die es keinen So­
zialismus geben könne. Bereits wäh­
rend des ersten Versuchs in Rußland 
1917 /1918 mußte sie jedoch beobach­
ten, daß es sich bei der Errichtung einer 
solchen Demokratie, die die Massen 
begeistern, ihre Initiativen fördern und 
sie befähigen soll, eine neue, die sozia­
listische Gesellschaftsordnung aufzu­
bauen, um die schwierigste Aufgabe in 
der bisherigen Weltgeschichte handelt. 
Für sie gäbe es kein Vorbild in der Ge­
schichte und kein Rezept in der Tasche 
und viele nicht voraussehbare Schwie­
rigkeiten. Um so wichtiger sei es da­
her, warnte Rosa Luxemburg, unter 
keinen Umständen durch Fehlentschei­
dungen oder diktatorische Maßnahmen 
den Blutkreislauf der sozialistischen 

ihrer vom zaristischen Rußland be­
herrschten polnischen Heimat gänzlich, 
und auch in Deutschland existierte noch 
keine demokratische Republik. Hier 
aber gab es in Gestalt der deutschen So­
zialdemokratie und der unter ihrem 
Einfluß stehenden Arbeiterorganisatio­
nen eine oppositionelle Massenbewe­
gung. An sie hatte sich Rosa Luxem­
burg, aus dem Schweizer Studenten­
und Emigrantendasein kommend, be­
wußt angeschlossen. Viele Luxemburg­
sehen Erkenntnisse und Erfahrungen 
gingen daher aus Disputen um Massen­
einfluß und Massenaktionen in der 
deutschen Sozialdemokratie hervor. 

Die Initiative und die Leitung von 
Volksbewegungen bestehe .nicht in 
dem Kommandieren aus freien Stülc­
ken, sondern in der möglichst geschick­
ten Anpassung an die Situation und 
möglichst engen Fühlung mit den Stim­
mungen der Massen." (WERKE Bd. 2. 
S. 132) Bereits 1906 schrieb sie hierzu 
weiter: .Jeder wirklich große Klassen­
kampf muß auf der Unterstützung und 
Mitwirkung der breitesten Massen be­
ruhen, und eine Strategie des Klas­
senkampfes, die nicht mit dieser Mit­
wirkung rechnet, die bloß auf die 
hübsch ausgeführten Märsche des ka­
sernierten kleinen Teils des Proletariats 
zugeschnitten wäre, ist im Voraus zum 
kläglichen Fiasko verurteilt.• (WERKE 
Bd. 2. s. 143) 

Rosa Luxemburg verstand sich den 
für sie lebenswichtigen Kontakt zu den 
Massen zu sichern lind Informationen 
über die jeweiligen Sorgen der Men­
schen einzuholen. "Wir stehen ain An­
fang einer Krise", erklärte sie z.B. auf 
dem sozialdemokratischen Parteitag 
1913, .die Arbeitslosigkeit wird immer 
größer, und da haben wir allen Anlaß, 
als weitblickende Politiker uns zu sa-

gen, .daß unsere Politik, unsere Taktik 
so gestaltet werden muß, daß wir die 
unvermeidliche Entmutigung und 
Verzweiflung, die in den Massen im­
mer in den Zeiten der Krise Platz 
greift, daß wir diese Gärung, diese Un­
zufriedenheit in das Bett einer zielkla­
ren Kampfstimmung leiten und nicht in 
eine dumpfe Stagnation ausarten las­
sen." (WERKE. Bd. 3. S. 333.) 

Rosa Luxemburg ging es in den von 
ihr befürworteten Massenkämpfen 
nicht nur um das Kampfmittel .politi­
scher Massenstreik". Ihr ging es auch 
nicht nur um das Sammeln von Erfah­
rungen für die vorzubereitende Revolu­
tion. In den Jahren vor dem ersten 
Weltkrieg, in denen sich in fast allen 
Staaten Europas keine revolutionäre Si­
tuation entwickelte, sah auch Rosa Lu­
xemburg, wie die meisten Sozial­
demokraten, die Verteidigung und wei­
tere Ausgestaltung der Demokratie im 
Rahmen der bestehenden Gesellschaft 
als wichtigste Aufgabe. Ein Beweis ist 
die Forderung nach einer demokrati­
schen Republik, die sie ab 1910 offen 
erhob und auf die konkrete Situation 
zuspitzte. 

In diesem Zusammenhang drängt 
sich die Frage nach dem Stellenwert 
auf, den Rosa Luxemburg der lebendi­
gen Bewegung und der ungestümen 
Kraft der Massen gab. Vom Wesen her 
lief ihre Grundidee auf eine vierte Ge­
walt hinaus, über die die Institutionen 
der Legislative, der Exekutive und der 
Justiz unter Druck gesetzt werden soll­
ten. Durch größer werdenden Einfluß 
von außerparlamentarischen Massenak­
tionen in vielfältiger Gestalt sollte die 
klassische Gewaltenteilung, nach der 
moderne Staatswesen seit der Französi­
schen Revolution von 1789 strebten 
bzw. ausgebaut waren, ergänzt und für 
die Demokratisierung der Gesellschaft 
erfolgversprechend wirksam werden. 
Nur über die nicht zu institutionalisie­
rende Millionenkraft der Massen seien 
die Forderungen nach Freiheit, Gleich­
heit und Brüderlichkeit vollends zu ver­
wirklichen. 

Zwischen politischer 
Verantwortung 

und individuellem 
Lebensanspruch 

Die tiefe Verwurzelung von Rosa 
Luxemburgs humanistischem Demo­
kratieverständnis in den Freiheitsidea-
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len der demokratischen Bestrebungen 
des 19. Jahrhunderts beeinflußt auch 
ihre hohe Achtung vor der Individuali­
tät des Menschen. Sie selbst lebte ihre 
persönlichen Eigenheiten und Fähigkei­
ten aus, blieb ein Mensch wie jeder an­
dere und suchte sich vor Scheinautorität 
und Herrschsucht zu bewahren .• Wer 
innerlich wirklich reich und frei ist, 

· kann sich doch jederzeit natürlich ge­
ben und von seiner Leidenschaft mit 
fortreißen lassen, ohne sich untreu zu 
werden", schrieb sie Hans Diefenbach. 
(BRIEFE. Bd. 5. S. 196.) Noch eben 
konnte sie in einem Brief politisch über 
die Duma und demokratische Pro0 

grammforderungen meditieren und Leo 
Jogiches Vorschläge in der Vorge­
hensweise unterbreiten, und im glei­
chen Moment einem Stimmungswandel 
erliegen, der sie völlig entgegengesetzt 
zu ihrem Denken und Tun in den Okto­
bertagen 1905 ihrem Geliebten in mo­
ralisierender Selbstbezichtigung mittei­
len läßt: .Gestern holte ich durch einen 
merkwürdigen Zufall abends die 
Schachtel mit Mamas und Vaters letz­
ten Briefen und den Briefen von Andzia 
(Luxemburg) und Ji>zio (Luxemburg) 
aus jenen Zeiten hervor, las sie alle 
durch, mußte so weinen, daß meine 
Augen ganz geschwollen sind, und ging 
schlafen mit dem großen Wunsch, nicht 
wieder aufzuwachen. Insbesondere ver­
haßt wurde mir auch die ganze 'Poli­
tik', derentwegen ich (das Hinschmie­
ren 'Von Stufe zu Stufe'!) die Briefe 
von Vater und Mutter wochenlang nicht 
beantwortete, nie für sie Zeit hatte we­
gen dieser weltbewegenden Aufgaben 
(und das dauert bis zum heutigen Tag· 
an), und Du wurdest mir verhaßt als 
derjenige, der mich für immer an diese 
verfluchte Politik geschmiedet hat. (Ich 
erinnere mich, daß ich auf Dein Zure­
den hin die Lübeck damals davon ab­
gehalten habe, nach Weggis zu kom­
men, damit sie mich nicht stört, den 
epochemachenden Artikel für die 'So­
zialistischen Monatshefte' zu beenden; 
dabei fuhr sie zu mir - mit der Nach­
richt vom Tode der Mutter!) Du siehst, 
wie offenherzig ich Dir alles schreibe. 
Heute lustwandelte ich in der Sonne, 
und es geht mir etwas besser. Gestern 
war ich schon nahe daran, den Ent­
schluß zu fassen, mit einem Schlag die­
se ganze gottverdammte Politik oder 
vielmehr diese blutige Parodie eines 
'politischen' Lebens, wie wir es füh­
ren, sausen zu lassen und pfeife auf die 
ganze Welt. Das ist so ein idiotischer 

Baaldien.st, sonst nichts, wobei die gan­
ze menschliche Existenz der eigenen 
Zerrüttung, einer geistigen Rotzkrank­
heit zum Opfer gebracht wird. Würde 
ich doch an Gott glauben, dann wäre 
ich überzeugt, daß uns Gott für diese 
Qual schwer strafen wird." (BRIEFE. 
Bd. 2. s. 209.) 

Rosa Luxemburg be­
schäftigte vor allem die 
Frage: Wie konnte es 
geschehen, daß eine 
gut organisierte und 
durchgebildete Arbei-
terpartei mit klarem 
Programm der Lüge 
vom nationalen Ver­
teidigungskrieg erlag 
und auf den Kampf ge­
gen den Krieg verzich­
tete? 

Rosa Luxemburg, wie sie auch sein 
konnte! Und mancher Mensch, dessen 
Interesse für sie er•t geweckt werden 
sollte, fände vielleicht über eine solche 
Offenbarung zum Hin- und Hergeris­
sensein zwischen - politischer Verant­
wortung für eine Massenbewegung und 
individuellem Lebensanspruch viel eher 
Zugang zu ihrar Biographie und Theo­
rie als über programmatische Aufsätze, 
wie sie zu Dutzenden aus ihrer Feder 
geflossen sind. 

Illusionen über die 
Haltung der Massen 

zum Krieg 
Konsequente Ablehnung von Milita­

rismus, Aufrüstung und Krieg gehörten 
zu Rosa Luxemburgs Grundhaltung ge­
genüber Deutschlands Innen- und Au­
ßenpolitik. Das hatte sie im Frühjahr 
1914 vor Gericht erneut betont hervor­
gehoben, und sie hatte über die Reihen 
der Parteimitglieder hinaus ein deutli­
ches Echo vernommen. Rosa Luxem­
burg meinte allerdings, daß im Ernst­
fall der Kreis derjenigen, der ihren An­
sichten folgte, größer sei und daß zu­
mindest die Mehrheit der Mitglieder, 
aber auch viele Wähler · der Sozial­
demokratischen Partei etwaige Kriegs-
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kreditbewilliger oder gar Kriegsbe­
fürworter im Moment einer akuten Kri­
se beiseite schieben würden. Das Ge­
genteil trat ein und desillusionierte sie 
schmerzlich. Der 4. August 1914 de­
primierte sie tief. Es kostete sie enorme 
Anstrengungen, sich aus der Verzweif­
lung herauszureißen, zur sachlichen 
Untersuchung der Ursachen des Di­
lemmas überzugehen, Lehren zu ziehen 
und einen Ausweg zu suchen. 

Rosa Luxemburg beschäftigte vor 
allem die Frage: Wie konnte es gesche­
hen, daß eine gut organisierte und 
durchgebildete Arbeiterpartei mit kla­
rem Programm, energischen Beschlüs­
sen, bewährter Kampftaktik, perfekten 
internationalen Beziehungen, eine Par­
tei mit rund einer Million Mitgliedern 
und Persönlichkeiten, die als Abgeord­
nete, Redakteure, Schriftsteller, 
Rechtsanwälte, Kommunal-, Sozial­
und Bildungspolitiker geachtet waren, 
im Moment des Kriegsbeginns, vor 
.dem sie jahrzehntelang und bis zum 
letzten Tag, den 31. Juli 1914, gewarnt 
hatte, der Lüge vom nationalen 
Verteidigungskrieg erlag und auf ,~t;n 
Kampf gegen den Krieg verzicli~r1,J;s 
haue ·sich ein niederschmetternde;li!:l!A­
nomen offenbart: .Gerade die ~e 
Organisation, gerade die vielgep~ 
Disziplin der deutschen Sozialdemokra­
tie bewährten sich darin, daß der vier 
Millionen starke Körper sich auf Kom­
mando einer Handvoll Parlamentarier 
in vierundzwanzig Stunden wenden und 
vor einen Wagen spannen ließ, gegen 
den Sturm zu laufen sein Lebensziel 
war.• (Werke. Bd. 4. S. 23.) 

Eine Massenmobilisierung zu akti­
ver Kriegsgegnerschaft suchte Rosa 
Luxemburg über Aufklärung, über Re­
aktivierung der Sozialdemokratie von 
unten herauf, über strenge Disziplin ge­
genüber internationalen Verpflichtun­
gen und Abgrenzung von jedweder 
Halbheit zu erreichen. So klar sie die 
Einpeitscher und Inhalte für die natio­
nalistischen Parolen erkannte, mit de­
nen das deutsche Volk samt vielen So­
zialdemokraten in einen Kriegsrausch 
versetzt worden waren, so unklar blieb 
ihr die tiefe Verwurzelung nationaler 
Gefühle und Ängste selbst in so­
zialistisch aufgeklärten Kreisen der Be­
völkerung. Folglich erwies sich die 
Orientierung ihrer .Leitsätze über die 
Aufgaben der internationalen Sozialde­
mokratie" auf eine absolute Unterord­
nung der nationalen Sektionen unter die 
Beschlüsse der Internationale über eine 
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einheitliche Taktik nicht als mas­
senwirksam, nicht als weitgreifend 
konsensfähig. Die Wiederbelebung der 
Internationale aber hing vom Massen­
kampf gegen den Krieg ab .. 

Fehlschlüsse und 
bittere Wahrheiten 

Unter den erschwerten Bedingungen 
des Krieges ließ sich der auch von Rosa 
Luxemburg zeitlebens verfochtene 
Grundsatz der Linken, .durch Klarheit 
zur Mehrheit" zu werden, qicht erfolg­
reich verwirklichen. Der Zwiespalt im 
Schoße der Opposition, wie er sich 
zwischen der Spartakusgruppe und an­
deren sozialdemokratischen Oppositi­
onsgruppen auftat, war für Rosa Lu­
xemburg unfaßbar, lähmte sie in der 
Suche und der Hervorhebung von Ge­
meinsamkeiten und erzürnte sie zu ei­
nem Entweder-Oder-Vergleich, der der 
Zusammenarbeit im Interesse einer 
größeren Massenbasis von Kriegs­
gegnerschaft nicht förderlich war. 

Organisationspolitisch wußte Rosa 
Luxemburg keinen Rat, der aus der 
Krise führte und bei den Massen Ver­
trauen in Sinn und Kraft von Opposition 
erzeugte. Dabei machte sie sich den 
Auseinandersetzungsprozeß mit der 
bisherigen Geschichte der so­
zialdemokratischen Bewegung keines­
wegs leicht. Rosa Luxemburg beobach­
tete die demoralisierende, irreführende 
Wirkung des mehrheitlichen .burg­
friedlichen" Verhaltens der sozial­
demokratischen Parteiführung, Reichs­
tagsfraktion und der Presse. Sie nahm 
die vielseitige Unterdrückungsfunktion 
des Belagerungszustandes wahr. Sie 
wußte, ohne spürbare Oppositionspoli­
tik der Sozialdemokratie konnte sich 
das Selbstwertgefühl der Massen nicht 
rasch genug steigern, wurde der Pro­
test- und Widerstandswille nicht ge­
schürt. In allem fand sie erneut bestä­
tigt, daß Massenstimmung, Massenein­
fluß, Massenaktivitäten nicht künstlich 
erzeugt werden konnten, schon gar 
nicht während eines Krieges. Immer, 
ob in relativ ruhigen Zeiten, ob in Zei­
ten der Erschütterung und Zerstörung, 
oh im Vorfeld von Massenstreiks oder 
Revolutionen, wirken auf die Massen 
viele Faktoren gleichzeitig ein. Folg­
lich griff sie auf ihre Erkenntnisse zu­
rück, die sie 1906 in ihrer Schrift 
.Massenstreik, Politik und Gewerk­
schaften" ausführlich dargestellt hatte, 
und zitierte direkt daraus. Wiederum 
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vertraute sie ganz einfach darauf, daß 
die Massen moralische Kraft zur Auf­
lehnung gegen den Krieg gewinnen 
werden. Die geschichtliche Stunde 
werde schon entsprechende Formen 
und Mittel von Volksbewegungen gebä­
ren. Die Macht der Massen müsse sich 
in der geistigen Kultur wie in der Zaltl 
zeigen und ihre Richtung durch enga­
gierte Führer der Bewegung erhalten. 
Durch Klarheif über die politischen 
Aufgaben und Interessen könne die 
Sozialdemokratie ihre eigene Aktions­
fähigkeit wie die der Massen wieder­
herstellen. Wenn sie wieder wahrhaft 
sozialdemokratische Politik betriebe, 
wäre zu hoffen, daß sich alles Lebendi­
ge, Ehrliche, Humane und Fort­
schrittliche um sie schare. (WERKE. 
Bd. 4. s. 152 ff.) 

Der Umgang mit den 
Massen als einem Ab­
straktum, das man für 
sich ausdeutete und 
seinen Ideen zu- bzw. 
unterordnete, führte 
auch bei Rosa Luxem­
burg zu illusionären 
Fehlschlüssen. 

. Bei solchen Erwägungen ging Rosa 
Luxemburg von der Annahme aus, daß 
die Kriegskreditbewilliger und Burg­
friedenspolitiker in totalem Wider­
spruch zum Mehrheitswillen handelten. 
Sie fragte nicht danach, wieviel Men­
schen denn wirklich bewußt gegen den 
Krieg waren, wieviel Menschen zur Er­
hebung gegen den Krieg bereit waren. 
Noch problematischer war es ja mit der 
Frage, wie groß die Zahl derer schon 
war, die den Krieg zum revolutionären 
Sturz des Kapitalismus auszunutzen be­
reit waren. Wurde von Rosa Luxem­
burg hier nicht mit den Massen und ih­
rem Willen als einer konstanten und 
kompakten Größe und als einer nur 
zeitweilig niedergehaltenen Potenz 
revolutionären Handelns im Geiste ent­
sprechender sozialdemokratischer Be­
schlüsse aus der Vorkriegszeit gerech­
net, die nur wieder zu wecken sei? Die 
Gefahr wiederholter Enttäuschungen 
blieb latent bestehen. 

Der Begriff Masse selbst und der 
Umgang mit den Massen als einem Ab­
straktum, das man für sich ausdeutete 

und seinen Ideen zu- bzw. unterordne­
te, führte auch bei Rosa Luxemburg zu 
illusionären Fehlschlüssen und zu zeit­
weiliger Betäubung, wo Zweifel und 
neue Einsichten angebrachter schienen. 

Rosa Luxemburg mußte sich von 
engsten Freunden bittere Wahrheiten 
sagen lassen, die zu den Lehren aus den 
Fehlschlüssen ihres grenzenlosen 
Vertrauens in die Massen gehören. 
Mein Kollege Eckhard Müller fand in 
Akten die Abschrift eines Briefes von 
Mathilde Wurm an Rosa Luxemburg 
vom 20. Januar 1917, der Bände 
spricht und in dem u.a. in Abwehr hef­
tiger Kritik Rosa Luxemburgs an der 
Sozialdemokratischen Arbeitsgemein­
schaft geschrieben steht: "So schlecht 
wie Du 'uns 'machst, sind wir nicht. 
'Ihr'glaubt, die Euch mit dem Munde 
recht geben, würden dementsprechend 
handeln. 'Ihr' seht Euch in Euren vier 
Wänden und von Helden umgeben, de­
nen kein Gedankenflug zu hoch, keine 
Tat zu kühn ist. Und Du und noch eini­
ge, Ihr glaubt an diese Helden. Aber 
die Mehrzaltl dieser Helden nimmt bei 
Demonstrationen Re iss aus, wenn der 
erste Schutzmannsgaul ihnen auf den 
Fersen ist, hält in den Sitzungen 'Tatre­
den', um dann bei der Abstimmung zu 
fehlen und hat noch vor ganz anderen 
Dingen, die ich nicht näher zu be­
zeichnen brauche, eine durchaus nicht 
heldenmäßige Angst. Wohl gibt es eine 
ganze Anzaltl von solchen, die vor 
nichts zurückscheuen, die Leben, Le­
bensglück und Existenz in die Waag­
schale werfen, aber sie sind und bleiben 
eine kleine Minderheit [ ... ] Was Du 
verlangst und erwartest, weil Du je­
derzeit dazu bereit bist, sich selbst zum 
Opfer zu bringen, daran denken nur 
ganz wenige. [ ... ] Und nach wie vor 
bin ich überzeugt: Du und Karl, Ihr 
habt weder dem Sozialismus noch der 
Sache des Friedens genützt. Hat je ein 
Schlachtenlenker in der vordersten Li­
nie gestanden? [ ... ] Ist das Proletariat 
noch so urrreif, daß es die Überlegen­
heit und die Größe seiner Führer nur 
dann erkennt und an sie glaubt, wenn 
diese sich jeder Gefahr aussetzen, dann 
dürft Ihr ihm doch diese Konzession 
nicht machen, sondern den noch kindli­
chen Riesen zur größeren Einsicht er­
ziehen. Ja, ich wiederhole, was und 
wem nützt es, wenn unsere besten, 
kühnsten, wissenreichsten Leute lahm­
gelegt sind und an Stelle einer zielkla­
ren Leitung ein schwächliches, un­
sicheres Hin- und Herschwanken tritt?" 
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Über Klarheit und 
Konsequenz 

zur Mehrheit? 
Rosa Luxemburgs Meinung zum 

Verhältnis von Minderheit und Mehr­
heit in Partei und Gesellschaft ent­
sprach den Auffassungen vieler opposi­
tioneller Linker, die um ihre Ausgangs­
position als Minderheit wissen und be­
wußt damit leben. Ideal und Wirklich­
keit gerieten fortwährend in Wider­
spruch. Mit Gewißheit nahm sie jedoch 
an, daß sie letztendlich einmal von den 
nach Befreiung von Ausbeutung und 
Unterdrückung strebenden Menschen 
verstanden und unterstützt werden wür­
de. Das aber erwies sich leider als ein 
Trugschluß. 

Während der Novemberrevolution 
verdichteten sich Rosa Luxemburgs Er­
fahrungen um die Schwierigkeit, Mehr­
heiten zu gewinnen. So, wie sie in ih­
rem kritischen Manuskript über die rus­
sische Revolution den Bolschewiki un­
eingeschränkt zuerkannt hatte, daß sie 
in der Revolution schlagartig aus einer 
verfehmten Minderheit zu einer Mehr­
heit geworden waren, so glaubte sie ab-
10. November 1918, als sie in Berlin 
eintraf, daß der Spartakusbund rasch an 
Einfluß gewinnen werde. Doch 
Wunsch und Wirklichkeit nach Mas­
seneinfluß lagen weit auseinander, Mit­
glieder und Sympathisanten des Spar­
takusbundes blieben in der Minderheit, 
und zu den Organen, die sich im ersten 
Aufwind der Revolution gebildet hatten 
- dem Rat der Volksbeauftragten und 
dem Vollzugsrat der Arbeiter- und Sol­
datenräte - standen sie in Opposition. In 
dieser Opposition richtete sich der 
Hauptstoß der Luxemburgschen Pole­
mik gegen Führer der SPD und der 
USPD. Ihnen gab sie die Hauptschuld 
am schleppenden Fortgang der Revolu­
tion. Von Woche zu Woche folgerte sie 
mit größerer Bestimmtheit, daß die 
politischen Krisen während der Revo­
lution den Massen eine Schule seien. 
Obwohl sie bemerkte, wie zersplittert 
die Kräfte waren und wie die 
Aktionsbereitschaft vieler Arbeiter und 
Soldaten erlahmte, hoffte sie dennoch 

· auf den selbständigen politischen Reife­
prozeß der Massen. Es läßt sich jedoch 

nicht des Eindrucks erwehren, daß dies 
nur eine Hoffnung war, mit der sie sich 
und ihren Kampfgefährten Kraft zum 
Handeln geben wollte. 

Peter Weiss hat diese Erfahrung der 
Revolutionäre des November 1918 in 
seiner .Ästhetik des Widerstandes" 
(Berlin 1983. Bd. 1. S. 112-114) für 
die Zeit ab 24. Dezember 1918 wie 
folgt verdichtet: .Radek hatte gesagt, 
daß alle weiteren Handlungen außer­
halb marxistischer Regeln verlaufen, 
daß sie das Element des Zufälligen, des 
Irrationalen enthalten würden, er hatte 
zum Abbrechen des Kampfes gemahnt, 
zum Rückzug auf politische Arbeit, Lu­
xemburg aber wollte noch, dem körper­
lichen Zusammenbruch nah, eine Hoff­
nung sehn auf ein letztes, instinktives 
Vordringen der Kräfte, getrieben durch 
die angestaute revolutionäre Spannung, 
es war diese Vision, sagte mein Vater, 
die sie, wie uns andre, am Leben hielt, 
und ein paar Wochen später kämpften 
wir nur noch, alles andre aqweisend 
aus unsern Gedanken, um ihren Tod zu 
rächen, in der zweifelhaften Genugtu­
ung, daß der Mut zur revolutionären 
Handlung der Unterwerfung vorzuzie­
hen war. Wir waren im Wunschdenken 
befangen, andern ein Beispiel zu sein. 
Dann mußten wir einsehen, daß dies 
falsch war. Nicht falsch von der Sache 
her, sondern von der Wahl des Zeit­
punkts. Denn erst in der Bestimmung 
des richtigen Zeitpunkts, sagte er, äu­
ßert sich das Verständnis des histori­
schen Materialismus." 

Rosa Luxemburg leitete ihre Hoff­
nung, ihren Wunsch, ihre revolutionäre 
Ungeduld aus der Stimmung und dem 
Reagieren derjenigen ab, die zu Ver­
sammlungen und Kundgebungen ka­
men, und nicht aus einer Analyse von 
Meinungen aus allen Kreisen und 
Schichten der Bevölkerung, die ja auch 
in keiner Weise vorlag. Vom traditio­
nellen Massenanhang der Sozialdemo­
kratie, auch der unabhängigen, wußte 
sie durchaus, doch sie meinte offenbar, 
daß der sich während der Revolution 
gravierend verändern ließe. Sie ver­
traute auf die Durchsetzungskraft kla­
rer Programmatik und aufrichtiger per­
sönlicher Standhaftigkeit. Das war für 
sie als Revolutionärin selbstverständ­
lich und achtungsgebietend. Persönli­
ches Engagement zusammen mit dem 
ihrer Kampfgefährten brachte jedoch 
keine Lösung in das Spannungsverhält­
nis zwischen objektiven und subjek0 

tiven Bedingungen der Revolution, zwi-
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sehen sich widersprüchlich äußernder 
Mentalität und Spontaneität der Massen 
und uneinheitlicher Orientierung durch 
den Rat der Volksbeauftragten und der 
in ihm vertretenen Arbeiterparteien. 
Über Mehrheiten entschied, wer am 
dichtesten an die urunittelbaren Sehn­
süchte der Menschen herankam und 
dies ihnen begreiflich zu machen ver­
stand. Darüber entschieden aber schon 
wieder weit mehr Faktoren als der per­
sönliche Wille einer Revolutionärin. 
Auch deshalb ist die Frage zu stellen, 
ob ihre Verbindungen zu den Massen 
. ausreichten und ihre Einschätzung der 
Lage und des Kräfteverhältnisses so 
treffend möglich war, wie es sich für 
realistische Entscheidungen über den 
Fortgani der Revolution als notwendig 
erwies. Zweifel sind hier gewiß be­
rechtigt, denn die Anhänger des Sparta­
kusbundes gingen nicht in die Tausen­
de, die tagtägliche Information über die 
konkrete Situation an den Brennpunkten 
des Geschehens überstiegen für die we­
nigen Mitglieder der Zentrale des Spar­
takusbundes das Menschenmögliche, 
und die Verständigung untereinander 
litt unter der Hast des Revolutions­
geschehens. 

Zusammen mit ihren Kampfgefahr­
ten im Spartakusbund bemühte sich 
Rosa Luxemburg darum, ihre Vorstel­
lungen schriftlich und mündlich be­
kanntzumachen. So sprach sie z.B. am 
15. Dezember 1918 auf der Verbands­
generalversammlung der USPD in Ber­
lin. Doch ihre Resolution, in der sie 
den sofortigen Austritt der Vertreter 
der USPD aus der Regierung Ebert­
Scheidemann, die Ablehnung der Ein­
berufung der Nationalversammlung, 
die Übernalune der gesamten Macht 
durch die Arbeiter- und Soldatemäte 
und die sofortige Einberufung eines 
Parteitages der USPD forderte, erhielt 
nur 195 Stimmen, Hilferdings Reso­
lution mit der Orientierung auf die 
Wahlen zur Nationalversammlung da­
gegen 485. Auf dem am folgenden Tag 
stattfindenden Rätekongreß hatten die 
in dieser parlamentarischen Richtung 
durch die SPD und die USPD beein­
flußten Delegierten eine solche Über­
macht, daß es Rosa Luxemburg nicht 
möglich war, am Kongreß teilzuneh­
men .• Aussperrung der revolutionären 
'Straße', Annullierung der politischen 
Macht der Arbeiter- und Soldatemäte, 
Einberufung der Nationalversammlung, 
diktatorische Gewalt der Clique des 6. 
Dezember - was könnte wohl die Bour-
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geoisie in der heutigen Situation mehr 
und Besseres wünschen?" (WER­
KE.Bd. 4. S. 470) war Rosa Luxem­
burgs Urteil über den Rätekongreß vom 
16. Dezember 1918 in der .Roten Fah-
ne". 

Über Klarheit und Konsequenz zur 
Mehrheit zu gelangen, sollte schließlich 
Ende 1918 die Gründung der Kommu­
nistischen Partei Deutschlands dienen. 
Mit dieser neuen Partei wollte Rosa Lu­
xemburg für Aufklärung über die näch­
sten Aufgaben und die Ziele der Revo­
lution sorgen und möglichst viele Men­
schen für die Weiterführung der Revo­
lution gewinnen. Das zu versuchen 
wurden Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht nur 14 Tage Zeit gelassen, 
so daß sie nicht beweisen konnten, ob 
und wie sie ihre Absichten zu ver­
wirklichen verstanden. Es wurde ihnen 
von ihren Gegner nicht die Chance ge­
geben zu zeigen, wie sie damit fertig 
wurden, daß sich durch das Entstehen 
einer drjtten proletarischen Partei die 
Spaltung der Arbeiterbewegung vergrö­
ßerte und die Orientierung für die 
Volksmassen nicht leichter wurde. 

"Mensch sein ist vor 
allem die Hauptsache. 
Und das heißt: fest und 
klar und heiter sein, ja, 
heiter trotz alledem und 
alledem, denn das Heu­
len ist Geschäft der 
Schwäche.,, R\l',d LU\l'lllhur~ 

Rosa Luxemburg kämpfte bis zuletzt 
im Vertrauen darauf, daß die KPD 
(Spartakusbund) unter den Massen Ver­
ständnis finden und Einfluß gewinnen 
werde. Ihre Zuversicht war ein An­
sporn, erwies sich allerdings historisch 
gesehen als große Illusion. Gehört sie 
aber deshalb in die Verbannung? 

Aktualität 
Rosa Luxemburgs 

Manche meinen schon und bezeich­
nen die Gründung der KPD als unver­
zeihlichen Fehler. Der Sozialismus sei 
untergegangen, folglich bedürfe die 
Welt der Erinnerung an Sozialisten 
nicht mehr. Der Marxismus sei ge­
scheitert, folglich interessiere die Men-

sehen das Schriftgut von Marxisten 
nicht mehr. Alles gehöre in das Reich 
der Utopien. Schon gibt es Stimmen, 
die noch vor kurzem auf Rosa Luxem­
burg als menschliche Sozialistin setz­
ten, die jetzt Rosa Luxemburgs Ver­
trauen in die Massen, Rosa Luxem­
burgs ,Freiheit ist immer die Freiheit 
der Andersdenkenden" als pure Illusio­
nen - als Märchen - abtun, die an den 
Grenzen der Macht, des Geldes und der 
Dummheit zu Tode gehen werden. Da­
bei übersehen sie, daß Rosa Lu­
xemburg stets unverblümt gesagt und 
geschrieben hat, was von der Herr­
schaft des Kapitals in einer Markt­
wirtschaft und einer noch so demokrati­
schen Gesellschaft zu erwarten ist: auf 
jeden Fall keine Freiheit, Gleichheit 
und Brüderlichkeit für alle. 

Rosa Luxemburg wird mindestens 
so lange von aktuellem Wert sein, wie 
es politische und soziale Unge­
rechtigkeit mit all ihren niederdrücken­
den Begleiterscheinungen zwischen­
menschlicher Beziehung gibt. Denn 
Rosa Luxemburg stritt nun einmal für 
eine bessere Welt - sie wollte Frieden, 
wollte, daß die vom Kapital ausgehende 
Profit- und Eroberungssucht gebändigt 
und mit der Wurzel ausgerottet wird; 
sie wollte, daß die europäischen Groß­
mächte nicht auf Kosten der übrigen 
Welt leben und daß Nationalismus und 
Chauvinismus überwunden werden, da­
mit sie die Völker nicht entzweien, de­
mütigen oder aufeinanderhetzen. 

Sie wollte, daß Demokratie und Hu­
manismus lebensbestimmend werden. 
Und sie war es, die als eine der ersten 
vor den Gefahren warnte, die dem So­
zialismus drohten. Sieh, ,daß Du 
Mensch bleibst", schrieb sie einer ihrer 
Freundinnen. "Mensch sein ist vor al­
lem die Hauptsache. Und das heißt: fest 
und klar und heiter sein, ja, heiter trotz 
alledem und alledem, denn das Heulen 
ist Geschäft der Schwäche. Mensch 
sein, heißt sein ganzes Leben 'auf des 
Schicksals große Waage' freudig hin­
werfen, wenn' s sein muß; sich zugleich 
aber an jedem hellen Tag und jeder 
schönen Wolke freuen, ach, ich weiß 
keine Rezepte zu schreiben, wie man 
Mensch sein sollte, ich weiß nur, wie 
man's ist." (BRIEFE. Bd. 5. S. 151.) 

Bliebe als letztes zu bemerken, daß 
es von uns, die wir sie kennen und in 
ihrem Werk achten, abhängen wird, 
daß sie nicht in Vergessenheit gerät. 
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C.H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung, 
469 Seiten, DM 58, -

Neues Auto, Fernseher, Wasch­
maschine. Glücklich strahlt die 
Gattin des Ex-Brigadiers in die 

Fernsehkamera: Die Einheit sei doch 
eine wundervolle Sache. Fast stehen ihr 
die Tränen in den Augen.' Doch nicht 
nur die Arbeiterklasse der Ex-DDR 
räsonniert über die Wiedervereinigung 
der deutschen Nation; auch sozialdemo­
kratische Intellektuelle{West) suchen ih­
ren Standpunkt in der nationalen Frage. 

1993 sind im "Vorwärts" gleich drei 
Rezensionen zum Thema ,SPD und Na­
tion" erschienen. Sie beschäftigen sich 
mit zwei Büchern: Tilman Fichters 
.Die SPD und die Nation" sowie "'Va­
terlandslose Gesellen'. Sozialdemokra­
tie und Nation 1860-1990' von Dieter 
Grob und Peter Brandt. Zwei der 
Rezensentinnen, Arno Klönne' und Hel­
ga Grebing3 , halten nichts von einem 
Rückgriff der SPD auf den Nationalis­
mus', während Tilman Fichter' in seiner 
,Rezension" zu dem Groh'Brandt-Buch 
die Suche nach einem .modernen 'sozi­
aldemokratischen Vaterlandsbegriff'" 
heftig befürwortet. Das Ergebnis in der 
breiten Parteiöffentlichkeit lautet also 
zwei zu eins für die „anti-nationale" 
Seite; hier geht es darum, die bespro­
chenen Bücher noch einmal ernsthaft 
unter die Lupe zu nehmen. 

Fichter: 
Chaos im Denken 

Beginnen wir mit Fichter, früher 
Weggefahrte von Rudi Dutschke und 

• Christoph Meyer, Historiker, Köln 

jetzt Referent für Schulung und Bildung 
beim SPD-Parteivorstand·. Sein Buch ist 
1993 bei Ullstein erschienen, einem 
Verlag, der zur Hälfte dem Springer­
Konzern gehört, aber auch rechtsradi­
kale Bücher herausbringt. 6 Es richtet 
sich vor allem an die ,Altersgruppe der 
heute fünfundzwanzig- bis fünfunddrei­
ßigjährigen SPDler" (S. 21) und soll 
sein Publikum davon überzeugen, daß 
die SPD ,eindeutig Farbe bekennen" 
muß in Hinsicht auf ein positives Ver­
hältnis zur deutschen Nation. Dazu be­
nötigt Fichter gut 200 schnell zu lesende 
Seiten sowie noch 100 Seiten Fußnoten 
und Dokumente, auf denen sich das 
Chaos, das im Denken des Autors 
herrscht, offenbart. 

Dieses Chaos läßt sich am besten an­
hand der folgenden Passage nachvoll­
ziehen: 

"Es wird der SPD wohl kaum gelin­
gen, über die Dreißig-Prozent-Marke zu 
kommen, wenn sich in der Partei nicht 
eine Mehrheit findet, die dafür steht, 
daß die Partei erneut die 'Partei der so­
zialen und nationalen Einheit' wird. 
Denn die Antwort auf Hitler und den 
Holocaust kann nicht die geopolitische 
Spaltung unseres Landes sein. Es geht 
heute vielmehr - dies zumindest haben 
wir in der alten Bundesrepublik 1967/68 
und in der untergegangenen DDR im 
Herbst 1989 gelernt - um eine radikale 
Demokratisierung aller gesellschaftli­
chen Bereiche im neuvereinigten 
Deutschland" (S. 17).' 

Was da alles unklar bleibt: Was ist 
die ,soziale Einheit"? Die zwischen Ost 
und West oder die zwischen oben und 
unten? .Nationale Einheit" jedenfalls 
schließt alle Schichten der Bevölkerung 
ein. Oder will Fichter die Unternehmer 
aus der Nation ausschließen? Oder über 
die ,radikale Demokratisierung aller 
gesellschaftlichen Bereiche" entmach­
ten? Dann müßte sein Buch Konzepte 
dafür aufzeigen. Die fehlen aber. Statt 
dessen geht der Autor gegen die ,geo­
politische Spaltung unseres Landes" 
vor. Diese könne nicht die Antwort·auf 
,Hitler und den Holocaust" sein. Was 

von Oiristoph Meyer* 

soll denn diese Stürmersche Histori­
kerstreitschlacke"? Was ist denn die 
.geopolitische Spaltung" im Jahre 
1993? Wer vertritt sie noch? Vielleicht 
die Hauptgegner (?) Fichters, die mei­
nen, daß ,die wirtschaftliche und politi­
sche Macht hauptsächlich im Rhein­
Main-Neckar-Raum konzentriert blei­
ben soll" (S. 28)? Der Mann sieht 
Gespenster. 

Nein, das Buch ist nicht nach vorne 
orientiert; sein Schwerpunkt ist Ge­
schichtsbetrachtung. Sein Idealbild ist 
die SPD der fünfziger Jahre, die ,Partei 
der nationalen Einheit", wie die Kapi­
telüberschrift lautet. Der Sündenfall 
schlechthin war in Fichters Augen die 
Wehnersche Rede vom 30. Mai 1960 
vor dem Bundestag, die Wende ~1i~c 
tei in der Außen- und Deutsl}ll!lf'­
politik, durch die die SPD "l~tig 
ihre gesamtdeutsche Identität" (S. 58) 
verloren habe. Daß gerade Herbert 
Wehner als langjähriger Vorsitzender 
des gesamtdeutschen Bundestagsaus­
schusses und Minister für gesamtdeut­
sche Fragen (1966-69) ein besonders 
großes Engagement in diesen Fragen an 
den Tag legte', übersieht Fichter. Die 
Entspannungspolitik kann er Willy 
Brandt dagegen noch verzeihen: Als 
.realistischer Visionär" habe Brandt 
nämlich die historische Chance erkannt, 
und als ,die Einheit Deutschlands auf 
der Tagesordnung stand, ( ... ) verab­
schiedete (er) sich von der Realitätsfer­
ne der Realpolitik" (S. 61). 

Die Fehler der Fichterschen Darstel­
lung hat Helga Grebing zum großen Teil 
schon aufs Korn genommen; recht hat 
der Autor mit seiner Kritik daran, daß 
die Emanzipationsbestrebungen von 
Oppositionellen im Osten durch die 
West-Sozialdemokratie (das gilt für die 
Rechte wie für große Teile der Linken) 
nicht ausreichend unterstützt' worden 
sind. Daß es aber gerade die Entspan­
nungspolitik war, die die Bedingungen 
für den relativ friedlichen Ausgang des 
Ost-West-Konflikts geschaffen hat, will 
Fichter nicht so recht einleuchten. Vom 
Nachwuchs hält er schon gar nichts, 
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denn die .jugendlichen Moderni­
sierungs-Gewinner sehen ihre Chancen 
durch die Einheit bedroht und verteidi­
gen ihre alten hegemonialen Lebensori­
entierungen, Werthaltungen und Ein­
stellungen" (S. 191). Mit solchen 
Unterstellungen baut Fichter die Barrie­
ren nur selbst auf. Hilfreich sind sie 
nicht. Außer Banalitäten (z.B. die Hoff­
nung auf einen • westeuropäischen So­
zialismus" noch in diesem Jaltrtausend, 
S. 208) bietet er keine Konzepte. Geld 
für dieses Buch anzulegen, wäre eine 
Fehlinvestition. Es desorientiert. 

Diese Desorientierung ist offensicht­
lich von Fichter gewollt. Denn dieser 
Mann pflegt intensive Kontakte zur 
rechtsextremen Szene ( daher auch der 
Verlag) und tritt in aller Öffentlichkeit 
als Beschützer der rechtsextremen Hof­
geismar-Jusos aus Sachsen auf.'° Er 
sieht sich selbst in der Nachfolge der 
.Linken Leute von rechts" in der Wei­
marer Republik, also antidemokrati­
scher Kräfte, die ihren Faschismus mit 
sozialistischer Rhetorik zu verbrämen 
suchten. 11 Umso erstaunlicher ist es, 
daß dieser Rechtsaußen als Referent für 
Bildung beim Parteivorstand der SPD 
tätig ist. Welche Inhalte vermittelt der 
da? Wie führt Fichter die Traditionen 
von Franz Mehring und Rosa Luxem­
burg in seinem Amte fort? Auf keinen 
Fall verdient so jemand irgendwelche 
Foren innerhalb der SPD. 

Groh: SPD und 
.. Vaterlandsverteidigung" 

Ernsthafte Wissenschaft betreiben 
dagegen die beiden Historiker Dieter 
Grob und Peter Brandt mit ihrem 1992 
erschienenen Buch, das den Anspruch 
erhebt, den Komplex Sozialdemokratie 
und Nation im historischen Längsschnitt 
von der Einigungsphase in den 1860er 
Jahren bis zur Wiedervereinigung von 
1990 zu behandeln. Die Autoren sind 
getrennt voneinander vorgegangen, so 
daß das Buch zwei sehr verschiedene 
Teile enthält: die Arbeit von Groh über 
den Zeitraum von 1860 bis 1914 und 
den Bericht von Brandt über die Zeit 
von 1914 bis 1990. 

Grob arbeitet aus den Quellen heraus 
und ist daher in der Lage, ein sehr de­
tailliertes Bild zu entwerfen. Sein 
Schwerpunkt ist die schwierige Stand­
ortbestimmung der deutschen Sozialde­
mokratie zwischen internationalisti­
schem Anspruch und nationalstaatlicher 
Realität. Deren Entwicklung verfolgt er 
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vor allem anhand der Diskussionen über 
die Stellung der Sozialdemokraten zur 
• Vaterlandsverteidigung" bzw. der Ver­
hinderung von Kriegen, wie sie auf Par­
teitagen und besonders auf den Kongres­
sen der Z weiten Internationale geführt 
wurden. Er arbeitet heraus, daß die 
deutsche SPD in iltrer Mehrheit stets 
eine eher bremsende Rolle spielte, wenn 
es darum ging, in der Internationalen 
Beschlüsse über Aktionen der 
Sozialdemokratie im Kriegsfall zu fäl­
len. Insbesondere sperrte sie sich gegen­
über Massenstreikaktionen. Beigetragen 
zu dieser .fatalistischen Haltung gegen­
über der Kriegsgefahr" habe ein durch 
die kautskyanische Verkürzung des 
Marxismus begünstigter .Katastrophen­
optimismus" (S. 78), nämlich der Ge­
danke, der Sieg Deutschlands im Krieg 
würde gleichzeitig den Sieg des 
Sozialismus bewirken. Auch die Angst 
davor, der Regierung einen Anlaß zu 
geben, gegen die Sozialdemokratie wie­
der mit gesetzlichen Maßnahmen vorzu­
gehen, spielte eine wichtige Rolle. Zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts näherten 
sich überdies der offizielle und der sozi­
aldemokratische Vaterlandsbegriff ein­
ander an (vgl. S. 85). Hinzu kam - ins­
besondere. bei Bebe! - der Glaube, es sei 
nicht schwierig, einen (abzulehnenden) 
Angriffs- von einem (zu unterstüt­
zenden) Verteidigungskrieg zu unter­
scheiden (vgl. S. 86). Die Strategie der 
Herrschenden war daher logischer­
weise: Es .mußte jeder Krieg, koste es, 
was es wolle, dem eigenen Volk als 
Verteidigungskrieg plausibel gemacht 
werden" (S. 87). So kam es dann auch 
im August 1914. 

Alles in allem bietet Grohs Arbeit ei­
nen sorgfältig erarbeiteten und differen­
zierten Einblick in die Motivation und 
Entwicklung der sozialdemokratischen 
Position zur Frage der • Vaterlands­
verteidigung•· vor 1914. Dabei kommen 
manche andere Aspekte der nationalen 
Frage in der betreffenden Epoche zu 
kurz. Wie stand es zum Beispiel mit der 
Nationalitätenftage im Deutschen Reich, 
mit Polen, Dänen, Elsaß-Lothringern? 
Auch eine umfassendere Herausarbei: 
tung des sozialdemokratischen Nations­
begriffs einschließlich der Positionen in 
der Arbeiterschaft selbst wäre wün­
schenswert gewesen. Diese Mängel im 
Themenzuschnitt werden wohl darauf 
zurückzuführen sein, daß die Arbeit 
sich stark an bereits vor über zwanzig 
Jahren erschienene Texte desselben 
Autors anlehnt"· Ein weiteres Manko: 

Grob bricht schon vor den Ereignissen 
ab, die zum Ausbruch des Ersten 
Weltkriegs führten. So fehlt eine einge­
hende Darstellung des Verhaltens der 
SPD in der Julikrise, und die Über­
leitung zum Brandtschen Text wirkt 
holprig. 

Brandt: 
Entwicklung der SPD 
zur Westorientierung 

Peter Brandt wählt ein anderes 
methodisches Vorgehen. Im Gegensatz 
zu seinem Mitautor bezieht er sich vor­
wiegend auf bereits erschienene Lite­
ratur und Quellenpublikationen, so daß 
seine Arbeit eigentlich nichts grund­
legend Neues enthält. Dennoch entsteht 
ein durchaus lesenswerter Überblick 
über 75 Jahre sozialdemokratischer 
Geschichte mit Schwerpunktsetzung auf 
das Verhältnis der SPD zur deutschen 
Nation. (Tilman Fichters Buch ist allein 
dadurch schon weitgehend erledigt.) 
Entsprechend der Literaturlage bezieht 
sich ein großer Teil des Textes über die 
Nachkriegszeit auf das Verhältnis der 
Partei zur staatlichen Deutschlandpoli­
tik. Interessant ist, daß auch Brandt die 
entscheidende Wende der SPD weniger 
im Godesberger Programm ( dieses 
.markierte den vorläufigen Endpunkt 
einer schrittweisen Abkehr der SPD von 
traditionellen sozialistischen Positionen, 
die schon wenige Jahre nach Kriegsende 
begonnen hatte", S. 271) als im 
Bekenntnis der SPD zur außen- und 
deutschlandpolitischen Grundorien­
tierung der Adenauer-Regierung im 
Jahr 1960 sieht. Diese Westorientierung 
habe dann im Zusammenhang mit der 
Entspannungspolitik zu einer .Bundes­
republikanisierung" (S. 332) der SPD 
geführt, und sich insbesondere auf die 
Haltung des Kandidaten Lafontaine im 
1990er Wahlkampf ausgewirkt. 

Drei Versäumnisse wirft Brandt der 
SPD vor. Erstens: Sie habe .ihren Ver­
einigungs- und Selbstbestimmungs­
vorbehalt ( ... ) verwässert" (S. 333), so 
daß die Masse der Funktionäre und Mit­
glieder sich vom Gedanken an die Wie­
dervereinigung entfernte. Hier ist zu 
kritisieren: Umgekehrt wird ein Schuh 
daraus. Das Auseinanderdriften der 
gesellschaftlichen Realitäten in Ost und 
West wirkte sich auf das Bewußtsein der 
Parteimitglieder aus, und dieses sich 
wiederum auf die Programmatik. Zwei­
tens: Die Partei habe .den Primat des 
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Friedens allzu rigoros mit dem Primat 
der Stabilität in Europa gleichgesetzt", 
weshalb sie die Zusammenarbeit mit 
den Regierenden .Kontakten mit nahe­
stehenden Gruppierungen außerhalb der 
Staatsparteien des Ostens" (S. 334) vor­
gezogen habe. Damit hat Brandt recht. 
Drittens: Die Kritik der SPD .an der 
konkreten Vereinigungspolitik ( ... ) 
konnte als Kritik an der Einigung als 
solcher verstanden werden" (ebd.). 
Dieser . Gefahr wäre allerdings jede 
Opposition im Jahre 1990 ausgesetzt ge­
wesen. 

Brandt gegenüber ist festzuhalten: 
Die sozialdemokratischen Wahlnieder­
lagen von 1990 wären mit einer .natio­
naleren" Politik der SPD nicht vermeid­
bar gewesen. CDU/CSU und FDP wa­
ren nicht die Gewinner der Einheit, weil 

. sie die Chance der Wiedervereinigung 
früher erkannt hätten als die SPD. 
Selbst Kohl kam, wie auch Brandt 
schreibt, erst im November 1989 mit 
seinem Zehn-Punkte-Plan auf den 
Trichter (vgl. S. 328). Die SPD verlor, 
weil das Volk die berechtigte Kritik von 
links iin Wiedervereinigungsrausch 
nicht hören wollte und diejenigen wähl­
te, die den Sieg der westlichen Wirt­
schafts- und Gesellschaftsordnung am 
eindeutigsten repräsentierten: die im 
Westen Regierenden. Ein wichtiges Ka­
pital der Sozialdemokratie für die W ah­
len von 1994 ist die Ehrlichkeit und 
Nüchternheit von Teilen der Partei ein­
schließlich ihres Kanzlerkandidaten von 
1990. 

Diese Erkenntnis fehlt bei Peter 
Brandt ebenso wie (ganz besonders 
schwerwiegend) bei Tilman Fichter. 
Beide besprochenen Bücher sind Mode­
produkte der Wiedervereinigungs­
periode. Das Buch von Grob/Brandt ist 
in seiner historischen Analyse zwar sehr 
zu empfehlen (und je weiter der Blick 
zurück reicht, desto mehr); die Beurtei­
lung der Gegenwart ist aber wohl zu 
sehr vom Subjektiven geprägt. 

Eine interessante historische Paralle­
le wäre übrigens anhand einer SJelle bei 
Dieter Grob zu ziehen: Auf den Seiten 
26ff. schreibt er, daß die .innere 
Reichsgründung" in den 1870er Jahren 
deshalb gescheitert sei, weil es weder 
gelungen noch von regierender Seite 
überhaupt ernsthaft versucht worden 
sei, die Arbeiterschaft in den neu 
geschaffenen Staat zu integrieren. Statt 
dessen habe ein .Ingroup-Outgroup­
Mechanismus" gegriffen, in dessen Ge­
folge es zu einem Konsens der etablier-

ten Schichten durch Abgrenzung nach 
unten, gegen die Arbeiterklasse und ihre · 
Partei, die Sozialdemokratie, kam. in­
folgedessen blieb der deutsche Einheits­
staat ein labiles Konstrukt. 

Es sieht sehr danach aus, als gerieten 
Ausländerinnen und sozial Benachteilig­
te jetzt in .die Rolle, die Sozialdemo-

. kratlnnen und Arbeiter Innen im letzten 
Jahrhundert beschieden war. Insofern 
sollte es der Linken hierzulande schon 
darum gehen, für die innere Einheit des 
neuvereinten Deutschland zu streiten; 
Tabus schaden da nur. Die neu zu grün­
dende .nationale Identität" wäre jedoch 
eine posinationale, nämlich die eines 
weltoffenen Einwanderungslandes, das 
allen seinen· Einwohnern die gleiche po­
litische Partizipation und soziale Absi­
cherung gewährleistet. In der Außenpo­
litik müßte dieses Land eine Vorreiter­
rolle in ökologischen Fragen und hin­
sichtlich der Entwicklungspolitik über­
nehmen. Dann wird es auch möglich 
sein, eine sinnvolle Freude an der deut­
schen Einheit zu entwickeln, die über 
.Auto, Fernseher, Waschmaschine" 
hinausgeht. Leider steht das alles nicht 
bei Fichter. 

Zu sehen am 29.12.1993 in der ZDF-Sendung 
,.Kennzeichen D". 
,.Deutsche Patrioten oder vaterlandslose Ge­
sellen?", in: Vorwärts Nr.7 (Juli 19931, S. 25 
u. 30. 
.,Sozialismus geht - Nation kommt?", in: Vor­
wärts Nr.12 (Dezember 1993). S. 23 . 
.. Nationalismus liegt dann vor, wenn die Nati­
on die gesellschaftliche Großgruppe ist, der 
sich der einzelne in erster Linie zugehörig 
fühlt, und wenn die emotionale Bindung an die 
Nation und die Loyalität ihr gegenüber in der 
Skala der Bindungen und Loyalitäten oben 
steht.• (Alter, Peter: Nationalismus. Frankfurt 
am Main 1985, S. 14). 
„Deutsche Tabus", in: Vorwärts Nr.7 (Juli 
1993), s. 30. 

8 Vgl. Asshauer, Thomas; Hans Sarkowicz: 
Rechtsradikale in Deutschland. Die alte und 
die neue Rechte, München {2., akt. Aufl.) 
1992, S. 78f. 
Übrigens ist Fichter auf dieses Chaos auch 
noch besonders stolz: Denn dieselbe Passage 
taucht fast wörtlich in seiner „Vorwärts"-Re­
zension (s. oben,' Anm. 5 f wied8f' auf. 
Vgl. hierzu Wehler, Hans-Ulrich: Entsorgung 
der deutschen Vergangenheit? Ein polemi­
scher Essay zum „Historikerstreit•, München 
1988, insbes. Kap. 11.3 ... Es exponiert sich: 
Michael Stürmer·. 
Vgl. Meyer, Christoph: Volksbewegung für 
die Wiedervereinigung? Der 17. Juni von 
1954 bis 1969, Köln (unveröff. Magisterar­
beit) 1992, S. 48. 

10 Umfassend zu Fichter informiert: Bonner Insti­
tut für Faschismus-Forschung und Antifaschi­
stische Aktion (Peter Kratz): Chef der SPD­
Parteischule stellt die Demokratie in Deutsch­
land zur Diskussion, Bonn o.J. 11993). 

11 Vgl. ebd.; Sontheimer, Kurt: Antidemokrati­
sches Denken in der Weimarer Republik, Mün­
chen IDTV, 3. Aufl.J 1992, S. 127ff. 

u Vgl. z.B. Groh, Dieter: Die mißlungene .mnere­
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Sozialpolitik im Zweiten Reich; in: Revue 
d' Allemagne 4 {197 2), S. 89-112; vor allem 
aber ders.: Negative Integration und revolutio· 
närer Attentismus. Die deutsche Sozialdemo­
kratie am Vorabend des 1. Weltkrieges, Frank· 
furt am Main u.a. 1973. 
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RASSISMUS UND SOZIALE FRAGE -------------------

Eine Arbeiterbewegung von rechts? 
Über Rassismus, den neuen Verteilungskonflikt 

und die Konstruktion der „kleinen Leute" 

Btrachtet man das Sozialprofil 
er Wählerschaft rechtsextremer 
arteien, drängt sich ein be­

unruhigender Befund auf: Rechtspop­
ulistische Formationen stoßen in der 
Arbeiterschaft auf überdurch­
schnittliche Sympathie. Zwar rekrutie­
ren Republikaner und DVU im Stile 
rechter Sammlungsbewegungen Wähler 
aus allen Schichten der Bevölkerung, 
aber zumindest in jüngster Zeit wird ein 
deutlicher Überhang von - vor allem 
jüngeren männlichen - Arbeitern sicht­
bar. Im Rahmen der Hamburger Se­
natswahlen stimmten 7,6% für REPs 
und DVU. Beide Parteien erreichten 
unter .den Arbeitern und Arbeiterinnen 
einen doppelt so hohen Anteil wie in 
der Gesamtbevölkerung - unter den 
Männern sogar 17%" (Jung/Roth 
1993). Mobilisiert wurden nicht nur ge­
ring qualifizierte Gruppen, sondern -
insbesondere durch die REPs - auch 
Facharbeiter. Ähnliche Trends hatten 
sich bereits bei den Wahlen in Baden­
Württemberg, Bremen, Schleswig-Hol­
stein sowie bei den hessischen 
Kommunalwahlen herausgeschält. In 
allen Fällen erwies sich die Gewerk­
schaftsmitgliedschaft lediglich als 
.niedrige Hürde" für eine Pro-Rechts­
Wahlentscheidung (ebd.). In Baden­
Württemberg, dem seit Jahren kampf­
stärksten Bezirk der IG Metall, stimmte 
jeder vierte gewerkschaftlich organi­
sierte Arbeiter für eine Partei der extre­
men Rechten (SINUS 1993). Obwohl 
der organmerte Rechtspopulismus 
längst keine Ein-Punkt-Bewegung mehr 
ist, war es doch vor allem das Thema 
Ausländer/Asyl, mittels dessen REPs 
und DVU die Wählermobilisierung ge­
lang. 

Rechtsextremistische Tendenzen un­
ter Arbeitern bleiben aber nicht auf 
Wahlen beschränkt. Hohe Anteile jun­
ger (Fach-) Arbeiter zeigen sich auch 
bei aktenkundig gewordenen rassistisch 
motivierten Straftätern (Willems u.a. 
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1993). Neuere Untersuchungen zu so­
zialen Milieus und Politikstilen belegen 
ebenfalls eine überdurchschnittliche 
Sympathie verschiedener Arbeitergrup­
pen für rechtspopulistische Parteien 
(Vester 1993, S. 5., S. 18).' Solche Be­
funde lassen nur einen Schluß zu: Der 
Rechtsextremismus verfügt in Deutsch­
land zunehmend über eine Arbeiterba­
sis, und sein Einfluß reicht bis tief in 
die gewerkschaftlich organisierte und -
ehemals (?) - sozialdemokratisch orien­
tierte Industriearbeiterschaft hinein. 
Zwar ist die Anfälligkeit organisierter 
Arbeiter für rechtspopulistische oder 
faschistische Anrufungen historisch ge­
sehen kein neues Phänomen. Aber ver­
glichen mit den überproportionalen 
Mittelschichten-Sympathien der Natio­
nalsozialisten signalisiert die starke Re­
präsentanz von Arbeitern in der Wäh­
lerschaft von REPs und DVU doch eine 
Verschiebung der sozialen Basis des 
Rechtsextremismus. 

Der Rechtsextremismus 
verfügt in Deutschland 
zunehmend über eine 
Arbeiterbasis. 

Wie ist dieses Phänomen zu erklä­
ren? Stehen wir vor einer .Arbeiterbe­
wegung von rechts"? Und was bedeutet 
diese Variante der .Arbeiterfrage" für 
die politische Linke? Die nachfolgend 
zu begründende These lautet: Mit dem 
Anwachsen politischer Sympathien für 
die extreme Rechte innerhalb der 
Arbeiterschaft kehrt - nun aber in ei­
nem völlig veränderten sozialen Kon­
text - die .industrielle Konfliktlinie" 
(Vester 1993, S. 5) zurück in die Poli­
tilc: Daß so viele, vorwiegend junge Ar­
beiter die extreme Rechte zum Vehilcel 
ihres Protests machen, ist Ausdruck ei­
ner verdrängten Klassenproblematilc. 
Auf die Verwerfungen einer sich zu­
nehmend internationalisierenden Wirt­
schaft - insbesondere die Einwanderung 
unter den Bedingungen enger werden-

von Klaus Dörre* 

der Verteilungsspielräume - reagieren 
Teile der Arbeiterschaft in den industri­
ellen Metropolen, indem sie Staats- als 
Wohlstandsgrenzen reklamieren. Dies 
ist der Nährboden, auf dem .sozialpa­
triotisch • auftretende Formationen im 
Arbeiterbewußtsein Einfluß gewinnen 
können. Dabei geht dieser rechte .So­
zialpatriotismus• mit einem .Rassis­
mus ohne Rassen" einher, dessen ideo­
logisches Gerüsi sich wie folgt skizzie­
ren läßt: 

„Rassismus 
ohne Rassen" 

Rassismen, die im Kern auf einer 
biologistischen Vorstellung eines .Ras­
senkampfes" beruhen, sind mit der 
Ausrottungspraxis des deutschen 
Faschismus belastet und gesellschaft­
lich diskreditiert. Aber das ist nicht das 
Ende rassistischer Ideologien. Die ak­
tuell wohl gefährlichste Variante ist 
eben jener • Rassismus ohne Rassen•, 
der die .biologische" Argumentation 
durch eine Verabsolutierung .kulturel­
ler" Differenzen ersetzt (Miles 1991, 
S. 222). Unter Bezeichnungen wie 
.Ethnopluralismus" firmierend, han­
delt es sich bislang eher um Gedanken­
gebäude kleiner Intellektuellenzirkel, 
die jedoch in rechtspopulistischen 
Formationen rezipiert und politisch 
operationalisiert werden. 

Kerngedanke dieses Neorassismus 
ist eine Überhöhung und Verteidigung 
kultureller Identität, verbunden mit 
dem .Lob der Differenz", teils unter 
Gruppen, teils unter Individuen. Volk 
und (National-) Kultur werden als ho­
mogene Gemeinschaften konstruiert 
und mit quasi-natürlichen Eigen­
schaften ausgestattet. An die Stelle des 
.Rassenkampfes" rückt die Vorstellung 
einer Nicht-Assimilierbarkeit oder 
Nicht-Integrierbarkeit von Kulturen. 
Nur diejenigen Individuen und Gruppen 
erweisen sich als stark, die in einer un­
verfälschten Kultur aufwachsen kön­
nen; Integrationsversuche sind zum 
Scheitern verurteilt und lösen - so die 
Botschaft - unweigerlich ethnische 
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Konflilcte aus. Entsprechende Argu­
mentationsmuster können sich durch 

·große Flexibilität auszeichnen; wo kul­
turelle Grenzen gezogen werden (z.B. 
• westlicher Kulturkreis" versus .isla­
mische Kultur") oder wann die .Bela­
stung" einer nationalen Kultur (. Tole­
ranzschwelle") als zu hoch erklärt 
wird, ist definitionsabhängig. 

Wie bei jedem anderen ideologi­
schen System muß auch im Falle des 
Neorassismus zwischen verschiedenen 
Ebenen unterschieden werden. Dazu 
gehören 
• die den wissenschaftlichen Theorie­

typ nachahmenden Ideengebäude; 
• die popularisierenden Medien und 

Organisationen; 
• die institutionellen bzw. .legalen" 

Praktiken (z.B. Abschiebeverfah­
ren) sowie 

• die .spontanen Jedermannsphilo­
sophien" (Gramsci 1967, S. 129), 
jene Gang-und-Gäbe-Denkformen, 
die den Rohstoff. für rechtsextreme 
Anrufungen liefern. 
Erst das Zusammenspiel dieser Ebe­

nen bringt - günstige Rahmenbedingun­
gen vorausgesetzt - eine mobilisierungs­
fähige Ideologie hervor. 

Deutungen: Vom 
Verteilungskonflikt zum 

Kampf der Kulturen 

Mit Blick auf die Arbeiterbasis des 
aktuellen Rechtsextremismus interes­
siert in erster Linie die Ebene des All­
tagsbewußtseins. Junge Arbeiter, die in 
der Wahlkabine ihr Kreuz bei REPs 
oder D VU machen, besitzen kein ge­
schlossen rechtsextremes Weltbild. 
Und doch lassen sich in ihren .Jeder­
mannsphilosophien" Übergänge zu 
rechtsextremen Orientierungen ausma­
chen:2 

1. Konflikterfahrung 
und Ressentiment 

Verbreitet ist eine angemessen als 
Vorurteil oder Ressentiment zu be­
zeichnende Haltung. Häufig basiert sie 
auf realen Alltagserfahrungen, die über 
ein ethnisierendes Deutungsmuster 
wahrgenommen und verarbeitet wer­
den. Nehmen wir als Beispiel junge 
Einzelhandelsangestellte in einem Wa­
renhaus der unteren Kategorie. An der 
Peripherie einer mittleren Industrie­
stadt gelegen, sind 70% der Kunden 
Türken. Die Arbeitssituation ist von ei-
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ner Ausweitung der Verkaufsfläche bei 
gleichzeitiger Personalreduktion ge­
prägt. Ein Großteil der Waren wird an 
Sondertischen verkauft; die Auszubil­
denden sind auf Kosten ihrer Qualifika­
tion permanent im Arbeitseinsatz. Die 
hieraus resultierenden Interessen­
verletzungen und Mißachtungserfah­
rungen erzeugen Unmut, der - gerade 
weil man in seiner sozialen Selbstver­
ortung vom Bild der Kunden abhängig 
ist - auf .die Türken" übertragen wird. 

Erfahrungsrohstoff bezieht die Pro­
jektion auch aus Konflikten mit Kun­
den. Hinzu kommt, daß das Warenhaus 
bevorzugter Aufenthaltsort von 
Obdachlosen, Trebern, Gelegenheits­
dieben usw. ist. Die Angestellten leben 
in dem Gefühl, eine soziale Unter­
schicht zu bedienen, was ihren Unmut 
geradezu verdoppelt. Entscheidend ist 
nun, daß "viele Beschäftigte .die" Tür­
ken als homogene Gemeinschaft wahr­
nehmen und ihnen einen Vielzahl von 
Negativeigenschaften zuschreiben. Die 
Konflikterfahrung wird ethnisiert, man 
begegnet .den Türken" mit einem 
Ressentiment (Dörre u. a. 1993, S. 52 
ff.). 

Ähnliche Alltagserfahrungen gibt es 
in Betrieb (z.B. v .Freyberg 1992) und 
Gesellschaft zuhauf. Interessant ist 
aber, daß die sich darauf beziehenden 
Ressentiments einen spezifischen Inhalt 
besitzen. Niemand hat etwas gegen 
Ausländer .an sich". Kern vieler Res­
sentiments ist der teils direkt, teils 
unterschwellig geäußerte Vorwurf, be­
stimmte Gruppen von Fremden genös­
sen eine .die Deutschen" dis­
kriminierende Vorzugsbehandlung. In 
solchen Bekundungen blitzt verletztes 
Gerechtigkeitsempfinden auf. Die Ur­
sachen derartiger Empfindungen müs­
sen nicht das geringste mit Migranten 
zu tun haben. Aber Gruppen von Frem­
den, Unbekannten, deren Lebensbedin­
gungen und Gewohnheiten man nicht 
im Detail kennt, eignen sich bevorzugt 
zur Projektion von Wut oder Ärger. 

2. Bipolares Denken: 
,, Wir" und „Die" 

Argumentationen, die solche Res­
sentiments transportieren, zeichnen 
sich durch eine eigentümliche Struktur 
aus. Sie operieren mit vereinfachenden 
• Wir-Die-Schemata" .• Die" Fremden 
werden als homogene out-group. kon­
struiert, der dann die ebenfalls nicht 
weiter differenzierte in-group .der" 
Deutschen gegenübergestellt wird. An 

solchen Denkschemata ist eigentlich 
nichts Ungewöhnliches. Jeder Mensch 
arbeitet mit alltagstheoretischen Ver' 
einfachungen, um in einer komplexen 
Welt handlungsfähig zu bleiben. Einen 
problematischen Zug nehmen diese 
Vereinfachungen jedoch an, wenn sie 
auf abgelagerte, latent rassistische 
Bedeutungssysteme zurückgreifen. 
Was das bedeutet, sei an einem unver­
fänglichen Beispiel illustriert: Der 
Gang-und,Gäbe-Ausspruch, .die 
Schwarzen haben den Rhythmus im 
Blut", .scheint auf den ersten Blick ein 
Lob zu beinhalten. Dieses Lob greift 
auf nicht weiter hinterfragte Bedeutun­
gen zurück, die dem Kollektiv .die 
Schwarzen" als quasi natürliche Eigen­
schaften (. im Blut") zugewiesen wer­
den. Das unterliegende Bedeutungssy­
stem lautet: schwarz - körperbetont -
nicht verkopft - emotional (und wohl 
unterschwellig auch sexuell ausstrah­
lungsfähig). Die Umkehrung dieser 
Verknüpfung ist: weiß- rational - ver­
kopft - entemotionalisiert (und im Hin­
terkopf klingt wohl auch die Befürch­
tung sexueller Unterlegenheit an). Sol­
che Konstruktionen haben nic~:j?t 
monisches und sind im wahrsten·::~ 
des Wortes alltäglich. Spannunpll 
aufgeladen werden sie aber, wenn 'sie 
zur Abwertung der out- und damit zur 
Überhöhung der in-group führen. 

3. Rassistische Zuordnungen 
Bei den befragten jungen Gewerk­

schaftern (vgl. Fußnote ') findet sich 
eine besondere Form bipolaren Den­
kens, die wie eine alltagstheoretische 
Entsprechung zum Rassismus der neu­
en Rechten wirkt. Keiner dieser Ge­
werkschafter hat etwas gegen Auslän­
der als solche; fast jeder hat ausländi­
sche Freunde oder kennt .gute Ausnah­
men". Aber, daran ist sich die mit der 
Ausländerpolitilc der extremen Rechten 
sympathisierende Gruppe einig, man 
möchte den Zuzug von Fremden stop­
pen. Bei der Begründung greift man auf 
Begriffspaare wie • vertraut - fremd", 
.produktiv - unproduktiv", .leistungs­
bereit - parasitär", .nützlich - unnütz" 
oder .integrierbar - nicht anpassungsfä­
hig" zurück, nach denen die Ausländer 
verschiedenen Gruppen zugeordnet 
werden. Zur out-group gehören die 
.parasitären", nicht anpassungswilli­
gen .unnützen" Fremden. Entschei­
dend ist, daß es sich um • ungebetene 
Gäste" handelt, die • wir durchfüttern 
müssen~. 
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Es sind keineswegs .kulturelle 
Schocks" oder anthropologisch beding­
te Fremdheiten, die den Ausgangspunkt 
solcher Klassifikationen bilden. Eber 
ist es umgekehrt. Kulturelle Differen­
zen oder unterschiedliche Mentalitäten 
werden herangezogen, situativ, will­
kürlich und wechselhaft konstruiert, 
um sie strategisch im Kampf um Res­
sourcen einzusetzen (vgl. Beck 1993, 
S. 121 ff.). Dabei ist es kein Zufall, 
daß die rassistische Klassifikation sich 
bevorzugt auf den asiatischen oder 
afrikanischen .Kulturkreis~ bezieht. 
Als Anspruchsberechtigung oder -ver­
weigerung für Wohlfahrt erhält das 
Ressentiment politisches Gewicht. Das 
Vorurteil wird mit einem Bedeutungs­
system verknüpft, das mentale bzw. 
kulturelle Differenzen festschreibt und 
.naturalisiert". Die produktivere Kul­
tur verteidigt sich nach diesem Bewußt­
sein gegen weniger produktive. In der 
Logik dieses Arguments liegt, daß je­
der .seine" Kultur leben soll; aber eben 
am besten in seinem Heimatland. 

4. Das Dentungsmuster 
,, Wohlstandsinsel" 

Ein solch alltäglicher .Rassismus 
ohne Rassen• gerät keineswegs in Kon­
flikt mit einem Bewußtsein über gegen­
sätzliche Interessen zwischen Lohnar­
beit und Kapital. Im Gegenteil: Einige 
der für die Botschaften des Rechtsex­
tremismus empfänglichen Arbeiter 
können, sofern es .um's Geld" geht, 
sogar einer konfliktorientierten Ge­
werkschaftspolitik etwas abgewinnen. 
Im Leben, so die verinnerlichte Devise, 
versucht jeder, für sich das beste 
herauszuholen. Diese Verhaltensmaxi­
me gesteht man .den Unternehmen" 
zu, weshalb man umgekehrt die 
Nützlichkeit gewerkschaftlicher Orga­
nisationen reklamiert. Aber das Deu­
tungsmuster • Interessengegensatz" 
verliert an Bedeutung, sobald es um 
den • Wohlstand der Nation" geht. Die 
jungen Gewerkschafter konstruieren -
trotz aller Mißachtungserfahrungen und 
Interessenverletzungen - Deutschland 
als • Wohlstandsinsel", an deren Reich­
tum sie selbst in einer unterprivilegier­
ten Position partizipieren. Im Bild der 
• Wohlstandsinsel" verschwimmen die 
Gegensätze im Inneren der Nation. 
Subjektiv muß der Wechsel der Be­
zugssysteme gar kein Bruch sein. An 
die Stelle des Verteilungskonflikts im 
Inneren rückt die Vorstellung eines 
Kampfs zwischen .Kulturen" und .Na-
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tionen". Sobald das Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystem berührt ist, das 
sich in den Augen der jungen Gewerk­
schafter gegenüber allen anderen Syste­
men als überlegen erwiesen hat, setzt 
eine Identifikation mit dem Status quo 
ein. Staatsgrenzen werden als Wohl­
standsgrenzen begriffen; das ist die 
Perspektive, aus.der heraus .nationale 
Identität" definiert wird. 

An die Stelle des Ver­
teilungskonflikts im In­
neren rückt die Vorstel­
lung eines Kampfs zwi­
schen „Kulturen" und 
,,Nationen". 

Auch hier geht es den jungen Arbei­
tern nicht in erster Linie um ethnische 
oder kulturelle Selbstvergewisserung, 
sondern um einen Begriff des Natio­
nalen, der Wohlfahrtsansprüche legi­
timiert. Zur Nation soll jeder gehören, 
der - so das durchaus in der Tradition 
des Nationenbegriffs der französischen 
Revolution stehende Argument - die 
deutsche Staatsbürgerschaft besitzt. 
Zum Deutungsmuster • Wohlstandsin­
sel" gehört aber auch, daß man das an' 
spruchsberechtigte Staatsvolk mög­
lichst eng definieren möchte. Dies gar 
nicht einmal, weil man Migranten als 
unmittelbare Konkurrenten um Ar­
beitsplätze fürchtet. Aber man glaubt, 
bei einer Fortsetzung des Zuzugs selbst 
.zur Kasse• gebeten zu werden. 

Produktivismus und 
Sozialstaat: 

Übergänge zur 
.. nationalen Solidarität" 

Diese Skizze eines für die Botschaf­
ten des Rechtspopulisml/S offenen All­
tagsbewußtseins ließe sich um markan­
te Züge erweitern (vgl. Dörre 1994). 
So findet sich bei der porträtierten Ar­
beitergruppe ein Zwiespalt, der mit ei­
ner Art .Anti-Antiproduktivismus" 
korrespondiert. Einerseits hofieren die 
jungen Gewerkschafter Lebensstile, die 
sich an einem hochgradig· individuali­
sierten Modernitätsideal orientieren. 
Nicht ohne Stolz läßt man sich als 
• Yuppie" bezeichnen - eine Klassifizie­
rung, die jedoch nicht für einen geleb-

ten Stil, sondern für ein .bißchen Lu­
xus" im Arbeiterleben, für eine symbo­
lische Lösung biographischer Probleme 
steht. Andererseits verfechten die glei­
chen Jugendlieben konventionelle Fa­
milienformen, suchen nach Ver­
bindlichkeit in sozialen Beziehungen 
und streben nach Bewahrung intimer, 
vertrauter .Kleinmilieus". Zwar sind 
die betreffenden jungen Arbeiter 
gegenüber .nachindustriellen" Kon­
fliktlinien nicht unsensibel, aber .anti­
produktivistische" Gruppen wie Grüne 
und Feministinnen lehnen sie ab. 
Entscheidend ist nicht so sehr das poli­
tische Programm dieser Gruppen ( das 
sie im übrigen genau so wenig kennen 
wie das der REPs u. a.), sondern der 
damit verknüpfte Anspruch einer .hö­
heren Moral". Ein junger Arbeiter, für 
den das Auto • sein bißchen Luxus" ist, 
betrachtet den moralischen Zeigefinger 
der grünen .Anti-Auto-Partei" als In­
fragestellung dessen, was seinem Le­
ben Sinn verleiht .und ihn die Wid­
rigkeiten des Arbeitsalltags in Kauf 
nehmen läßt. 

All das weist auf eine charakteristi­
sche Doppelstruktur zeitgenössischer 
Arbeiteridentitäten hin: Man sieht sich, 
gemessen am kulturellen Reichtum der 
Gesellschaft, in einer subalternen Posi­
tion. Die damit verbundenen Erfahrun­
gen sozialer Mißachtung speisen ein 
Bewußtsein von .oben" und .unten", 
von Interessengegensätzen, die zu­
gleich die Motivationsbasis·für gewerk­
schaftliche Organisierung und Aktivität 
sein können. Da man sich· aber nicht 
nur als unterprivilegierter Arbeiter, 
sondern ebenso als Bürger der • Wohl­
standsinsel • fühlt, weiß man sich der 
hegemonialen, produktivistisch-lei­
stungszentrierten Wertordnung ver­
pflichtet. Die jungen Arbeiter verteidi­
gen eine Gesellschaftsordnung, inner­
halb derer sie strukturell benachteiligt 
sind. Und sie huldigen einem Moderni­
tätsideal, das im Widerspruch zu ihrer 
.konservativen" Mentalität steht. 

Der latent immer vorhandene 
Arbeiterkonservatismus kann sich - an­
gesichts von enger werdenden Vertei­
lungsspielräumen und neuer Einwande­
rung - zu einer scheinbaren • Systemop­
position" steigern. Charakteristisch für 
viele der befragten jungen Arbeiter ist, 
daß sie etwas gegen .das System" ha­
ben. Mit .System" ist zunächst der 
Staat samt seiner Machtinstanzen ge­
meint. Die mit det Wahl von REPs oder 
DVU verbundene Protestgeste richtet 
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sich dementsprechend gegen .die Eta­
blierten•, gegen das politische System 
in Gänze. Aber die Opposition bleibt 
unwirklich; aus der Kritik am .System" 
wird bei den Betreffenden z.B. das Plä­
doyer für ein besseres .Justizsystem", 
für härteres Durchgreifen gegen 
.Scheinasylanten" und strengere Geset­
ze bis hin zur • Todesstrafe für Drogen­
dealer". In den Stellungnahmen der jun­
gen Arbeiter münden Protestmotive re­
gelmäßig in einen Ordnungsdiskurs. 
Machtapparate und Herrschaftsmecha­
nismen werden nie wirklich in Frage ge­
stellt; es geht immer um eine effiziente­
re Ordnung, eine bessere Herrschaft. 

Damit ist etwas über den besonderen 
Gehalt dieses für rechtsextreme Appel­
le offenen Arbeiterprotestes gesagt. 
Die betreffenden jungen Arbeiter sehen 
sich allesamt dem Wertesystem jenes 
fordistischen Kapitalismus verpflichtet, 
der mit standardisierter Massenpro­
duktion, Massenkonsum, nachfrage­
orientierter Wirtschaftspolitik und sozi­
alstaatlichen Sicherungen auf hohem 
Niveau die Basis für eine weitreichende 
Eingliederung der Arbeiter in den bür­
gerlichen Staat schuf. Die damit ver­
bundenen Normen sind in den Persön­
lichkeitsstrukturen verankert und wir­
ken über ihre Erzeugungsbedingungen -
den Fordismus - hinaus. Daher vertei­
digen die betreffenden westdeutschen 
Arbeiter ein Rationalitätsprinzip, das 
ihrer sozialen Großgruppe zum Auf­
stieg in der bürgerlichen Gesellschaft 
verholfen hat, gegen eine neue gesell­
schaftliche Realität. Ihre Opposition 
gegen .die Etablierten" resultiert aus 
dem Vorwurf an die politischen 
Institutionen, die Versprechen des For­
dismus, das „immer mehr", ,.immer 
besser" und .immer sicherer" nicht 
mehr einlösen zu können. Es handelt 
sich also um eine Revolte, die .Bewah­
rung" auf ihre Fahnen geschrieben hat; 
ein Programm, das angesichts schwin­
dender Realisierungsmöglichkeiten 
auch im Kampf gegen .fremd" und 
.anders" seinen Ausdruck finden kann. 

Kein Zweifel, daß die beschriebe­
nen Formen eines alltäglichen Arbeiter­
bewußtseins ihre Basis im sozioöko­
nomischen und sozialkulturellen Struk­
turwandel haben. Sie sind Ausdruck ei­
ner .historisch beispiellosen Asymme­
trie zwischen der internationalen Orga­
nisation und Mobilität des Kapitals ei­
nerseits sowie der Zerstückelung und 
Segmentierung der Arbeit andererseits" 
(Anderson 1993, S. 154). Die im globa-
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len Maßstab zu beobachtende soziale 
Polarisierung hat, in diesem Punkt ent­
gegen der Marxschen Prognose, kein 
homogenes Kollektivsubjekt, sondern 
eine Vielzahl zersplirterter, in ihrer 
Widerstandskraft geschwächter Sozial­
gruppen hervorgebracht. Hierbei kann 
sich die - intern ebenfalls hochgradig 
fragmentierte - Arbeiterschaft in den in­
dustriekapitalistischen Metropolen trotz 
sozialer Abstiegsprozesse noch immer 
auf der Gewinnerseite sehen. Allerdings 
zeichnet sich eine seltsame Verkehrung 
ab: War es der Sozialstaat, der we­
sentlich zur Individualisierung des Ar­
beiterlebens beigetragen hat, so bietet 
das sozialstaatlich geprägte Arbeiterbe­
wußtsein nun die Basis für Appelle an 
die .nationale Solidarität" und die Öff­
nung gegenüber rechtsextremen Orien­
tierungen. 

Krise der politischen 
Repräsentation und 

die Rückkehr der 
,.kleinen Leute"· 

All das ist freilich kein zwangsläufi­
ger, sich automatisch vollziehender 
Prozeß. Auch wenn dem Bewußtsein 
von Arbeitern in den industriellen 
Metropolen ein konservativer Grund­
zug eigen . ist, bedeutet das nicht 
zwangsläufig, daß sie unter Krisenbe­
dingungen mit fliegenden Fahnen zur 
extremen Rechten übergehen. Die .ras­
sistische Abwehr" als eine auf Bewah­
rung ausgerichtete Haltung ist nur eine 
unter mehreren möglichen Deutungen 
spezifischer Arbeiterprobleme. Sie ent­
steht nicht einfach spontan; vielmehr 
greifen Individuen und Gruppen auf in­
tellektuell vorgedachte, über Medien 
und soziale Zusammenhänge populari­
sierte und eben auch durch die organi­
sierte Rechte operationalisierte Deu­
tungsmuster zurück. 

Ein wichtiger Grund hierfür liegt 
darin, daß die Auflösung eines spezifi­
schen Sozialstaatsbewußtseins von Ar­
beitern mit einer Krise der politischen 
Repräsentation zusammenfällt. Arbei­
ter sehen sich mit ihren Problemen nir­
gendwo aufgehoben. Aus den öffentlich · 
Diskursen sind sie weitgehend aus­
gegrenzt oder sie werden nur als Opfer · 
thematisiert. Die Teil-Modernisierung 
des politischen Systems wurde während 
der 80er Jahre in hohem Maße durch 
die Themen der .neuen Politik" bzw: 
.neuen sozialen Bewegungen• geprägt. 
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Dies zu Veränderungsimpulsen zu 
transformieren, war die besondere Lei­
stung , einer Oinks-) alternativen Op­
position. Der damit verbundene .Ab­
schied vom Proletariat" führte jedoch 
dazu, daß die .soziale Frage• auf der 
Linken kaum noch bearbeitet wurde. 
Soziale Ungleichheit nahm man häufig 
nur noch als kulturelle Vielfalt wahr. 
Dabei geriet die Entstehung einer .neu­
en urbanen Unterklasse· (vgl. Schacht 
1993) ebenso. aus dem Blick wie die_ 
stille Reaktualisierung industrieller 
Verteilungskonflikte. Dies ist, im Zu­
sammenspiel mit der die Linke beson­
ders treffenden dramatischen Entwer­
tung politischen Orientierungswissens 
einer der Gründe, weshalb rechtspop­
ulistische Strömungen sogar im 
gewerkschaftlich organisierten Kern 
der Industriearbeiterschaft Fuß zu fas­
sen beginnen. Die Wahl von REPs oder 
DVU bewirkt, daß z.B. über die 
Entschlüsselung von Wählermotiven 
.Arbeiterthemen" wieder in die politi­
sche Öffentlichkeit gelangen. Die Wahl 
erscheint aus der Sicht junger Arbeiter 
daher als legitimer und erfolgreicher 
Akt der Interessenvertretung. Auf diese 
Weise vollzieht sich eine prekäre Rück­
kehr von Arbeitern in die Politik. 

Die Reaktionen im offiziellen politi­
schen System sind nicht ausgeblieben. 
Niclit nur in der Sozialdemokratie hat 
eine Wiederentdeckung der .kleinen 
Leute" eingesetzt. Auch wenn die 
Gruppen mit sog. Arbeiterhabitus nur 
noch ca. 22 % der Bevölkerung (das tra­
ditionell-sozialdemokratische Arbeiter­
milieu deckt ein Segment von nur noch 
5 % ab) ausmachen und somit gegen-

über den 59 % mit Mittelklassenhabitus 
eine Minderheit darstellen (Vester 
1993, S. 7), ist wohl deutlich gewor­
den, daß die Öffnung zur - ebenfalls he­
terogenen, von Lohnabhängigen do­
minierten - Mitte nicht um den Preis ei­
ner völligen Aufgabe der Industriear­
beiterschaft erfolgen darf. Entschei­
dend ist dabei aber, wie die .Arbeiter­
frage• thematisiert wird. 

Eine konservative, auch in der Sozi­
aldemokratie präsente Strömung setzt 
das Konstrukt der .kleinen Leute" ein, 
um damit einen Themenwechsel zu 
vollziehen. An die Stelle der Leitidee 
.ökologischer Umbau der Industriege­
sellschaft" soll nun die bevorzugte The­
matisierung des • Wirtschaftsstandortes 
Deutschland• und seiner Probleme tre­
ten. Die - durchaus sinnvolle - Wieder­
entdeckung der .sozialen Frage• er­
folgt so in Form eines .sanften Natio­
nalismus• und einer Frontstellung ge­
gen die Themen der neuen Politik und 
folgerichtig auch gegen rosa-grüne 
Bündnisse. Das Problem einer solchen 
Politik ist, daß sie die .soziale Frage• 
lediglich taktisch thematisiert und sie in 
eine Richtung operationalisiert, die auf 
Anpassung an die populistische Rechte 
hinausläuft. Die Vorstellung, darüber 
Arbeiterwähler zu reintegrieren, könn­
te sich als trügerisch erweisen, weil die 
Ursachen von verletztem Gerechtig­
keitsempfinden nicht wirklich angegan­
gen, sondern eher noch verschärft wer­
den. Werdie .nationale Karte" zu sei­
nem Trumpf machen will, spielt daher 
mit dem Feuer. Gibt es doch kaum Ge­
fühlsbindungen und Traditionsbestän­
de, die - angesichts wachsender Un-

gleichheiten - eine progressive • Beset­
zung• des Nationalen erlauben würden. 

Und die Linke? Eckpfeiler 
für einen neuen 

Gesellschaftsvertrag 

Trotz dieser Widersprüche sind es 
solche konservativen , Deutungen der 
.sozialen Frage•, die gegenwärtig den 
verteilungspolitischen Diskurs bestim­
men. Gibt es dazu eine Alternative? 
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit las­
sen sich doch einige .Eckpfeiler" einer 
anderen Thematisierung benennen: 

1. Zunächst ist es zwingend gebo­
ten, trotz der Reaktualisierung des in­
dustriellen Verteilungskonfliktes, im 
Sinne eines • Verfassungspatriotismus• 
auf dem Eigenwert demokratischer 
Verfahren zu beharren ( dazu: Haber­
mas 1992, Rödel u.a. 1989). Das be­
deutet, das .Einwanderungsland BRD" 
institutionell abzusichern, indem Bür­
gerrechte auf Migranten ausgeweitet 
werden. In diesen Kontext gehören Ein­
wanderungsgesetz, doppelte Staatsbür­
gerschaft und kommunales Wahlrecht. 
Wenn der Begriff des Nationalen ange­
sichts des unurnkehrbaren Schwindens 
nationalstaatlicher Regulierungskapazi­
tät überhaupt einen Sinn haben soll, 
dann in der Verkoppelung mit .uni­
versalistischen• Bürgerrechten, die 
nicht ausschließlich an die Formen des 
Nationalstaates gebunden sein dürften. 

2. Arbeiter, deren Interessenhorizont 
durch Verteilungskämpfe geprägt ist, 
neigen dazu, in engeren Verteilungs­
spielräumen auch einen Grund für die 
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Einschränkung demokratischer Stan­
dards zu sehen. Deshalb reicht eine of­
fensive demokratische Antwort auf die 
neue soziale Frage nicht aus. Die Linke 
muß überzeugende, an Gerechtigkeits­
prinzipien orientierte verteilungspoliti­
sche Antworten auf den neuen, mehrdi­
mensionalen Verteilungskonflikt (dazu: 
Kurz-Scherf 1992) suchen. Auf eine 
kurze Formel gebracht könnte das hei­
ßen: Keine Zusatzbelastungen für die 
unteren Einkommensschichten; höhere 
Zumutungen an die Mitte und 
überproportionale Besteuerung der Be­
zieher hoher Einkommen. Allein die 
Anhebung der Erbschaftssteuer könnte -
auch wenn das in erster Linie die 
Generation der Erben trifft - Milliarden 
freisetzen, die einer beschäftigungs­
orientierten Industrie- und Wirtschafts­
politik zuzuführen wären. Da es hier um 
Eigentumstitel geht, setzt ein ent­
sprechendes Vorgehen allerdings Be­
reitschaft zu Machtkonflikten voraus. 

3. Verteilungspolitik darf sich frei­
lich nicht auf die Einkommen und die 
Relationen zwischen .oben" und .un­
ten· beschränken. Gerade weil sich die 
soziale Frage in einem veränderten 
Kontext stellt, müssen andere Vertei­
lungsdimensionen (Ost-West, Margina­
lisierte-Inte.~rierte, (}eschlechterver­
hältnisse, Okonomie-Okologie, Nord­
Süd) ebenso thematisiert werden. 
Wichtige Ansatzpunkte sind rasche Ar­
beitszeitverkürzungen - soweit vertret­
bar auch ohne vollen Lohnausgleich -
sowie eine gestaltende Arbeitspolitik, 
die den Sinn der Arbeitstätigkeit und 
die Beteiligung an Entscheidungen über 
das • Wie" und • Wozu" der Produktion 
ins Zentrum rückt. Auch für letzteres 
lassen sich bei den porträtierten Arbei­
tern Anknüpfungspunkte finden. Hinter 
den z. T. spaltenden Ressourcen- und 
Interessenkämpfen (dazu: Schwingel 
1993) verbirgt sich auch eine morali­
sche Dimension! Den für rechts­
populistische Botschaften empfängli­
chen Arbeitern geht es immer auch um 
Anerkennung ihrer persönlichen Lei­
stung für das gesellschaftliche Ganze; 
es geht ihnen um soziale Wertschätzung 
ihrer Tätigkeit und ihrer Personen (ver­
gl. Honneth 1993, S. 211). Wertschät­
zung vermittelt sich aber nicht allein -
häufig nicht einmal in erster Linie -
über materielle Gratifikationen. Wich­
tig ist es, z.B. Formen der Arbeits- und 
Unternehmensorganisation zu fmden, 
die solch fundamentalen Bedürfnissen 
nach sozialer Anerkennung der Person 
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entgegenkommen. Daß dies ein wichti­
ges Terrain sozialer Auseinanderset­
zung ist, haben wandlungsfähige 
Managementfraktionen längst entdeckt; 
es gibt jedoch keinen Zwang, ihnen das 
Feld zu überlassen. 

An die Stelle einer tak­
tischen Wiederentdek­
kung der „kleinen Leu­
te" muß die Vorstel­
lung eines strategi­
schen Bündnisses zwi­
schen Arbeitern und 
Mittelschichten treten. 

4. An die Stelle ei11er taktischen 
Wiederentdeckung der .kleinen Leute" 
muß die Vorstellung eines strategischen 
Bündnisses zwischen Arbeitern und 
Mittelschichten treten. Auch dafür gibt 
es Anknüpfungspunkte. Die Zunahme 
von Gewalt, sozialen Problemen usw. 
schlägt direkt auf die Arbeitsbe­
dingungen z.B. von sozialberuflichen 
Mittelschichten, Pädagogen usw. 
durch. Diesen Gruppen geht infolge 
von sozialen Desintegrationsprozessen 
mehr und mehr der .Spaß an der Ar­
beit" verloren. Dies zu thematisieren 
und in einer neuen Reformdebatte auf­
zugreifen, könnte ein Weg sein, den 
Blick der Mitte wieder nach .unten" zu 
richten und • Gemeinsinn aus Eigenin­
teresse· (am Beispiel der USA: Ehren­
reich 1992) zu fördern. Zugleich wäre 
das eine Alternative zum populistischen 
Spiel mit Gruppenegoismen (etwa: Ar­
beiter gegen Lehrer) und ein Schritt zu 
einem neuen, Reformspielräume öff­
nenden Gesellschaftsvertrag. 

Mag sein, daß sich eine solche Poli­
tik gegenwärtig nur als oppositioneller 
Entwurf verfolgen läßt; als Option wird 
er dadurch nicht inaktuell; läuft doch 
der Mainstream gegenwärtig Gefahr, 
sich vom Rechtspopulismus die The­
men diktieren zu lassen. Noch ist die 
.Arbeiterbewegung von rechts" eher 
eine Fiktion; eine Garantie, daß es so 
bleibt, gibt es nicht. 

21 Die Überlegungen beziehen sich auf Dörre 
1992. Es handelt sich um eine qualitativ an­
gelegte empirische Untersuchung, die auf 40 
biographischen Fallstudien aktiver junger Ge­
werkschaftsmitglieder aus der alten Bundes­
republik basiert. Innerhalb dieses Samples er­
wies sich eine relevante Minderheit aus­
schließlich männlicher Jugendlicher als auf­
geschlossen für die Ausländerpolitik der ex­
tremen Rechten. Obwohl es sich um eine Po­
sitivauswahl handelte, die eher den ge­
werkschaftlichen Funktionärsnachwuchs re­
präsentiert, gab es unter diesen Jugendlichen 
auch REP-Wähler. Die Aussagen der Untersu­
chung haben den Status von „grounded theo­
ries", und sie thematisieren ausschließlich 
den Westen der Republik. Eine ausführliche­
re, mit der Präsentation von empirischem Ma­
terial verbundene Darstellung findet sich in: 
Dörre 1994. 

Literatur 

Anderson, P. (1993): Zum Ende der Geschichte, 
Berlin. 

Beck, U. 119931: Die Erfindung des Politischen, 
Frankfurt/M. 

Dörre, K. (1992): Vom Klassenindividuum zum 
Aktivbürger? Zwei Bände, Marburg. Erscheint 
unter anderem Titel im Verlag „Westfälisches 
Dampfboot\ Münster. 

Dörre, K. (1994): Sehnsucht nach der alten Re­
publik? Von den Schwierigkeiten einer ge­
werkschaftlichen Politik gegen Rechtsextr­
emismus,.in: Heitmeyer, W. (1994): Das Ge­
waltdilemma, Frankfurt/Main. 

Dörre, K. in Zusammenarbeit mit M. Baeth~i.,.A. 

Grimm und W. Pelull (1993): Weder;_., ... ·,_:.e_,i_' 
ge L?hnarbeiter" noch . ,.indivi~u~1: .:_,~

1 
iT' . .*. 

Yuppies, Forschungsbericht Gottin~/Er­
scheint mit dem Titel „Jugendliche Afl~811-
te" im Verlag Leska und Budrich, Opladen 
1994. 

Ehrenreich, B. 11992): Angst vor dem Absturz. 
Das Dilemma der Mittelklasse, Ver_lag Antje 
Kunstmann. 

v. Freyberg, Th. (1992): Anmerkungen zur 
aktuellen Welle von Fremdenhaß, in: Institut 
für Sozialforschung (Hrsg.), Frankfurt/M. 

Gramsci, A. (1967): Philosophie der Praxis. Eine 
Auswahl, hrsg. u. übers. v. Ch. Riechers, 
Frankfurt/M. 

Habermas, J. (1992): Faktizität und Geltung. Bei­
träge zur Diskurstheorie des Rechts und des 
demokratischen Rechtsstaates, Frankfurt/M. 

Honneth, A. (1993): Kampf um Anerkennung. 
Zur moralischen Grammatik sozialer Konflik­
te, Frankfurt/M. 

Jung, M. u. D. Roth !1993): Reichlich Ohrfeigen, 
in: Die Zeit Nr. 39, S. 5, Hamburg. 

Kurz-Scherf, 1. (1992): Die Ungleichheit materiel­
ler Lebenschancen, in: SPW 4/92, S. 32 ff., 
Köln. 

Miles, R.: Rassismus. Einführung in die Geschich­
te und Theorie eines Begriffs, Hamburg. 

Negt, O. u. A. Kluge 11992): Maßverhältnisse 
des Politischen, Frankfurt/M. 

Rodel, U., G. Frankenberg u. H. Dubiel (1989): 
Die demokratische Frage, Frankfurt/M. 

Schacht,-.K. (1993): Rechtsextremismus, Werte­
. wandet und politische Bildung, Wiesbaden. 

Schwingel, M. (1993): Analytik der Kampfe. 
Macht und Herrschaft in der Soziologie Bour­
dieus. Hamburg. 

1) Vester u.a. orten in ihrer reprisentativ ange- Vester, M. (1993): Das Janusgesicht sozialer 
legten Untersuchung zum sozialstrukturalen Modernisierung. Sozialstrukturwandel und 
Wandel zwei Politiktypen, die Oberdurch- soziale Daintegration in Ost- und West-
schnittliche Sympathien für SPO ··und .,_. · deutlChland, in: Aus Politik und Zeitge-
publikaner aufweisen. Das Sozialpro,!l.beider 9Chichta B2_6-27/93, S. 3 • 19, Bonn .. 
Politikstil-Varianten wird durch Arbeiter und Willern,, H., Wuru, St., Eckert, R. (19931. Frem-
einfache Angeste11te·::.bestimmt.·.:::VörCdenin::::.::;:::,:~:~~!'~f.ic_ha Gewalt. Bne A~lyse von Ti­
viele gewerkschaftlich organisiert sind- IV:es:tef: · :·-.;:,.,}~n,kturen und Eskalationsprozessen, 
1993, s. 18). · ... :·,_ ,. ... . . .... : ... , .. TfiiN.., .. 

59 



spw verschenkt zwei nützliche Bücher an a:tle, 
die ein neues spw-Abonnement an die Frau 
oder an den ~lann bringen. 

keiten aus alle 

(11) 
12) 

( 
(14) 
(15) 
(16) 
(17) 
(18) 
(19) 

Mit dem rich""~"".n., u 

immer vollen 

(21) Umwelt-Lexikon 
(22) Haushalt ohne Gift 
(23) Recht am Arbeitsplatz 

Rechtsratgeber für Arbeitslose 
Verbraucherrechte 

OAEISAM 

b•' ,·,i;. 
Wilde Ehen 

Was Sie immer schon mal 
lesen wollten! 

Jurgcn Kuczynss, 
Prohleme der 

Selb;tkrilik 

• • 
~ " lutz Hotlm;inn 

1 Die ,_ 
i unvollendete 
1 

Republik 
Zwhdwn 
Eiowaodtrung~laocl 

i.mddtul.scMm 
NatiGnahta.111 

' 

(31) Jürgen Kuczynski, 
Probleme der Selbstkritik 

(32) Lutz Hoffmann, 
Die Unvollendete Republik 

(33) L. Elm/D. Heither/G. Schäfer, 
f I Füxe, Burschen, alte Herren 

Ladenpreis: jeweils DM 24,80 
1 

(34) K.-H. Heinemann/W. Schubarth, 
Der antifaschistische Staat 
entläßt seine Kinder 
Ladenpreis: DM 14,80 

(Papyrossa Verlag) 


